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Berufskrankheitenverordnung, Anspruch und Wirklichkeit 


Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat mit Schrei- 
ben vom 14. Februar 1990 die Große Anfrage namens der Bundes- 
regierung wie folgt beantwortet: 


Vorbemerkung 

Die Fraktion DIE GRÜNEN thematisiert in der Einleitung der 
Großen Anfrage das System der gesetzlichen Unfallversicherung. 
Sie kritisiert insbesondere die strenge Kausalität im Hinblick auf 
die Entschädigungsvoraussetzungen und die angeblich restriktive 
Entschädigungspraxis im Bereich der Berufskrankheiten. 

Traditionell stand für die gesetzliche Unfallversicherung in den 
ersten Jahrzehnten ihres Bestehens der Arbeitsunfall - seine Ver- 
hütung und ggf. seine Entschädigung - im Mittelpunkt der ge- 
setzlichen Aufgabenzuweisung. Die Berufskrankheiten haben in 
der Vergangenheit ständig und zunehmend an Bedeutung ge- 
wonnen. Mit der gesetzlichen Fiktion, nach der eine Berufskrank- 
heit als Arbeitsunfall gilt, ist verdeutlicht, daß rechtssystematisch 
für die Anerkennung und Entschädigung von Berufskrankheiten 
dieselben Grundsätze wie bei Arbeitsunfällen maßgebend sind. 

Die aktuelle Diskussion über die Berufskrankheitenproblematik 
führt insbesondere teilweise allein deshalb zu einer negativen 
Bewertung der Rechtsetzung und der Praxis der Durchführung 
durch die Unfallversicherungsträger, weil die Aufgabenstellung 
der gesetzhchen Unfallversicherung im Gesamtkonzept des sozia- 
len Sicherungssystems nicht berücksichtigt oder - oft auch in 
Unkenntnis der systematischen Vorgaben - anders interpretiert 
wird. 
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Die Gliederung unseres sozialen Sicherungssystems in verschie- 
dene Zweige ist nicht eine zufällige Ordnungsstruktur, sondern 
vor allem der Schlüssel für eine funktionale Zuordnung unter- 
schiedhcher, jeweils fest umschriebener Risiken. Die soziale 
Sicherung bei Krankheit ist grundsätzlich durch die Krankenver- 
sicherung zu gewährleisten. Für das Risiko der Einschränkung 
oder des Verlustes der Erwerbsfähigkeit tritt die gesetzliche Ren- 
tenversicherung als Invaliditätssicherungssystem mit ihren Lei- 
stungen ein. Lediglich dort, wo Gesundheitsschäden in schädi- 
genden Einwirkungen des Arbeitslebens ihre wesentliche Ur- 
sache haben, setzt die Einstandspflicht des Sonderentschädi- 
gungssystems Unfallversicherung ein. Hier ersetzt die Unfallversi- 
cherung die Leistungspflicht der Krankenversicherung und 
ergänzt die Leistungen der Rentenversicherung, soweit Dauer- 
geldleistungen an Verletzte oder Hinterbliebene in Form von 
Renten zu erbringen sind. Die Einstandspflicht der Unfallversiche- 
rung ergibt sich ausschließlich aus ihrem kausalen Bezug zur 
Arbeitswelt; sie rechtfertigt sich in dem Grundgedanken der 
Ablösung der Unternehmerhaftpflicht. Ein Verzicht auf diese kau- 
sale Ausgangsbasis müßte zu einer Verwischung und letztlich zu 
einer Aufhebung der Zuständigkeitsabgrenzung der einzelnen 
Zweige der Sozialversicherung führen und damit die Sinnhaftig- 
keit des gegliederten Systems beseitigen. Dies gilt auch dort, wo 
einer Veränderung oder einer Aufweichung des Kausalitätsprin- 
zips das Wort geredet wird. Dies gilt in gleichem Maße, wenn mit 
dem vorgeblichen Ziel einer anderen Verteilung der Beweislast 
im Grunde eine generelle gesetzliche Vermutung für die berufli- 
che Verursachung von Erkrankungen angestrebt wird, die allen- 
falls durch einen Gegenbeweis der nichtberuflichen Verursa- 
chung soll entkräftet werden können. 

Bei der gegebenen Aufgabenstellung der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung sind Schwierigkeiten im rechtlichen, vor allem aber im 
tatsächlichen Bereich bei der Durchführung nicht immer zu ver- 
meiden. Das provoziert einerseits Forderungen, verpflichtet aber 
auch dazu, im Rahmen systemkonformer Möglichkeiten ständig 
um Abhilfe und Verbesserung bemüht zu sein. So setzt die für die 
Einstandspflicht des Systems wesensnotwendige Feststellung der 
Ursache-Wirkung-Beziehung im Sinne der gesetzlichen Berufs- 
krankheiten-Definition gesicherte medizinisch-wissenschaftliche 
Erkenntnisse voraus. Damit besteht für die Bezeichnung einer 
Krankheit als Berufskrankheit eine strenge Bindung und nicht 
etwa ein freier sozialpolitischer Ermessensspielraum, der allen- 
falls durch finanzielle Gegebenheiten begrenzt wäre. Unbestrit- 
ten ist der Erkenntnisstand der medizinischen Wissenschaft 
gerade in der jüngeren Vergangenheit auch durch Beteihgung 
und Heranziehung anderer Fachdisziplinen enorm gewachsen. 
Noxen, denen früher keine Beachtung geschenkt wurde, weil sie 
als unbedenklich galten, werden heute als Ursachen schwerer 
Gesundheitsschädigungen erkannt. Solche wissenschaftliche 
Erkenntnis ist damit in erster Linie relevant für eine Weiterent- 
wicklung des Rechts der Berufskrankheiten und damit gleichzei- 
tig für die Abgrenzung der Einstandspflicht der Unfallversiche- 
rung. 
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Nach Auffassung der Bundesregierung wäre es verfehlt, pauschal 
von einer restriktiven Struktur des Berufskrankheitenrechts zu 
sprechen. Dies gilt gleichermaßen für die generalisierende Kritik 
wegen einer angebhch restriktiven Entschädigungspraxis der 
Träger der gesetzlichen Unfallversicherung, Sie sind Körperschaf- 
ten des öffentlichen Rechts mit paritätischer Selbstverwaltung in 
allen Organen, einschheßlich der Widerspruchs- und Rentenaus- 
schüsse. In ihrer Tätigkeit sind sie ausschließlich an Recht und 
Gesetz gebunden. Insoweit müssen sie bei der Anerkennung von 
Berufskrankheiten ihre Entscheidungen aufgrund von Kausali- 
tätsprinzipien und von schlüssig begründeten medizinisch-gut- 
achterhchen Feststellungen treffen. Aufgabe der zuständigen 
Aufsichtsbehörden des Bundes und der Länder ist es, die Recht- 
mäßigkeit des Handelns zu überwachen und ggf. zu beanstanden. 
Die Erfahrungen aus der Aufsichtstätigkeit bestätigen, daß im 
Regelfall das geltende Recht korrekt angewandt wird. 

Soweit die Große Anfrage positive Tendenzen in Unfallver- 
hütungsberichten und Berufskrankheitenstatistiken kritisch an- 
spricht, bestätigt die Bundesregierung ihre Auffassung, daß in 
einem Rückgang der Unfall- und Berufskrankheitenzahlen auch 
ein Erfolg der wichtigen Präventivmaßnahmen der Betriebe, 
Unfallversicherungsträger und Behörden zu sehen ist. Sie weist 
aber immer wieder auf das tatsächliche Unfallgeschehen hin und 
nimmt dies zum Anlaß, den Arbeitsschutz ständig zu verbessern 
und alle Beteiligten aufzufordem, die Anstrengungen zum Schutz 
der Arbeitnehmer vor Unfall- und Gesundheitsgefahren am Ar- 
beitsplatz zu verstärken. Alle technischen, organisatorischen und 
wissenschafthchen Möglichkeiten müssen genutzt werden, um 
den Arbeitsschutz weiterzuentwickeln, 

/. Die aktuelle Entwicklung der Anzeigen auf Verdacht einer 
Berufskrankheit 

War in den Jahren vor 1983 eine leicht sinkende Tendenz bei den 
Anzeigen auf Verdacht einer Berufskrankheit festzustellen' so ist 
seit 1983 eine tendenzielle Zunahme von Anzeigen zu verzeichnen, 
Auch bei Nichtberücksichtigung der sogenannten sonstigen Anzei- 
gen läßt sich diese Tendenz feststeUen. 

Der Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften 
(Bgen) führt diese Entwicklung in seinem Geschäftsbericht von 
1987 fast ausschließlich auf die veränderte Erhebungspraxis der 
Bgen seit 1986 zurück. Seit diesem Zeitpunkt müssen alle Ver- 
dachtsanzeigen aufgeführt werden, auch die, bei denen schon bei 
Eingang sicher ist, daß keine Anerkennungsmöglichkeit gegeben 
ist (z. B. bei Verschleißerkrankungen). Der Anstieg der Verdachts- 
anzeigen - so der Hauptverband - sei vor allem in dem Bereich der 
sonstigen Krankheiten zu verzeichnen. 

Bei genauer Analyse des Unfallverhütungsberichts und der BK- 
Dokumentation ist zwar festzusteUen, daß bei den „sonstigen An- 
zeigen", bedingt durch die neue vollständige Dokumentation, ein 
überdurchschnittlicher Zuwachs zu verzeichnen ist; eine steigende 
Tendenz ist aber auch bei den Anzeigen festzusteUen, die einer BK- 
Nummer zugeordnet werden. 

Ein zweites Argument des Hauptverbandes der gewerbhchen Bgen 
lautet, daß Anzeigen auf Verdacht einer Berufskrankheit nicht nur 
von Ärzten, Krankenkassen und Unternehmen - also Experten 
sondern prinzipiell auch von jeder anderen Person erstattet werden 
können. AUerdings wird eine Aufschlüsselung nach Anzeigenstel- 
lem nicht vorgenommen. 

1. Worauf ist nach Ansicht der Bundesregierung der deutliche tenden- 
zieUe Anstieg der Anzeigen auf Verdacht einer BK zurückzuführen? 

Der tendenzielle Anstieg von Anzeigen auf Verdacht einer Berufs- 
krankheit läßt sich auf folgende Gründe zurückführen: 
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— Seit dem Berichtsjahr 1986 haben sich die Vorgaben für die 
offizielle Statistik geändert: Seit diesem Zeitpunkt sind gene- 
rell auch die Anzeigen aufzuführen, bei denen die Versiche- 
rungsträger frühzeitig erkennen können, daß die Vorausset- 
zungen für die Anerkennung einer Berufskrankheit nicht vor- 
liegen; diese Fälle gingen bis 1985 überwiegend nicht in die 
Statistik ein. 

— Berufskrankheiten-Anzeigen können nicht nur von Ärzten, 
Krankenkassen und Unternehmern, sondern generell von jeder 
Person, insbesondere auch vom Versicherten selbst, erstattet 
werden. Die nicht von Ärzten stammenden Anzeigen haben in 
den letzten Jahren zugenommen und werden wohl auch künf- 
tig — nicht zuletzt durch die erweiterte Mitteilungspflicht der 
Krankenkassen nach dem neuen § 20 Abs. 2 Satz 3 SGB V - 
vermehrt erstattet werden. 

— Gezielte Öffentlichkeitsarbeit und Berichte in den Medien 
haben in der Bevölkerung und damit bei den Versicherten 
selbst zu einer erhöhten Sensibilität für gesundheitsschädi- 
gende Einflüsse am Arbeitsplatz geführt. Dieses verstärkte 
Bewußtsein findet sich auch bei der Ärzteschaft, seitdem die 
Approbationsordnung die Arbeitsmedizin als Lehr- und Prü- 
fungsfach vorsieht. 

— Von besonderer Bedeutung ist die systematische Durchführung 
von Vorsorgeuntersuchungen innerhalb des von den Unfallver- 
sicherungsträgern geschaffenen Systems von Prävention und 
Rehabilitation (1988: mehr als 2 Mio. arbeitsmedizinische Vor- 
sorgeuntersuchungen) . Aufgrund einer stichprobenweisen 
Durchsicht ergibt sich, daß etwa ein Drittel der jährlich ange- 
zeigten Verdachtsfälle im Zusammenhang mit einer Vorsorge- 
untersuchung steht. 

— Schließlich führen auch neue Erkenntnisse über bislang ver- 
borgene Ursache-Wirkungs-Beziehungen oder über die syste- 
mische Wirkung bestimmter Noxen zu einem Anstieg von ent- 
sprechenden Verdachtsanzeigen. 

2. Welche Bedeutung kommt nach Meinung der Bundesregierung 
dabei den zum Teil erhebUchen Latenzzeiten, speziell bei Erkran- 
kungen durch chemische Einwirkungen (z. B. bösartige Neubildun- 
gen) zu? 

Es ist offenkundig, daß im Falle langer Latenzzeiten Erkrankun- 
gen jetzt zur Anzeige gebracht werden, deren Ursachen in einer 
manchmal 20 bis 30 Jahre zurückliegenden berufsbedingten Ein- 
wirkung liegen. Zum Teil waren die Gefahrenpotentiale im Zeit- 
punkt der Gefährdung nicht hinreichend bekannt, zum Teil ist 
jedenfalls auf - aus heutiger Sicht - mangelhafte Arbeitsbedin- 
gungen und Arbeitsplatzgestaltungen insbesondere beim Um- 
gang mit gefährlichen, insbesondere kanzerogenen Arbeitsstoffen 
hinzuweisen. Dies gilt besonders für Asbest; nach dem Unfallver- 
hütungsbericht 1988 stiegen die Anzeigen auf Verdacht einer 
asbestbedingten Berufskrankheit gegenüber dem Vorjahr um 
36,5 Prozent. 
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3. Wie stark gewichtet die Bundesregierung die Diskrepanz zwischen 
angezeigten und erstmals entschädigten Berufskrankheitenfällen? 


Eine Berufskrankheiten- Anzeige setzt lediglich den begründeten 
Verdacht auf Vorliegen einer Berufskrankheit voraus. Dabei wer- 
den an die „Begründung" in der Praxis keine besonderen Anfor- 
derungen gestellt, Aufgabe der Unfallversicherungsträger ist es, 
aufgrund jeder Anzeige den oftmals sehr schwierigen Kausalzu- 
sammenhangsfragen nachzugehen und sie zu beurteilen. Daß 
eine große Zahl angezeigter Fälle nicht erstmals entschädigt - i. S. 
von berentet - werden, ist auf unterschiedliche Gründe zurückzu- 
führen: 

— Nicht jeder Verdachtsfall bestätigt sich als Berufskrankheit, da 
viele Krankheiten (z. B. Hautkrankheiten, Krebserkrankungen) 
auch ohne berufliche Verursachung auftreten. 

— Bei einer Anzahl von Berufskrankheiten (z. B. obstruktive 
Atemwegserkrankungen, Hauterkrankungen) tritt definitions- 
gemäß der Versicherungsfall trotz vorliegender Erkrankung 
erst ein, wenn der Versicherte alle bezüglich dieser Erkran- 
kung gefährdenden Tätigkeiten endgültig aufgibt. Diese Be- 
rufskrankheiten erreichen bei den angezeigten Fällen einen 
Anteil von etwa 40 Prozent, die erstmalige Entschädigung mit 
Rente nur 13 Prozent. 

— In vielen Fällen kann der Gesundheitszustand des Versicherten 
durch intensive kurative und rehabilitative Maßnahmen soweit 
gebessert werden, daß eine rentenberechtigende Minderung 
der Erwerbsfähigkeit von einem Fünftel oder mehr nicht ver- 
bleibt, Arbeitsplatzbezogene Verbesserungsmaßnahmen oder 
Arbeitsplatzwechsel haben ebenfalls wichtige gesundheitsver- 
bessernde Funktion. Insoweit ist eine Diskrepanz zwischen 
Anzeige und erstmaliger Entschädigung erstrebens- und be- 
grüßenswert, 

— Im übrigen ist die Zahl der Erkrankungen, die dem Grunde 
nach als Berufskrankheit anerkannt werden oder bei denen 
Rehabilitationsmaßnahmen oder Maßnahmen nach § 3 der Be- 
rufskrankheiten- Verordnung anfallen, unter dem Gesichts- 
punkt der Anerkennung den „erstmals entschädigten" Berufs- 
krankheiten hinzuzurechnen. 


4. Die BK 2301, Lärmschwerhörigkeit, hat in der Hierarchie aller BK- 
Anzeigen noch immer den zweiten Platz inne. Nachdem die Ver- 
dachtsanzeigen einige Jahre lang eine sinkende Tendenz zeigten, 
nimmt die Zahl der angezeigten Erkrankungen durch Lärmeinwir- 
kung seit 1985 wieder zu. Wie beurteilt die Bundesregierung diesen 
Sachverhalt unter besonderer Berücksichtigung dessen, daß es sich 
bei der Lärmschwerhörigkeit um eine Erkrankung handelt, die sehr 
gut erforscht ist und deren Vermeidung ein technisch lösbares Pro- 
blem darstellt? 
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Die angezeigten Lärmschwerhörigkeitsfälle haben bis 1977 stark 
zugenommen. Von 1977 bis 1985 ist eine erhebliche Abnahme 
festzustellen. Seit 1985 hingegen ist wieder eine Zunahme zu 
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verzeichnen (1977: 20 592, 1985: 8 828, 1988: 10 826). Bei den 
Fällen von Lärmschv^erhörigkeit, die erstmals entschädigt worden 
sind, ist im gleichen Zeitraum eine Abnahme festzustellen (1977: 
3 514, 1985: 1 180, 1988: 1 052). 

Die Interpretation dieser Daten ist schwierig. Aus ihnen kann 
allerdings nicht ohne weiteres ein Anstieg (bis 1977) und ein 
Abfall (von 1977 bis 1985) der Lärmbelastung abgeleitet werden. 
Die Zunahme der Anzeigen hat sich insbesondere durch die Auf- 
nahme systematischer audiometrischer Untersuchungen im Rah- 
men arbeitsmedizinischer Vorsorgeuntersuchungen ergeben. 

Umfragen und Bewertungen zeigen folgendes Bild: Weiterhin 
sind ca. 3 Mio. Arbeitnehmer gehörschädlichem Lärm von 
85 dB(A) und mehr ausgesetzt. Etwa die Hälfte der beobachteten 
BK-Fälle Lärmschwerhörigkeit entfällt auf den Bereich Eisen und 
Metall. 

Es muß davon ausgegangen werden, daß die ständig zunehmende 
Leistungssteigerung der technischen Arbeitsmittel und der 
zunehmende Grad an Benutzung technischer Geräte an den Ar- 
beitsplätzen zu erhöhten Lärmbelastungen führt. Durch die vor- 
handenen Vorschriften und Verordnungen (UVV „Lärm", Ar- 
beitsstättenverordnung), durch die Aktivitäten des Deutschen 
Instituts für Normung und des Vereins Deutscher Ingenieure und 
der Sicherheitsfachkräfte in der Industrie, durch die Aufsichts- 
tätigkeit der Gewerbeaufsicht und Berufsgenossenschaften sowie 
durch die unterstützende Forschung im Rahmen des HdA-Pro- 
gramms des BMA und BMFT (jetzt Programm „Arbeit und Tech- 
nik" des BMA, BMFT und BMBW) wurde versucht, die Lärmbela- 
stung weiter zu reduzieren oder zumindest nicht ansteigen zu 
lassen. 

Daß weiterhin eine hohe Zahl neuer Verdachtsfälle für die Lärm- 
schwerhörigkeit entsteht, liegt auch daran, daß vorhandene und 
bekannte technische Maßnahmen (z. B. in VDI-Richtlinien) nicht 
oder nicht ausreichend angewandt werden. Weitere Maßnahmen 
in Lärmbereichen, wie das Tragen von Gehörschutz vorzuschrei- 
ben und audiometrische Untersuchungen (Gehörvorsorge) durch- 
zuführen, sind für die Vermeidung von Gehörschäden nicht 
immer ausreichend. Erforderlich ist hier in erster Linie technischer 
Lärmschutz. Durch neue Vorschriften im Rahmen der Umsetzung 
der beiden EG-Richtlinien 

— Richtlinie über den Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefähr- 
dung durch Lärm am Arbeitsplatz (86/ 188/EWG) und 

— Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten für Maschinen (89/392/EWG) 

wird der Lärmschutz verbessert werden. Diese Richtlinien schrei- 
ben für neue Maschinen sachdienliche Informationen über den 
erzeugten Lärm vor, so daß sich der Käufer von Maschinen aus 
dem Angebot die leiseren Maschinen auswählen und dadurch zur 
Lärmsenkung beitragen kann. 
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11. Die Aussagekraft der jährlichen Statistiken: Unfallverhütungs- 
bericht der Bundesregierung und Berufskrankheiten- 
Dokumentation des Hauptverbandes der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften 

Die jährlichen Statistiken lassen nur unzulängliche Rückschlüsse 
auf das tatsächliche Unfall- und Krankheitsgeschehen in der 
Arb eits weit zu. 

Unbestritten ist, daß solche Überblicksberichte ihrer Natur nach nur 
ein sehr begrenztes Bild der Wirklichkeit widerspiegeln können. Es 
existieren jedoch eine Reihe von Defiziten in der Erfassung und 
Bewertung von Daten, deren Behebung sowohl den Unfallverhü- 
tungsbericht als auch die Bemfskrankheiten-Dokumentation zu 
reahstischeren Dokumenten des Krankheits- und Unfallgeschehens 
werden tießen. 

Darüber hinaus ist zu fragen, inwieweit solche Berichte ausreichend 
sind, um daraus Aufschlüsse über die industrielle Pathogenität und 
die Situation des Arbeitsschutzes zu erhalten. 

5. Welche Gründe hegen vor, die BK-Dok noch immer ge- 
schlechtsunspezifisch zu führen, obwohl die meisten anderen Stati- 
stiken, wie z.B. die der Renten- und Krankenversicherung, Auf- 
schluß über geschlechtsspezifische Unterschiede ermöghchen? 

Plant die Bundesregierung, darauf hinzuwirken, diesbezüglich eine 
Veränderung herbeizuführen? 


Die BK-Dok wird bereits geschlechtsspezifisch geführt. Bisher 
bestand jedoch keine Nachfrage nach einer entsprechenden Ver- 
öffentlichung. Künftig ergibt sich die Notwendigkeit einer Gliede- 
rung nach dem Geschlecht u. a. aus den Verpfhchtungen nach 
dem lAO-Übereinkommen Nr. 160 über Arbeitsstatistiken. 

Die Bundesregierung wird darauf hinwirken, daß bei der nächst- 
anstehenden Veröffentlichung der BK-Dok die wesentlichen Sta- 
tistiken geschlechtsspezifisch aufgeführt werden. 

Eine Übersicht für das Jahr 1988, getrennt nach dem Geschlecht 
der Versicherten, über Verdachtsanzeigen, über die anerkannten 
und abgelehnten Fälle ist in Anlage 1 wiedergegeben. 


6. Im Unfallverhütungsbericht werden alle Anzeigen auf Verdacht 
einer Berufskrankheit und Unfallmeldungen unabhängig von Ent- 
schädigung oder Anerkennung durch die Berufsgenossenschaften 
aufgeführt. Bei Krankheiten und Unfällen mit tödlichem Ausgang 
wird anders verfahren, diese werden nur aufgeführt, wenn sie als 
berufsbedingt anerkannt wurden. 

Welche Gründe liegen für diese unterschiedliche Verfahrensweise 
vor? 


Im Unfallverhütungsbericht der Bundesregierung werden ausge- 
wiesen 

— die Anzahl der Anzeigen von Arbeits- und Wegeunfällen, bei 
denen eine versicherte Person getötet oder so verletzt worden 
ist, daß sie für mehr als drei Tage völlig oder teilweise arbeits- 
unfähig ist, sowie die Anzeigen auf Verdacht einer Berufs- 
krankheit; darin enthalten sind naturgemäß auch die tödlich 
verlaufenen Unfälle und Berufskrankheiten unabhängig da- 
von, ob der Tod im Anzeigezeitpunkt bereits eingetreten war 
oder nicht, und unabhängig davon, ob das „Ausgangsereignis" 
später als Arbeitsunfall oder Berufskrankheit anerkannt wird. 
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— die Anzahl der erstmals entschädigten Arbeitsunfälle und 
Berufskrankheiten; das sind die Fälle, in denen bei erwiesener 
Kausalität wegen geminderter Erwerbsfähigkeit um wenig- 
stens ein Fünftel (bei sog. Stützrente um ein Zehntel) Rente, 
Gesamtvergütung, Abfindung oder ein Sterbegeld gezahlt wor- 
den ist. Aus diesen Zahlen der erstmals entschädigten Arbeits- 
unfälle und Berufskrankheiten werden die tödlich verlaufenen 
Fälle herausgezogen und in einer besonderen Übersicht darge- 
stellt. 

In diesem Erfassungs- und Ausweisungsverfahren vermag die 
Bundesregierung keine unterschiedliche Verfahrensweise zu 
sehen, zumal es in diesem Zusammenhang allein um die Darstel- 
lung gerade der Fälle geht, die anerkanntermaßen auf einen 
Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit zurückzuführen sind. 


7. Die erstmals entschädigten Berufskrankheiten nach § 551 Abs. 2 
RVO (Öffnungsklausel) werden lediglich in einer Sammelposition 
unspezifisch erfaßt. 

Kann die Bundesregierung die nach § 551 Abs. 2 entschädigten Be- 
rufskrankheiten für die letzten zehn Jahre nach Erkrankungsarten 
bzw. verursachenden Noxen aufschlüsseln? 


Es ist zutreffend, daß in den Geschäfts- und Rechnungsergebnis- 
sen der Träger der Unfallversicherung sowie im Unfallverhü- 
tungsbericht der Bundesregierung die nach § 551 Abs. 2 RVO 
erstmals entschädigten Fälle nur summarisch angegeben werden. 
Vom Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften ist 
jedoch bereits im Jahr 1983 eine Broschüre zum Thema „Erfah- 
rungsbericht über die Anwendung von § 551 Abs. 2 RVO bei be- 
ruflichen Erkrankungen" publiziert worden; darin sind die von 
1964 bis 1981 anerkannten Fälle hinsichtlich der Erkrankungsart 
und der beruflichen Einwirkung aufgeführt. Die im Bereich der 
gewerblichen Berufsgenossenschaften nach § 551 Abs. 2 RVO 
anerkannten Fälle von 1979 bis 1988 sowie die von 1964 bis 1987 
anerkannten Erkrankungsfälle aus dem Bereich des Bundesver- 
bandes der Unfallversicherungsträger der öffentlichen Hand sind 
in Anlage 2 wiedergegeben. 

Der Bundesverband der landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften hat auf Nachfrage mitgeteilt, daß die angezeigten 
Erkrankungen wegen ihrer geringen Anzahl (1986 angezeigt 5, 
entschädigt 0; 1987 angezeigt 7, entschädigt 0; 1988 angezeigt 3, 
entschädigt 0) keine statistische Bewertung zuließen. 


8. Die Anzeigen auf Verdacht einer BK, die weder den Listenkrank- 
heiten noch dem § 551 Abs. 2 zuzuordnen sind, werden unter der 
Position „sonstige Krankheiten" zusammengefaßt. Kann sich die 
Bundesregierung unserer Auffassung anschließen, daß es zur Beur- 
teilung des Krankheitsgeschehens notwendig ist, diese Anzeigen - 
im Jahre 1986 waren es 1334 und im Jahre 1987 1521 - nach 
Krankheitsgruppen oder angegebenen Noxen zu differenzieren? 
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Die in den Jahren 1986 und 1987 gemeldeten 1 334 bzw. 1521 auf- 
geführten Anzeigen über „sonstige Krankheiten" sind solche 
Fälle, die im Zeitpunkt der Veröffentlichung statistisch noch nicht 
einzuordnen waren. Naturgemäß erfolgt ein zeitlich verzögertes 
Aufarbeiten mit der versicherungsrechtlichen Entscheidung, ob 
nach Erkrankung (Diagnose) und schädigender Einwirkung eine 
Listenkrankheit vorliegt, eine Erkrankung „wie eine Berufskrank- 
heit" zu entschädigen ist oder weder das eine noch das andere 
vorliegt. 

Die Bundesregieruüg wird sich jedoch dafür einsetzen, bei der 
Dokumentation schon in einem früheren Stadium eine stärkere 
Aufschlüsselung — etwa nach vermuteten Noxen — zu erreichen. 


9. Es ist nicht neu, daß bei weitem nicht alle nach der RVO melde- 
pfhchtigen Arbeits- Unfälle auch gemeldet werden. Unterschied- 
üche Schätzungen existieren jedoch über das Ausmaß der Um- 
gehung der Meldepflicht. 

a) liegen der Bundesregierung neue Erkenntnisse über die Diffe- 
renz zwischen den meldepflichtigen und tatsächüch gemeldeten 
Unfällen vor? 

b) Arbeitsunfähigkeit wird als Rechtsbegriff definiert, der gekenn- 
zeichnet wird durch medizinische imd außermedizinische Vor- 
aussetzungen. 

Die heutige Rechtsprechung geht nicht mehr davon aus, daß 
ein(e) Arbeitnehmer (in) solange als arbeitsunfähig anzusehen 
ist, bis sie (er) die jeweilige bisherige Tätigkeit wieder aufneh- 
men kann. 

Welche Bedeutung kommt nach Ansicht der Bundesregierung 
bei Umgehung der Meldepflicht der Einrichtung von Schon- 
und Scheinarbeitsplätzen (ähnUche bzw. andersartige Tätigkeit) 
zu? 

c) Welche Maßnahmen, Kontrollen imd Sanktionen wurden in der 
Vergangenheit eingesetzt, um dem entgegenzutreten? 

d) Wie beurteilt die Bundesregierung die Wirksamkeit des bisher 
eingesetzten Instrumentariums, und welche Konsequenzen sind 
daraus zu ziehen? 


Zu a): 

Meldepflichtige Unfälle sind solche, die entweder den Tod oder 
eine Arbeitsunfähigkeit von mehr als drei Tagen zur Folge haben. 
Bei ihnen ist daher im Regelfall davon auszugehen, daß medizini- 
sche Behandlung erforderlich ist. Dementsprechend werden in 
der Praxis die ersten Mitteilungen von Arbeitsunfällen nicht vom 
Unternehmer, sondern zu ca. 85 v. H. von Ärzten, insbesondere 
Durchgangsärzten, abgegeben. Behandlungsbedürftige Verlet- 
zungen bleiben daher im Regelfall den Unfallversicherungsträ- 
gern nicht verborgen. 

Erkenntnisse über eine Dunkelziffer nicht gemeldeter Arbeits- 
unfälle liegen hier ebensowenig vor wie irgendwelche Anhalts- 
punkte über eine systematische Umgehung der Anzeigepfhchten. 

Zu b): 

Der Begriff „Arbeitsunfähigkeit" ist nicht im Gesetz festgelegt, 
sondern durch die Rechtsprechung definiert. Danach ist arbeits- 
unfähig ein Versicherter, der seiner bisher ausgeübten Erwerbs- 
tätigkeit überhaupt nicht mehr oder nur auf die Gefahr hin nach- 
gehen kann, seinen Zustand zu verschlimmern. Soweit sich das 
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Bundessozialgericht in jüngerer Rechtsprechung mit der „Verwei- 
sung auf gleichartige Tätigkeiten" befaßt hat, handelt es sich 
allenfalls um Verdeutlichungen, nicht aber um eine neue Recht- 
sprechung; hier ist klargestellt worden, daß unter der „zuletzt 
ausgeübten" Erwerbstätigkeit nicht lediglich der bisherige 
Arbeitsplatz, sondern auch ähnlich geartete Tätigkeiten zu ver- 
stehen sind. Im übrigen kommt eine Verweisung auf gleichgear- 
tete Tätigkeiten nach übereinstimmender Interpretation der Spit- 
zenverbände der Krankenkassen nur bei Arbeitnehmern in Frage, 
deren Beschäftigungsverhältnis gelöst ist. 

Damit sind Verweisungen durch den Arbeitgeber auf Schon- 
arbeitsplätze mit nicht gleichartigen Tätigkeiten unzulässig. Es 
kann allerdings nicht ausgeschlossen werden, daß in einzelnen 
Betrieben etwa aufgrund von Vereinbarungen zwischen Betriebs- 
leitung und Betriebsrat „Schonarbeitsplätze" vorhanden sind. 
Gleichwohl ist darauf hinzuweisen, daß es eine sog. „Schon- 
arbeitsfähigkeit" im Bereich der gesetzlichen Unfallversicherung 
nicht gibt. Die Meldepflichtigkeit von Arbeitsunfällen wird jeden- 
falls durch eine tatsächliche Tätigkeit auf einem anderen Arbeits- 
platz nicht berührt. Da zudem durch die Mitwirkungspflicht des 
Betriebsrats, der Sicherheitsbeauftragten und Betriebsärzte im 
Unternehmen bei der Abgabe der Unfallanzeige Umgehungs- 
möglichkeiten weitestgehend ausgeschlossen werden, sind nach 
Meinung der Bundesregierung Konsequenzen - Kontrollen, Sank- 
tionen - derzeit nicht geboten. 

Zu c) und d): 

Konkrete Maßnahmen, Kontrollen oder Sanktionen der Versiche- 
rungsträger zur Sicherung der Meldeehrlichkeit sind nicht be- 
kanntgeworden, erscheinen bei der geschilderten Sachlage 
außerhalb von Betriebsbesichtigungen auch nicht erforderlich. 

10. Bei Kontrollen der Gewerbeaufsichtsbehörden wurden bei der 
Beschäftigung von Leüiarbeitnehmer/innen erhebhche Mängel 
bezüglich Arbeitsschutz und Arbeitssicherheit festgesteUt. 

a) Liegen der Bundesregierung neue Erkenntnisse darüber vor, 
wie hoch die Unfallquote von Leiharbeitnehmem/innen im Ver- 
gleich zu der UnfaUhäufigkeit von „Normalarbeitnehmem/ 
innen " ist? 

b) Liegen der Bundesregierung Schätzungen über die Dunkelziffer 
nicht gemeldeter Arbeitsunfälle und nicht angezeigter Berufs- 
krankheiten von Leüiarbeitnehmern/innen vor? 

Eine Umfrage bei den für die Gewerbeaufsichtsbehörden zustän- 
digen obersten Länderbehörden hat ergeben, daß dort keinerlei 
Erkenntnisse über die Unfallhäufigkeit von Leiharbeitnehmern/ 
innen im Vergleich zu „Normalarbeitnehmem/innen" vorliegen. 
Dies gilt gleichermaßen für Schätzungen bezüglich einer Dunkel- 
ziffer für nicht gemeldete Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten in 
diesem Bereich. 

Für Leiharbeitsverhältnisse ist im Regelfall die Verwaltungs- 
Berufsgenossenschaft zuständiger Unfallversicherungsträger. 
Hier kann jedoch nur aus dem Gefahrtarif auf eine höhere Unfall- 
quote von Leiharbeitnehmern/innen geschlossen werden, der in 
einer Gefahrklasse 16, im Bürobereich 3,5, zum Ausdruck kommt.^ 
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11. Auch bei den Anzeigen auf Verdacht einer Berufskrankheit ist von 

einer hohen Dunkelziffer nicht erfaßter Erkrankungen auszugehen. 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Kritik, daß die von der Stati- 
stik erfaßten Anzeigen unter anderem determiniert sind durch 

a) die geringen Kenntnisse vieler Arbeitnehmer/innen über 
gesundheitliche Auswirkungen von Arbeitsbedingungen und 
Arbeitsstoffen und dem damit verbundenen Problem, Erkran- 
kungen hierzu in Verbindung setzen zu können; 

b) den geringeren Wissensstand vieler Arbeitnehmer/innen über 
die Aufgaben der Berufsgenossenschaften und die Durchfüh- 
rung von BK- Anzeigen und Verfahren; 

c) den geringen Informationsstand vieler Ärzte über arbeitsmedizi- 
nische Erkenntnisse bzw. Gefahren in der Arbeitsumwelt; 

d) die restriktive Handhabung des Berufskrankheitenrechts selbst, 
da die bekannten geringen Anerkennungs- und Entschädi- 
gungsfälle dazu führen, daß aus vermuteter Erfolglosigkeit her- 
aus keine Anzeige vorgenommen wird? 


Erkenntnisse darüber, daß bei den Anzeigen auf Verdacht einer 
Berufskrankheit von einer hohen Dunkelziffer nicht erfaßter 
Erkrankungen auszugehen ist, die nach der geltenden Berufs- 
krankheitenliste anzuzeigen wären, liegen der Bundesregierung 
nicht vor. 


Zu a): 

Es wird zutreffend sein, daß bei Arbeitnehmern/innen Wissens- 
defizite über gesundheitsschädigende Auswirkungen von Ar- 
beitsbedingungen und Arbeitsstoffen bestehen. Dies wird jedoch 
in den einzelnen Branchen und Bereichen unterschiedlich um so 
stärker ausgeprägt sein, je komplizierter sich Ursache-Wirkungs- 
Beziehungen darstellen oder je länger die Latenzzeiten zwischen 
Exposition und Erkrankung sind. 

Im Gefahrstoffbereich besteht die Verpflichtung des Arbeitge- 
bers, die Arbeitnehmer/innen durch die zu erstellende Betriebs- 
anweisung über die beim Umgang mit Gefahrstoffen auftretenden 
Gefahren zu unterrichten und mindestens einmal jährhch mit glei- 
cher Zielsetzung mündlich zu unterweisen. Diese Aufklärung, die 
durch die Vorsorgeuntersuchungen durch Betriebsarzt oder er- 
mächtigten Arzt vervollständigt wird, setzt schon viele Ver- 
sicherte in die Lage, ihre Arbeitsplatzsituation im Hinblick auf 
gesundheitliche Gefahrenpotentiale abzuschätzen. 

Hinzu kommt eine Vielzahl von Maßnahmen der Aufklärung 
durch die Unfallversicherung, die im Regelfall allerdings nur 
Interessierte erreichen; Merkblätter, VeröffenÜichungen in Fach- 
publikationen, Schwerpunktberichte in Mitteilungsblättern, Vor- 
tragsveranstaltungen für Versicherte, Betriebs-ZPersonalräte, 
Sicherheitsbeauftragte und -fachkräfte. 

Im übrigen sprechen auch wachsende Zahlen von Verdachts- 
anzeigen durch Versicherte selbst für ein ständig ansteigendes 
Gefahrenbewußtsein. 

Zu b): 

Die Aufgaben der Berufsgenossenschaften im Bereich des präven- 
tiven Arbeitsschutzes sind in den Betrieben durch die Tätigkeit 
der Technischen Aufsichtsdienste, durch entsprechende Aus- 
hänge, durch die regelmäßig erscheinenden Mitteilungsblätter 
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und Aufklärungskampagnen sicherlich bekannt. Auch die Ge- 
werkschaften haben sich dieser Informationsproblematik ver- 
stärkt und mit Erfolg angenommen. Von besonderer Bedeutung 
ist auch hier die Schulung von Sicherheitsbeauftragten der Be- 
triebe, Sicherheitsfachkräften, sonstigen Betriebsangehörigen 
sowie Unternehmern und Führungskräften; die Teilnehmerzahl 
beläuft sich nach dem Unfallverhütungsbericht 1988 auf über 
370 000 Personen pro Jahr. 

Die Anzeigen bei begründetem Verdacht auf Vorliegen einer 
Berufskrankheit sind allerdings in erster Linie von Ärzten/Zahn- 
ärzten, Krankenversicherungsträgern und ggf. auch Unterneh- 
mern, nicht von den Versicherten selbst zu erstatten. 

Zu c): 

Die Disziplinen Arbeitsmedizin und Sozialmedizin sind im Rah- 
men der ökologischen Fächer seit 1970 Bestandteil des Lehrplans 
der Medizinstudenten und auch Prüfungsfächer für die medizini- 
sche Abschlußprüfung. Grundkenntnisse in der Arbeitsmedizin 
muß damit jeder Arzt schon in seinem Studium erwerben, um bei. 
seiner späteren ärztlichen Berufsausübung Einflüsse der Arbeits- 
welt auf die Gesundheit erkennen und beurteilen zu können. Hin- 
zu kommt, daß durch die im Arbeitssicherheitsgesetz festgelegte 
betriebsärztliche Betreuung die Zahl der Ärzte mit besonderen 
Fachkenntnissen und mit der Gebietsbezeichnung „Arbeitsmedi- 
zin'' ständig zunimmt. Auch die ständige Beteiligung an medizini- 
schen Kongressen sowie die eigene Ausrichtung solcher Fach- 
tagungen insbesondere durch die Landesverbände der Unfall- 
versicherungsträger wie auch die fortlaufende Veröffentlichung 
der Ergebnisse arbeitsmedizinischer Kolloquien sowie die 
Publikation von Forschungsberichten und Einzelbeiträgen zeugt 
von dem Bemühen, auch die Ärzteschaft anzusprechen und Infor- 
mationsdefizite möglichst zu beseitigen. 

Die ständig steigende Anzahl von Verdachtsanzeigen bei Berufs- 
krankheiten insbesondere durch Ärzte zeigt, daß hier eine wach- 
sende Sensibilität und Kompetenz erzeugt werden konnte. Dem 
steht selbstverständlich nicht entgegen, auch künftig mit Nach- 
druck alle Möglichkeiten zur Fort- und Weiterbildung zu nutzen. 

Zu d): 

Die Auffassung, das Berufskrankheitenrecht werde von den 
Unfallversicherungsträgern entmutigend restriktiv gehandhabt, 
kann nicht geteilt werden. Aufgrund langjähriger Überprüfungs- 
praxis ist auch die zuständige Aufsichtsbehörde für die bundesun- 
mittelbaren Unfallversicherungsträger der Überzeugung, daß das 
geltende Berufskrankheitenrecht unvoreingenommen angewandt 
wird; von den Länderaufsichtsbehörden sind keine gegenteiligen 
Erfahrungen bekannt. Auch die Überprüfungen durch die Sozial- 
gerichtsbarkeit zeigen keinerlei Auffälligkeiten im Hinblick auf 
falsche oder restriktive Rechtsanwendung. 

Im übrigen wird wegen der Diskrepanz Anzeigen/Anerkennung 
oder Entschädigung auf die Antwort zu Frage 1/3 verwiesen. 
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12. Mit welcher Anzahl nicht erkannter und/oder nicht gemeldeter 
Berufskrankheiten (Dunkelziffer) rechnet die Bundesregierung 

a) ingesamt, 

b) spezifiziert nach 

- Berufskrebs (Nr. 1301, 4104/5, 4109/10, 4203, 5102 BeKVO) 

- Asthma (Nr. 4301 BeKVO) 

— Hautkrankheiten (Nr. 5101 BeKVO) 

— Erkrankungen durch chemische Stoffe (Gruppe 13 BeKVO)? 

c) Welche Studien sind der Bundesregierung bekannt, die eine 
solche Abschätzung der Dunkelziffer für relevante BK-Num- 
mern ermöglichen? 

d) Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung vor, die einen 
Einblick in die Gründe geben, warum Ärzte/Zahnärzte selten 
eine Berufskrankheitenanzeige schreiben? 

Zu a) und b): 

Eine realistische Abschätzung der Zahl nicht erkannter oder nicht 
gemeldeter Berufskrankheiten insgesamt oder spezifiziert nach 
bestimmten Krankheitsarten ist nicht möglich. 

Zu c): 

Verläßliche Studien über Schätzungen bezogen auf relevante BK- 
Nummern sind der Bundesregierung nicht bekannt. Dies gilt auch 
für den Bereich nicht angezeigter, angeblich berufsbedingter 
Krebserkrankungen. Über deren Anteil an der Gesamtzahl aller 
Krebserkrankungen werden international Zahlen zwischen 
0,1 Prozent und 20 Prozent genannt. Nach Schätzungen von Doll/ 
Peto in „The causes of cancer" (London 1981) scheint der Anteil 
für die US-Bevölkerung ca. 4 Prozent (2 bis 8 Prozent) zu betragen. 
Es ist offen, ob und inwieweit dies auf die andersartigen Arbeits- 
und Lebensbedingungen in der Bundesrepublik Deutschland 
übertragbar ist. 

Zu d): 

Für die Behauptung einer zurückhaltenden Anzeigepraxis von 
Ärzten/Zahnärzten liegen hier keine Erkenntnisse vor. Im übrigen 
wird auf die Antwort zu 11/11 c) verwiesen. 

13. Welche Anstrengungen hat die Bundesregierung bisher unternom- 

' men, die Berufskrankheitenverordnung unter Ärzten/Zahnärzten 

bekanntzumachen und sie auf die Berufspfhcht, bei „begründetem 
Verdacht“ auf Vorliegen einer Berufskrankheit eine Anzeige zu 
schreiben, hinzuweisen? 

Die Bundesregierung sieht ihre Aufgabe in erster Linie darin, die 
Berufskrankheiten-Verordnung weiterzuentwickeln und neue 
medizinisch-wissenschaftliche Erkenntnisse vor Verordnungsän- 
derung gegenüber den Unfallversicherungsträgern, den Tarifver- 
tragsparteien aber auch in ärztlichen Fachzeitschriften zu publi- 
zieren, Bezogen auf die Listenkrankheiten gibt der Bundesmini- 
ster für Arbeit und Sozialordnung Merkblätter heraus, die in erster 
Linie für die Ärzteschaft bestimmt sind und ihnen die Beurteilung 
und Anzeige entsprechender Erkrankungen nach folgendem 
Schema erleichtern sollen: 

— Gefahrenquellen, 

— Pathophysiologie, 

— Krankheitsbild und Diagnose, 

— Weitere Hinweise/Literatur. 
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Die medizinisch-wissenschaftlichen Fachgesellschaften und die 
ärztlichen Berufsverbände im Bereich der Arbeits- und Betriebs- 
medizin beziehen die im Zusammenhang mit der Berufskrankhei- 
ten-Verordnung stehenden Fragen in ihre Fortbildungsveranstal- 
tungen mit ein. Auch hier ist wiederum auf die Heranbildung von 
Ärzten mit der Gebietsbezeichnung „Arbeitsmedizin" zu ver- 
weisen. 

Nicht zuletzt ist auf die intensive fachlich bezogene Öffentlich- 
keitsarbeit der Träger und ihrer Verbände hinzuweisen, die sich 
in ihren Veranstaltungen und Veröffentlichungen mit Nachdruck 
immer wieder für eine großzügige Anzeigepraxis einsetzen. 

14. Hält die Bundesregierung die Aktivitäten der einzelnen medizini- 
schen Fachverbände und der Unfallversicherungsträger in diesem 
Punkt für ausreichend? 

Jede Informations- und Fortbildungstätigkeit kann weiter verbes- 
sert werden. 

Es ist jedoch nicht erkennbar, durch welche konkreten Maßnah- 
men über die schon in den vorangegangenen Antworten darge- 
stellten Aktivitäten hinaus bestehende Informationsdefizite besser 
und wirkungsvoller abgebaut werden könnten. 


15. Falls die Bundesregierung sich unserer Auffassung anschließt, daß 
die bisherige Anzeigenpraxis viele Mängel aufweist, auf welche Art 
und Weise gedenkt sie, die Anzeigenpraxis zu verbessern, spezifi- 
ziert nach 

— allen Ärzten 

— staathchen Gewerbeärzten 

— staathcher Gewerbeaufsicht 
— Krankenversicherungsträgern 
— Arbeitsämtern 

— Betroffenen? 

Die Auffassung, die bisherige Anzeigepraxis weise viele Mängel 
auf, wird nicht geteilt. 

Wegen einer weiteren Intensivierung der ärztlichen Anzeigepra- 
xis wird auf die vorangegangenen Antworten verwiesen. 

Die staatlichen Gewerbeärzte sind nicht in die medizinische Pri- 
märversorgung der Bevölkerung eingeschaltet; ihre Anzeigemög- 
lichkeiten - auch wegen der Anzahl und der Aufgaben der staat- 
lichen Gewerbeärzte - sind daher begrenzt. 

Die Gewerbeaufsicht als technische Überwachungsbehörde hat 
keinen Zugang zu individuellen medizinischen Daten. 

Krankenversicherungsträger und Arbeitsämter - letztere insbe- 
sondere im Rahmen von Umschulungen - machen verstärkt von 
der Möglichkeit Gebrauch, Erkrankungen von den zuständigen 
Unfallversicherungsträgern daraufhin überprüfen zu lassen, ob 
eine Berufskrankheit vorliegt. Das Interesse, die Kosten für er- 
brachte oder noch zu erbringende Sozialleistungen möglicher- 
weise von einem anderen Träger übernehmen lassen zu können, 
ist ein hinreichender Anreiz für diese Träger. Hinzuweisen ist 
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insbesondere auf die in § 20 Abs. 2 SGB V aufgenommenen Ver- 
pflichtungen der Krankenkassen über das Zusammenwirken mit 
den Unfallversicherungs trägem und die Mitteilungspflichten über 
berufsbedingte gesundheitliche Gefährdungen und Berufskrank- 
heiten gegenüber Unfallversicherungsträgern und den für den 
Arbeitsschutz zuständigen Stellen. 

Wegen der meist schwierig zu beurteilenden Ursache-Wirkungs- 
Beziehungen zwischen angeschuldigter schädigender Einwir- 
kung und Erkrankung kann es nicht Zielvorstellung sein, die 
Versicherten selber zu Adressaten einer Anzeigeverpflichtung zu 
machen. Die Möglichkeit einer Anzeige ist den Betroffenen stets 
unbenommen. Wegen der Aufklärung der Versicherten durch Un- 
ternehmer, Gewerkschaften, Betriebsärzte, Sicherheitsfachkräfte 
und Unfallversicherungsträger wird auf die voraus gegangenen 
Antworten verwiesen. 

Im Hinblick auf eine generelle Verfahrensverbesserung im 
Berufskrankheitenrecht wird ergänzend auf folgende Initiativen 
verwiesen: 

Bei den UV-Trägern und ihren paritätisch besetzten Selbstverwal- 
tungsorganen besteht ein breiter Konsens, auf dem Gebiet der 
Berufskrankheiten Instrumentarien zu entwickeln, die denen der 
Heilbehandlung Unfallverletzter gleichwertig sind. Im Rahmen 
der hierzu entwickelten Vorstellungen wird zur Zeit geprüft, ein 
Berufskrankheiten- Arztverfahren (BK- Arztverfahren) zu ent- 
wickeln. Ziele dieses Verfahrens sind u. a.; 

1. Frühzeitig die Personen, bei denen eine Berufskrankheit zu 
entstehen droht oder bereits besteht, zu erfassen, 

2. frühzeitig gezielte Heilbehandlung einzuleiten, 

3. das Heilverfahren auszuwählen, zu steuern und zu über- 
wachen und 

4. für die Behandlung von Berufskrankheiten besonders erfah- 
rene qualifizierte Ärzte heranzubilden. 

Das seit Jahrzehnten bei Arbeitsunfällen mit großem Erfolg durch- 
geführte Durchgangsarztverfahren könnte bei diesen Überlegun- 
gen Pate stehen. Das BK- Arztverfahren ist nach Einschätzung des 
Hauptverbandes der gewerblichen Berufsgenossenschaften sehr 
gut geeignet, auf Dauer den Kenntnisstand in der Ärzteschaft 
über das Berufskrankheiten- Geschehen zu erhöhen. Dieses Ver- 
fahren dürfte sich auch positiv auf die Meldepflicht nach § 5 der 
Berufskrankheiten- Verordnung auswirken. 

16. Hält die Bundesregierung die Aussagekraft der Statistiken der 
Berufskrankheiten für ausreichend 

-- für die Kontrolle des BK-Verfahrens, 

— für eine Einschätzung der gesellschaftlichen und individuellen 
Leiden, 

— für die Diskussion erforderlicher präventiver Maßnahmen? 

Die Berufskrankheiten-Statistiken werden nicht als eine geeig- 
nete Zusammenstellung für eine Kontrolle des Berufskrankheiten- 
verfahrens angesehen. Verfahrenskontrolle ist aber auch nicht 
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primärer Sinn dieser Statistiken. Dem dienen vielmehr andere 
Kontrollinstrumente wie insbesondere intern die Innnenrevision 
der Unfallversicherungsträger, extern die Aufsichts- und Be- 
schwerdeprüfungen durch die Aufsichtsbehörden sowie die Über- 
prüfungen in sozialgerichtlichen Verfahren und die Auswertung 
der Ergebnisse. 

Die Statistiken über Berufskrankheiten sind auch weder geschaf- 
fen noch geeignet, generelle Einschätzungen der gesellschaft- 
lichen und individuellen Leiden zu ermöglichen. Dies erklärt sich 
schon allein aus der Tatsache, daß Berufskrankheiten nach ihrer 
gesetzlichen Definition nur ganz bestimmte, „berufstypische" Er- 
krankungen sind, die gruppenspezifisch durch bestimmte schäd- 
liche Einwirkungen im Arbeitsleben zumindest wesentlich mit- 
verursacht sind und im Individualfall mit Wahrscheinlichkeit 
durch eine versicherte Tätigkeit hervor gerufen worden sind. 
Berufskrankheiten erfassen daher nur einen definierten Aus- 
schnitt aus einer Vielzahl von Erkrankungen, die möglicherweise 
auch durch berufliche Tätigkeit mitbeeinflußt sein können. 

Für die Diskussion erforderlicher präventiver Maßnahmen hält die 
Bundesregierung die Aussagekraft der BK- Statistiken für wesent- 
lich, aber noch nicht für ausreichend. So sind durchaus Verbesse- 
rungen und Verfeinerungen denkbar, die es ermöglichen, frühzei- 
tiger als bisher Schwerpunkte beruflicher Gefährdungen zu er- 
kennen. Es darf andererseits nicht übersehen werden, daß wegen 
der systemimmanenten Kausalität Krankheitsursachen in Form 
von Tätigkeiten und Einwirkungen, die für die Krankheitsentste- 
hung rechtlich nicht wesentlich oder aber nach gegenwärtigen 
Erkenntnissen nur möglich, nicht aber wahrscheinlich sind, von 
den BK-Statistiken nicht erfaßt werden. 

17. In welcher Weise können in der Statistik der Berufskrankheiten 
Rückschlüsse auf belastende Tätigkeiten und Gesundheitsgefähr- 
dungen organisiert werden bzw. wie soll nach Auffassung der Bun- 
desregierung eine tatsächliche Epidemiologie der Einwirkungen 
auf bestimmte Berufsgruppen aussehen? 


I. Das Statistik- System der Unfallversicherungsträger für den 
Bereich des Berufskrankheitengeschehens kann wie folgt dar- 
gestellt werden: 

1. Vorsorgebereich 

— Statistik der arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersu- 
chungen nach den berufsgenossenschaftlichen Grund- 
sätzen 

— Dokumentation der vom Berufsgenossenschaftlichen 
Institut für Arbeitssicherheit (BIA) analysierten Messun- 
gen von Gefahrstoffkonzentrationen am Arbeitsplatz 
(MEGA) 

— Erfassung der asbeststaubexponierten Versicherten 
durch die Zentrale Erfassungsstelle asbeststaubexpo- 
nierter Arbeitnehmer (ZAs) 

— Erfassung der gegenüber krebserzeugenden Gefahrstof- 
fen exponierten Versicherten durch den Organisations- 
dienst für nachgehende Untersuchungen (ODIN) 
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2. Berufskrankheiten 

— Geschäfts- und Rechnungsergebnisse 

— Berufskrankheiten-Dokumentation (BK-DOK) 

— Erhebung der Kosten der Berufskrankheiten 

— Reha- Statistik 

— Dokumentation der Fälle nach § 551 Abs. 2 RVO 

Beispielhaft wird die Erfassung nach der Berufskrankheiten- 
Dokumentation (BK-DOK) dargestellt: 

Ausgangspunkt für die statistische Erfassung eines Falles in 
der BK-DOK ist der Eingang einer Anzeige auf Verdacht einer 
Berufskrankheit. Analog zur Abgrenzung in der Anleitung zu 
den Geschäftsergebnissen (Fassung Januar 1986) gilt dies für 
jede eingehende Meldung des Verdachts, unabhängig von der 
meldenden Stelle und unabhängig von der durch §§ 4, 5 BeKV 
festgelegten Meldepflicht. 

Da nur valide Daten erhoben werden, sind im Rahmen der 
Erfassung der Anzeige auf Verdacht nur dokumentiert: 

— Personengebundene Merkmale wie Geburtsdatum und Ge- 
schlecht, 

— die angeschuldigte BK, 

— die meldende Stelle und das Jahr der Anzeige. 

Die statistische Erhebung zum Fall wird erst dann wieder 
aufgenommen, wenn die versicherungsrechtliche Entschei- 
dung getroffen wurde. Dokumentiert wird sodann 

— Diagnose(n) 

— Vorerkrankung und unabhängige Leiden 

— die Arbeitsanamnese, gegliedert in Arbeitsabschnitte, 
wobei neben der zeitlichen Abgrenzung für jeden Arbeits- 
abschnitt festgehalten wird: 

— der Arbeitsbereich, 

— die ausgeübte Tätigkeit (Beruf), 

— die Gefährdung (lag eine Gefährdung im Sinne der BK 
vor?), 

— soweit ein MAK-Richtwert festgelegt ist: die Über-/ 
Unterschreitung des Wertes, 

— der gefährdende Gegenstand (Stoff, Einwirkung), 

— die Dauer der Einwirkung. 

— Präventivmaßnahmen (Jahr und Ergebnis der Erst-/Nach- 
untersuchung) 

— Rehabilitationsmaßnahmen: Seit 1989 werden diese An- 
gaben nicht mehr im Rahmen der BK-DOK erfaßt, sondern 
aus der bereits für die Reha- Statistik erfolgenden Erfassung 
herausgezogen und in die BK-DOK eingestellt. 

— Angaben zum Tod des Erkrankten (soweit erstmals ent- 
schädigter Todesfall) 

— Sterbejahr 
— Todesursache 
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— Versicherungsrechtlich relevante Angaben 

— Art und Jahr der versicherungsrechtlichen Feststellung 

— bei Anerkennung: Erkrankungsbeginn und MdE-Ver- 
lauf 

— Votum des Staatlichen Gewerbearztes 

Im folgenden wird bei jeder weiteren versicherungsrecht- 
hchen Feststellung das zuvor beschriebene Gesamtpaket er- 
faßt. Dieses Verfahren setzt sich bis zum Fallabschluß fort, der 
beim erstmals entschädigten Fall gegeben ist durch 
— Rentenwegfall, 

— Tod des Erkrankten infolge der BK, 

— Tod des Erkrankten nicht infolge der BK. 

Beim Tod des Erkrankten wird zusätzlich festgehalten, inwie- 
weit § 589 RVO (Todesvermutung) zum Tragen kam; ebenso 
wird die MdE vor Ableben signiert. 

Anzumerken bleibt weiterhin, daß bei abgelehnten Fällen 
nach BK 4101 (Silikose) und BK 4103 (Asbestose) festgehalten 
wird, ob röntgenologisch nachweisbare Lungenveränderun- 
gen ohne meßbare MdE vorliegen. 

11. Aus dieser beispielhaften Aufschlüsselung wird deutlich, daß 
durch eine exakte Auswertung solcher Daten sowohl retro- 
spektiv als auch prospektiv alle angezeigten und anerkannten 
berufsbedingten Gesundheitsstörungen und Schädigungs- 
muster unter Berücksichtigung von Randbedingungen wie 
Geschlecht, Tätigkeitsbereich, Beruf, Arbeitsstoff etc. nach 
medizinischen Kriterien analysiert werden können. Auf diese 
Weise ist es möglich, zu den bereits vorliegenden BK-Doku- 
mentationen 1978, 1981 und 1987 wichtige ergänzende Infor- 
mationen zu erhalten. Dies gilt vor allem für eine organbezo- 
gene Auswertung. Auch können dann Gesundheitsstörungen 
erfaßt werden, die bisher nicht oder nur eingeschränkt be- 
kannt waren und im Zusammenhang mit neuen Produktions- 
verfahren und Arbeitsstoffen stehen. 

Eine hinreichend gültige und zuverlässige Epidemiologie der 
Einwirkungen auf bestimmte Berufsgruppen erfordert einer- 
seits eine genaue Erfassung und Dokumentation dieser Ein- 
wirkungen bzw. der komplexen Gesamtbelastung der Betrof- 
fenen, zum anderen eine analoge Krankheitsstatistik für die 
übrige Bevölkerung. Voraussetzungen sind Meß-, Erfassungs- 
und Dokumentationsverpflichtungen (gegeben z. B. in der 
Gefahrstoffverordnung und im Arbeitssicherheitsgesetz) 
sowie bestimmte Infrastrukturen wie Meßdatenbanken, Be- 
völkerungs-, Krankheits- und Krebsregister, die bisher völlig 
unzureichend sind. Schließlich müssen die so gewonnenen 
Belastungs- und Beanspruchungsdaten (zumindest indivi- 
duenbezogen) verknüpfbar sein (Datenlinkage). In der Bun- 
desrepublik Deutschland besteht kaum Aussicht, genügend 
leistungsfähige Register einzurichten und ein Datenhnkage zu 
realisieren, weil dem persönlichen Datenschutz ein höherer 
Rechtswert zugebilligt wird. Andere Staaten haben hier histo- 
rische Vorteile, indem sie schon lange über entsprechende 
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Einrichtungen verfügen und diese auch nutzen können; beispiels- 
weise sind in den skandinavischen Staaten Register verschieden- 
ster Art (Umwelt-, Berufs-ZVersicherungs-, Krankheitsregister 
u. a,) eingerichtet und personenbezogen verknüpfbar. Als Aus- 
weg bleibt die Realisation definierter epidemiologischer Untersu- 
chungen. 

Präventivmaßnahmen müssen sowohl arbeitsbedingte Teilursa- 
chen von Krankheiten als auch vermutete Ursachenbereiche von 
arbeitsbedingten Krankheiten abdecken. 

Hinsichtlich der Tätigkeitsbereiche und Berufe ist eine weitere 
Aufschlüsselung nach Beschäftigungsmerkmalen anzustreben. 
Exemplarisch müssen auch hier die Gruppen der Ärzte, Kranken- 
schwestern sowie das medizinische Pflegepersonal allgemein, 
aber auch Berufsbezeichnungen wie Chemiewerker, Maler, 
Mechaniker genannt werden. Gerade für diese Berufssparten 
kann die Art der möglichen beruflichen Gefährdungen und somit 
auch das berufsbedingte Risiko in Abhängigkeit von den jeweili- 
gen Tätigkeitsmerkmalen erheblich schwanken. 

Auch bezüglich der Kodierung angeschuldigter Arbeitsstoffe 
haben sich gewisse Mängel gezeigt. Exemplarisch sei auf die 
wenig aussagekräftigen, jedoch häufig genannten Arbeitsstoffe 
„Kosmetika, Duft-, Riechstoffe" bei Hauterkrankungen hingevrfe- 
sen. Gerade für Erkrankungen sowohl toxischer als auch allergi- 
scher Genese sollte eine möglichst vollständige und genaue 
Kodierung angestrebt werden, um so eine fundierte medizinische 
Ursachenanalyse zu gewährleisten. 


III. Die Problematik des Berufskrankheitenverfahrens 

Ursprünglicher Zweck der RVO war die Regulierung und Vermin- 
derung des Unfallgeschehens in der Arbeitswelt. Erst nachträglich 
wurde die Kompetenz der RVO auch auf Berufskrankheiten ausge- 
- dehnt. Sowohl sprachlich als auch inhaltlich weist sich die RVO 
noch immer als vorrangiges Instrument zur Unfallverhütung und 
Regulierung aus. 

Nach der RVO ist eine Krankheit als Berufskrankheit zu bezeich- 
nen, „die nach den Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft 
durch besondere Einwirkungen verursacht sind, denen bestimmte 
Personengruppen durch ihre Arbeit in erheblich höherem Grade als 
die übrige Bevölkerung ausgesetzt sind" (RVO § 551). Des weiteren 
können Krankheiten nach § 551 RVO dann wie Berufskrankheiten 
behandelt werden, wenn neue „wissenschaftliche Erkenntnisse" 
vorliegen, die zum Zeitpunkt der Änderung der Berufskrankheiten- 
verordnung noch nicht Vorlagen. Der Kausalzusammenhang, d. h. 
der Zusammenhang zwischen versicherter Tätigkeit und Einwir- 
kung (haftungsbegründende Kausalität) und zwischen der Einwir- 
kung und der Gesundheitsschädigung (haftungsausfüUende Kausa- 
lität) ist mit hinreichender Wahrscheinlichkeit zu beweisen. 

18. Welche wissenschaftlichen Erkenntnisse liegen der Bundes- 
regierung über „besondere Einwirkungen" im Sinne der BeKVO 
vor? 

a) Gibt es epidemiologisch gesicherte Erkenntnisse darüber, 
welche Personengruppen durch ihre Arbeit in erheblich höhe- 
rem Grade besonderen Einwirkungen ausgesetzt sind als die 
übrige Bevölkerung? 

b) Was gedenkt sie zur Vermehrung und Systematisierung solchen 
Wissens zu tun? 
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Nach der gesetzlichen Definition in § 551 Abs. 1 RVO bedarf es 
medizinisch-wissenschaftlicher Erkenntnisse über die Kausalität 
zwischen schädigender Einwirkung und Erkrankung. Isolierte Er- 
kenntnisse über besondere (schädigende) Einwirkungen sind nur 
ein Tatbestandsmerkmal im Rahmen der Definition. Es genügt 
dabei auch nicht jegliche Ursache-Wirkungs-Beziehung, um die 
Einstandspflicht der gesetzlichen Unfallversicherung im Rahmen 
des Berufskrankheitenrechts auszulösen. Vielmehr setzt der 
Gesetzgeber weiter voraus, daß bestimmte Personengruppen - 
i. S. von spezifischen versicherten Tätigkeiten - den als gesund- 
heitsschädigend erkannten besonderen Einwirkungen durch die 
versicherte Tätigkeit in erheblich höherem Grade als die übrige 
Bevölkerung ausgesetzt sein müssen; nur bei Vorliegen dieser be- 
sonderen Bedingungen fällt eine Krankheit in den Kreis der 
Berufskrankheiten. Diese Kriterien führen gewollt dazu, daß typi- 
sche Allgemeinerkrankungen, etwa Erkältungskrankheiten, aber 
auch allgemeine Verschleißerkrankungen oder typische multifak- 
toriell beeinflußte Volkskrankheiten, etwa Herz/Kreislauf erkran- 
kungen, selbst dann nicht vom Berufskrankheitenrecht erfaßt 
werden, wenn sie in einem Einzelfall rechtlich wesentlich auf eine 
versicherte Tätigkeit zurückgeführt werden können. 

Zu a): 

Für jede Berufskrankheit, die in der Liste der Berufskrankheiten- 
verordnung aufgeführt ist, liegen die geforderten medizinisch- 
wissenschaftlichen Erkenntnisse über die Ursache-Wirkungs- 
Beziehung vor. Dies müssen nicht in jedem Fall epidemiologische 
Erkenntnisse sein, wenngleich die Epidemiologie als Erkenntnis- 
quelle auch im Berufskrankheitengeschehen ständig zunehmend 
an Bedeutung gewinnt. Im Regelfall ergeben sich die „Personen- 
gruppen" ohne weitere Schwierigkeiten aus der in der Berufs- 
krankheiten-Liste genannten schädigenden Einwirkung (z.B. 
„Eichen- oder Buchenholzstaub") und der besonders intensiven 
Exposition („in erheblich höherem Grade als die übrige Bevölke- 
rung") bei der versicherten Tätigkeit. Weitere wichtige Hinweise 
zur Personengruppe finden sich in den Merkblättern für die ärzt- 
liche Untersuchung zu den einzelnen Berufskrankheiten. 

Zu b): 

Eine gezieltere und intensivere Auswertung vorhandener Statisti- 
ken sowie eine daraus folgende Verstärkung der Forschungs- 
arbeit könnte mit dazu beitragen, das Wissen um die Verursa- 
chung und Entstehung von Krankheiten, auch von Berufskrank- 
heiten, zu vermehren. Dies bedeutet natürlich nicht, daß sich nicht 
schon jetzt zahlreiche Institutionen einschließlich der Unfallver- 
sicherungsträger und ihrer Verbände mit diesen Aufgaben seit 
Jahren befassen. Aus der jüngeren zurückliegenden Zeit sei auf 
die Forschungstätigkeiten im Hinblick auf Pleuramesotheliome 
oder auf Adenokarzinome der Nasenhöhlen hingewiesen; derzeit 
ist beispielsweise beabsichtigt, auf der Basis einer Vorstudie aus 
dem Bereich der Universitätsklinik Freiburg gemeinsam durch 
den Bundesverband der Unfallversicherungsträger der öffentli- 
chen Hand (BAGUV) und die zuständige gewerbliche Berufsge- 
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nossenschaft eine Pilotstudie zu fördern, durch die der berufsbe- 
dingte Anteil von Lendenwirbelsäulenerkrankungen bei dem 
Pflegepersonal in Akutkrankenhäusern und Altenpflegeeinrich- 
tungen ermittelt werden soll. Weiter ist auf die Forschung hinzu- 
weisen, die im Rahmen des Programms „Arbeit und Technik" der 
Bundesregierung und auch bei der Bundesanstalt für Arbeits- 
schutz durchgeführt wird. 

19. Welche Auffassung hat die Bundesregierung von dem Begriff der 
„arbeitsbedingten Erkrankungen" (§ 3 ASiG) in wissenschafts- 
theoretischer Hinsicht und in bezug auf gesundheits- bzw. sozial- 
politische Praxis? 

Der Begriff der arbeitsbedingten Erkrankungen stammt aus dem 
Arbeitssicherheitsgesetz (§ 3 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe c) und damit 
nicht aus dem Entschädigungsrecht, sondern aus der Prävention. 
Nach dem Arbeitssicherheitsgesetz wird dem Betriebsarzt die 
Verpflichtung auferlegt, Ursachen von arbeitsbedingten Erkran- 
kungen zu untersuchen, die Untersuchungsergebnisse zu erfas- 
sen und auszuwerten und dem Arbeitgeber Maßnahmen zur Ver- 
hütung dieser Erkrankungen vorzuschlagen. 

In der Literatur zum Arbeitssicherheitsgesetz wird der Begriff der 
arbeitsbedingten Erkrankungen als Oberbegriff den Berufskrank- 
heiten übergeordnet. Berufskrankheiten sind entsprechend ihrer 
besonderen gesetzlichen Definition ein bestimmter qualifizierter 
Ausschnitt aus der Gruppe der arbeitsbedingten Erkrankungen. 
Eine gesetzliche Definition des Begriffs arbeitsbedingte Erkran- 
kungen gibt es nicht. Aus dem in § 3 ASiG genannten Aufgaben- 
katalog ergibt sich jedoch, daß darunter alle gesundheitlichen 
Beeinträchtigungen zu verstehen sind, die durch betriebliche Ein- 
flüsse, durch Belastungs- und Gefährdungspotentiale des Arbeits- 
platzes hervorgerufen werden. Die Aufgabenstellung ist eine Art 
Generalklausel mit der Verpflichtung für Betriebsärzte, alle Mög- 
lichkeiten zur Erforschung und Prävention von gesundheitlichen 
Risiken, die durch die betriebliche Arbeit hervorgerufen werden, 
auszuschöpfen. 

Arbeitsbedingte Erkrankungen sind Krankheiten, die durch 
Bedingungen der ausgeübten Tätigkeiten mitbeeinflußt, teilver- 
ursacht oder -verschlimmert werden. Unterhalb der Qualität „Be- 
rufskrankheit" handelt es sich um schädigende Teilursachen, die 
als rechtlich nicht wesentlich für die Anerkennung einer Krank- 
heit als Berufskrankheit einzustufen sind; hier liegen in der Regel 
auch andere Ursachen aus dem privaten und individuellen 
Bereich vor; im Einzelfall ist ihr Anteil am Ursachenkomplex einer 
Erkrankung meist nicht ausreichend sicher anzugeben. Im eng- 
lischsprachigen Schrifttum und auch von der WHO wird der Be- 
griff der workrelated diseases verwandt, der aussagt, daß in 
bestimmten Berufsgruppen bzw. unter bestimmten Arbeitsbedin- 
gungen Häufungen bestimmter Krankheiten beobachtet werden; 
dabei wird jedoch völlig offengelassen, ob eine solche Assoziation 
auch eine kausale Beziehung bedeutet. 

Betrieblich erkannte gesundheitsschädigende oder -beeinflus- 
sende Faktoren sowie lokalisierte Krankheitshäufungen sind 
immer ein Grund für präventive Anstrengungen, unabhängig da- 
von, ob bereits eine Ausprägung oder ein Erkenntnisstand 
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erreicht ist, der auf das Berufskrankheitsrecht Bezug nehmen läßt 
oder nicht. Analoge betriebhche Präventionsprogramme (Vor- 
sorgeuntersuchungen, Arbeitsplatzanpassung an das Leistungs- 
vermögen der Arbeitnehmer bzw. ergonomische Gestaltung, Be- 
triebssport usw.) sind realisiert und werden weiter entwickelt. 

Für arbeitsbedingte Erkrankungen, die nicht die Qualität einer 
Berufskrankheit haben, ist eine soziale Absicherung außerhalb 
des Sonderentschädigungssystems der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung gewährleistet. In diesen Fällen greift die Leistungszu- 
ständigkeit insbesondere der Krankenversicherung und der Ren- 
tenversicherung. Im Hinblick auf berufliche Rehabilitation kommt 
der Bundesanstalt für Arbeit eine besonders gewichtige Rolle zu. 
Die Zusammenarbeit dieser unterschiedlichen Leistungsträger ist 
im Rehabilitations-Angleichungsgesetz geregelt; nennenswerte 
Schwierigkeiten genereller Art sind in diesem Bereich in der 
Vergangenheit nicht bekanntgeworden. 

20. Wie sieht die Bundesregierung das Verhältnis von Berufskrankhei- 
ten und arbeitsbedingten Erkrankungen in theoretischer und ge- 
sundheits- bzw. sozialpolitischer Hinsicht? 

Nicht die Eingruppierung oder die Zuordnung einer Krankheit zu 
einem System, sondern ihre Art, Schweregrad sowie Vermeidbar- 
keit und Beeinflußbarkeit sind die entscheidenden Kriterien für 
Interventionen. Insoweit ist die Finalität, nicht die Kausalität vor- 
rangig. Generell gilt damit der Grundsatz, daß Krankheiten im 
Rahmen der gegebenen Möglichkeiten vorzubeugen ist. Im Ver- 
hältnis von arbeitsbedingten Erkrankungen und Berufskrankhei- 
ten gilt dies und wird dies auch unabhängig davon praktiziert, daß 
ein gesetzlich definierter Auftrag zur Prävention für die Unfallver- 
sicherungsträger bislang allein für den Bereich Berufskrankheiten 
besteht. Insoweit soll im Zusammenhang mit der Einordnung des 
Unfallversicherungsrechts in das Sozialgesetzbuch der gesetz- 
liche Auftrag an die bereits geübte Praxis angeglichen werden. 

Im übrigen wird ergänzend auf die Antwort zur Frage 19 Bezug 
genommen. 

21. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung über Art, Häufig- 
keit und Vorkommen von arbeitsbedingten Erkrankungen in der 
Erwerbsbevölkerung vor? 

Da in der Bundesrepublik Deutschland flächendeckende Morbidi- 
tätsregister nicht vorliegen, können auch keine flächendeckenden 
Aussagen über Art, Häufigkeit und Vorkommen von arbeitsbe- 
dingten Erkrankungen in der Erwerbsbevölkerung gemacht wer- 
den. Es gibt betriebsbezogene Erkenntnisse über Art, Häufigkeit 
und Vorkommen bestimmter Erkrankungen, die jedoch nicht 
ohne weiteres auf andere betriebliche Verhältnisse übertragbar 
sind. 

Relativ typische arbeitsbezogene Erkrankungen sind: 

— das chronische, unspezifische, respiratorische Syndrom (Bron- 
chitis im weiteren Sinne), 
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— kardiovaskuläre Erkrankungen, 

— muskuloskelettale Erkrankungen und 

— Verhaltensstörungen und psychosomatische Symptome. 

Es gibt eine Vielzahl von Beobachtungen über derartige Erkran- 
kungshäufungen in bestimmten Berufsgruppen. In diesem Zu- 
sammenhang ist aber die Arbeit mit ihren Bedingungen nur ein 
Faktor unter vielen anderen (im Sinne der Entstehung oder Ver- 
schlimmerung). Die Beobachtung von Häufungen arbeitsbeding- 
ter Erkrankungen hat deswegen zunächst einmal eine zeithch und 
örtlich begrenzte Bedeutung. Repräsentative Zahlen über Erkran- 
kungshäufigkeiten in bestimmten Berufsgruppen oder in der Er- 
werbsbevölkerung sind so nicht darzustellen. 

Bei vielen sogenannten Beanspruchungsdaten besteht oftmals die 
Schwierigkeit der direkten Verkettung zu den Belastungen. Ist in 
einer Studie auch diese Verkettung gelungen, tritt oft das Problem 
der sogenannten Störfaktoren (Confounding factors) auf. Solche 
Störfaktoren kann man oftmals nicht mit hinreichender Sicherheit 
ausschließen. Insbesondere fehlen im allgemeinen verläßliche und 
quantifizierbare Daten über Rauch- und Trinkgewohnheiten in 
den einzelnen zum Vergleich anstehenden Populationen. Man 
muß deshalb davon ausgehen, daß hierdurch systematische Fehler 
unbekannter Stärken wegen der Nichtberücksichtigung wichtiger 
Störfaktoren in solchen Studien involviert sind und daß dadurch 
statistische Signifikanzberechnungen in vielen Fällen bedeutungs- 
los und weitgehend ohne jeden Sinn werden können. 

Dies ist nicht das spezielle Problem fehlender Registrierdaten, 
sondern das generelle Problem einer Epidemiologie, die Bela- 
stungs- und Beanspruchungsdaten insbesondere bei arbeitsbe- 
dingten Erkrankungen miteinander zu verbinden versucht. Die 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz untersucht seit Jahren in Form 
sogenannter Sekundäranalysen die Arbeitsunfähigkeitsdaten der 
gesetzlichen Krankenversicherung, um Aussagen über Art, Häu- 
figkeit und Vorkommen von arbeitsbedingten Erkrankungen zu 
bekommen. So kann man z. B. mit Hilfe der Daten der gesetzlichen 
Krankenkassen betriebliche Arbeitsbereiche mit hoher und niedri- 
ger Anzahl von Arbeitsunfähigkeitsfällen je 100 Versicherte 
abgrenzen, man kann einen gewissen Schweregrad durch Bestim- 
mung des Arbeitsunfähigkeitsvolumens feststellen und man kann 
sogar versuchen, dieses auf bestimmte Diagnosegruppen zu be- 
ziehen. Solche Aussagen können verwendet werden, um damit 
erste Hypothesen über mögliche Risikofaktoren zu generieren, die 
dann Ausgangspunkt für vertiefende Studien sein können. Inzwi- 
schen wird von der Bundesanstalt für Arbeitsschutz versucht, in 
größeren Betrieben bestimmte Belastungsdaten mit anonymisier- 
ten Arbeitsunfähigkeitsdaten zu verbinden. Das Prinzip, das dabei 
verfolgt wird, ist das Prinzip der Bildung homogener Gruppen. 
Damit ist die Berechnung des relativen Risikos für eine exponierte 
Tätigkeitsgruppe möglich. 

22. Welche Bemühungen hat die Bundesregierung unternommen, um 
sich ein Bild von dem tatsächlichen Ausmaß arbeitsbedingter Er- 
rankungen in den verschiedenen Branchen, Berufen und Tätigkei- 
ten zu machen? 
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Die Bundesregierung hat zahlreiche Projekte mit derartigen Fra- 
gestellungen gefördert, nämlich diskriptive und korrelative epide- 
miologische Untersuchungen zur Feststellung berufs- bzw. tätig- 
keitsspezifischer Erkrankungs- und Arbeitsunfähigkeitsraten u. ä. 
In diesem Rahmen wurden Datenbestände großer über- und 
innerbetriebsärztlicher Bereiche, von Betriebs-, Innungs- und 
Ortskrankenkassen, der Unfallversicherung und der Rentenversi- 
cherung analysiert. Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz hat dazu 
zahlreiche Studien veröffentlicht. Solche Untersuchungen hätten 
oft effizienter ausfallen können, wenn nicht auch hier der gesetz- 
liche Datenschutz Grenzen zöge. Im übrigen sind, wie oben schon 
ausgeführt, die Häufigkeitsanteile „arbeitsbedingter Erkrankun- 
gen" kaum sinnvoll zu quantifizieren. Einzelergebnisse haben in 
der Regel nur örtlich und zeitlich begrenzte Gültigkeit. Besondere 
berufssepzifische Krankheitsrisiken sind meist bekannt (wie bei- 
spielsweise die Beanspruchung der Wirbelsäule beim Autofahren 
oder bei Schreibtischarbeit mit Bewegungsmangel) und auf be- 
stimmte Belastungsfaktoren beziehbar. 


23. Hält die Bundesregierung es für ihre Verpflichtung, nicht allein auf 
die Einlösung dieses Auftrages durch die Betriebsärzte (§ 3 ASiG) 
abzuheben, sondern selbst Initiativen zu ergreifen, um sich ein 
repräsentatives Bild von der Risikolage zu machen? 

Arbeitsbedingte Erkrankungen stellen vorrangig begrenzte Pro- 
bleme dar. Sie offenbaren sich deswegen am deutlichsten in über- 
sichtlichen Bereichen, z. B. innerhalb eines Betriebes oder einer 
Branche. Insofern sind Betriebsarzt und betriebsärztlicher Auftrag 
des ASiG (§ 3) am besten geeignet, arbeitsbedingte Er- 
krankungen zu erkennen und ihnen vorzubeugen. Eine übergrei- 
fende Epidemiologie der arbeitsbedingten Erkrankungen im 
Sinne einer allgemeinen berufs-Ztätigkeitsbezogenen Morbidi- 
tätsstatistik wäre nur unter bestimmten Voraussetzungen reali- 
sierbar, wenn nämlich etwa entsprechende Register (wie bei- 
spielsweise in den skandinavischen Staaten: s. o.) beständen und 
eine kombinierte Auswertung der verschiedenen Registerbe- 
stände möglich wäre. Außerdem müßten dies Dauereinrichtungen 
sein, um auch zeitliche Trends erkennen zu können. Hier stellt 
sich die Frage, ob die dazu erforderlichen außerordenthch um- 
fangreichen Mittel und fachlichen Kapazitäten, beides nicht 
unbegrenzt verfügbar, präventiv nicht entschieden effizienter ein- 
gesetzt werden können. Dessen ungeachtet waren und sind für 
die Bundesregierung in dieser Beziehung Optimierung, Akkumu- 
lierung und Systematisierung vorhandener Datenbestände und 
gezielte epidemiologische Untersuchungen förderungs würdig. 

24. Die Liste der Berufskrankheiten (Anhang 1 der BK- Verordnung) 
wurde zuletzt im April diesen Jahres erweitert. Seit 1976 sind damit 
zwölf Jahre bis zu einer Änderung der Liste verstrichen. Wodurch 
erklärt die Bundesregierung diesen langen Zeitraum? 

Die Berufskrankheiten- Verordnung ist zuletzt durch die Ände- 
rungsverordnung vom 22. März 1988 geändert worden. Auch in 
der Vergangenheit lagen zwischen den einzelnen Änderungsver- 
ordnungen teils kürzere teils längere Jahreszeiträume. Während 
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es einerseits nicht geboten erscheint, schon wegen einer einzigen 
neuen Berufskrankheit ein neues Verordnungsverfahren einzulei- 
ten, sollten andererseits auch nicht so lange Zeiträume wie bei der 
letzten Verordnungsänderung verstreichen. Hier hat in den letz- 
ten Jahren das Bestreben eine zusätzliche zeitliche Verzögerung 
gebracht, für einige ernsthaft diskutierte Erkrankungen im Falle 
der Nichtaufnahme in die Liste den nach der Rechtsprechung vor- 
gegebenen Automatismus zu vermeiden, daß dann auch eine 
Entschädigung „wie eine Berufskrankheit" nach § 551 Abs. 2 
RVO ohne zusätzliche (neue) medizinisch-wissenschaftliche Er- 
kenntnisse unzulässig gewesen wäre. Hierbei handelt es sich in 
erster Linie um die Aufarbeitung der Fragen zu den durch Asbest 
bedingten Erkrankungen der Pleura - auch in Verbindung mit 
Lungenkrebs - sowie um die Adenokarzinome der Nasenhöhlen 
nach Exposition gegenüber Eichen- oder Buchenholzstaub. 

Die Bundesregierung wird künftig in kürzeren Zeitabständen die 
Liste der Berufskrankheiten fortschreiben; sie wird gleichzeitig 
damit fortfahren, wie schon in den zurückliegenden Jahren bei 
Vorliegen neuer medizinisch-wissenschaftlicher Erkenntnisse 
diese möglichst umfassend zu pubhzieren, um rechtzeitig und 
unterschiedslos vor einer Verordnungsänderung eine Entschädi- 
gung nach § 551 Abs. 2 RVO zu initiieren. 

25. Der ärztliche Sachverständigenrat der Sektion Arbeitsmedizin gab 
bereits im November 1980 eine Empfehlung an den Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung zur Aufnahme von „bösartigen Neu- 
bildungen durch Nickel und seine Verbindungen" in die BK- liste. 
Geschehen ist dies erst 1988, also acht Jahre danach! 

a) Wird die Bundesregierung an der bisherigen geheimen Zusam- 
mensetzung des Senats und der zögerlichen Beratung über eine 
Fortschreibung der Beruf skrankheiten-Liste festhalten? 

b) Sieht die Bundesregierung in einem einfachen Fortschreiben 
der Berufskrankheiten-Liste eine ausreichende Regelung verän- 
derter Problemlagen? 

Erkrankungen durch Nickel und seine Verbindungen wurden 
entsprechend der unverzüglich erfolgten Publikation des Bundes- 
ministers für Arbeit und Sozialordnung an die Unfallversiche- 
rungsträger seit 1981 nach § 551 Abs. 2 RVO anerkannt. Die 
Aufnahme in die Liste mit der Verordnung vom März 1988 hat 
erwartungsgemäß zunächst keinen signifikanten Anstieg an An- 
zeigen zur Folge gehabt. 

Zu a): 

Nach der Definition des § 551 Abs. 1 RVO muß für die Bezeich- 
nung einer Krankheit als Berufskrankheit die Ursache-Wirkungs- 
Beziehung zwischen Einwirkung und Gesundheitsschädigung 
„nach den Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft" gene- 
rell dargetan sein. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat zu seiner 
Beratung in medizinisch-wissenschaftlichen Fragen einen Ärzt- 
lichen Sachverständigenbeirat berufen, der sich in die Sektionen 
„Versorgungsmedizin", „Krankenhausfragen" und „Arbeitsmedi- 
zin" (ursprünglich „Berufskrankheiten") gliedert. Die Mitglieder 
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werden vom Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung beru- 
fen; ihre Tätigkeit ist ehrenamtlich. Zu keiner Zeit ist die perso- 
nelle Zusammensetzung der einzelnen Sektionen vertraulich oder 
gar geheim behandelt worden. Auf Anfrage wurde jederzeit Aus- 
kunft erteilt. 

Im Hinblick auf die umfassenden und im Regelfall schwierigen 
Aufgaben des Sachverständigenbeirats ist es verfehlt, von einer 
zögerlichen Beratung über die Fortschreibung der Berufskrank- 
heiten-Liste zu sprechen. Vielmehr muß der zu beratende Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung aufgrund nunmehr lang- 
jähriger Erfahrung dankbar anerkennen, mit welch wissenschaft- 
lichem Engagement und welcher Ernsthaftigkeit die zahlreich an- 
stehenden Fragen diskutiert und wie in aller Regel nach intensi- 
ver kontroverser Argumentation ein einvernehmliches Votum 
erzielt wird. Die Sektion „Arbeitsmedizin" des Ärztlichen Sach- 
verständigenbeirats beim Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung setzt sich derzeit wie folgt zusammen: 

Prof. Dr. med. G. Fruhmann (Ordinarius, Universität München) 
Prof. Dr. med. G. Lehnert (Ordinarius, Universität Erlangen/Nürn- 
berg) 

Prof. Dr. med. A. Manz (Betriebsarzt, Hamburg) 

Dr. med. B. Marschall (Betriebsarzt, Wolfsburg) 

Dr. med. L. W. Miksche (Betriebsarzt, Leverkusen) 

Prof. Dr. med. K. Norpoth (Ordinarius, Universität Essen) 

Prof. Dr. med. H. Otto (Pathologe, Dortmund) 

Prof, Dr. med. A. Thiess (Betriebsarzt, Ludwigshafen) 

Prof. Dr. med. E. Thofern (Ordinarius, Bonn) 

Prof. Dr. med. H. Valentin (em. Ordinarius, Universität Erlangen/ 
Nürnberg) 

Prof. Dr. med. H. Wittgens (Betriebsarzt, München) 

Prof. Dr. med. H. J. Woitowitz (Ordinarius, Universität Gießen) 

Zu b): 

Soweit es um die Entschädigung von Berufskrankheiten geht, 
sieht die Bundesregierung in der fortlaufenden Beobachtung und 
Diskussion der medizinisch- wissenschaftlichen Erkenntnisse und 
der sich daraus ergebenden Konsequenzen im Hinblick auf die 
Fortschreibung der Berufskrankheiten-Liste den richtigen Weg 
zur Weiterent^wicklung des Berufskrankheitenrechts. Ein Abge- 
hen von der im Unfallversicherungsrecht maßgebenden Kausali- 
tät oder eine Entschädigung in Fällen einer nur „möglichen" 
Ursache-Wirkungs-Beziehung würde eine Gesetzesänderung vor- 
aussetzen, die eine Verwischung der Aufgabenstellung der Un- 
fallversicherung gegenüber den allgemeinen Sicherungssyste- 
men (Kranken-, Renten- und Arbeitslosenversicherung) zur Folge 
hätte. 


26. Die sogenannte Öffnungsklausel (§ 551 Abs. 2 RVO) soll per Defini- 
tion Härten ausgleichen, die durch die gegebene Unflexibilität der 
BK-Liste entstehen. 

Betrachtet man die Umsetzung dieser Regelung in die Praxis, so 
scheint der Begriff „ Schheßungsklausel" eher die Funktion dieser 
Bestimmung zu erfassen. Einerseits wird durch diese Klausel der 
Eindruck erweckt, eine zusätzhche Möglichkeit der Anerkennung 
von Krankheiten zu schaffen, andererseits wird damit die Kritik an 
der Berufskrankheiten-Liste abgewehrt. 
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Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die bisher praktizierte 
Anwendung dieser Regelung der anspruchsvollen Aufgabe einer „Öff- 
nungsklausel" gerecht wird? 


Das Recht der Berufskrankheiten ist ein geschlossenes System: 
Nur die Krankheiten sind als Berufskrankheiten anzusehen, die in 
einer Verordnung der Bundesregierung entsprechend einer ge- 
setzlichen Ermächtigung aufgeführt sind. Die Ausschließlichkeit 
der Liste wird lediglich in zeitlicher Hinsicht durch § 551 Abs. 2 
RVO durchbrochen: 

Danach sollen die Träger der Unfallversicherung im Einzelfall 
eine Krankheit, die (noch) nicht durch Rechtsverordnung bezeich- 
net ist, wie eine Berufskrankheit entschädigen, sofern nach neuen 
medizinisch- Wissenschaf fliehen Erkenntnissen die übrigen Vor- 
aussetzungen des § 551 Abs. 1 RVO vorliegen. Über diese Rege- 
lung sollen daher nur solche Krankheiten wie eine Berufskrank- 
heit entschädigt werden, die in die Berufskrankheiten-Liste noch 
nicht aufgenommen werden konnten, weil die Erkenntnisse der 
medizinischen Wissenschaft über die besondere Gefährdung be- 
stimmter Personengruppen in ihrer versicherten Tätigkeit bei 
Erlaß der letzten Berufskrankheiten-Verordnung noch nicht Vor- 
lagen oder trotz Nachprüfung noch nicht ausreichten, in der 
Folgezeit jedoch ausreichende Erkenntnisse gewonnen werden 
konnten. 

Diese Vorschrift ist daher weder eine „HärteklauseT", nach der zu 
entschädigen wäre, weil die Nichtentschädigung für den Betroffe- 
nen eine individuelle Härte bedeuten würde; noch werden Be- 
zeichnungen wie „Öffnungsklausel" oder „Schließungsklausel" 
der Intention des Gesetzgebers und der daraus folgenden ständi- 
gen Rechtsprechuhg des Bundessozialgerichts gerecht. Die Vor- 
schrift „will auch nicht erreichen, daß jede Krankheit, deren 
ursächlicher Zusammenhang mit der ^Berufstätigkeit im Einzelfall 
nachgewiesen oder hinreichend wahrscheinlich ist, wie eine 
Berufskrankheit entschädigt werden soll. Sie stellt vielmehr einen 
Kompromiß zwischen dem in § 551 Abs. 1 verankerten „Listensy- 
stem“ und der von einigen Seiten gewünschten „Generalklausel“ 
(„Berufskrankheiten sind alle Krankheiten, die durch berufliche 
Beschäftigung verursacht sind“) dar (so BSG in ständiger Recht- 
sprechung). 

Von daher wird die praktizierte Anwendung des § 551 Abs. 2 RVO 
dem gerecht, was der Gesetzgeber an Entschädigungsmöglich- 
keiten außerhalb des Listensystems vorgesehen hat. 


27. Speziell die Bedingung der geforderten „neuen Erkenntnisse" führt 
häufig dazu, daß Anzeigen nach § 551 Abs. 2 abgelehnt werden. 

Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, wie viele der 
Verdachtsanzeigen nach § 551 Abs. 2 durchschnittlich mit Bezug 
auf diese Begrifflichkeit abgelehnt werden? 


Nach dem vom Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossen- 
schaften herausgegebenen Bericht „Erfahrungen mit der Anwen- 
dung von § 551 Abs. 2 RVO bei beruflichen Erkrankungen“, 
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2. Ausgabe, August 1989, werden knapp 80 Prozent der angezeig- 
ten Fälle wegen fehlenden Kausalzusammenhangs abgelehnt. Die 
Ablehnung wegen fehlender „neuer Erkenntnisse"' beläuft sich 
demgegenüber nur auf etwa 15 Prozent der angezeigten Fälle. 

Die generalisierende Aussage, speziell die Bedingung der gefor- 
derten neuen Erkenntnisse führe häufig zu Ablehnungen, trifft 
schon insoweit nicht zu. Im übrigen differiert der Prozentsatz der 
Listenkrankheiten und der Krankheiten nach § 551 Abs. 2 RVO, 
die anerkannt oder erstmals entschädigt wurden, bezogen auf die 
jeweilige Anzahl der Anzeigen prozentual nur sehr geringfügig. 


28. Der Grundsatz der „hinreichenden Wahrscheinlichkeit", mit der ein 
Zusammenhang zwischen Erwerbstätigkeit und Erkrankimg be- 
wiesen werden muß, wird in der Praxis der Berufskrankheiten- 
Anerkennungsverfahren im Sinne einer geforderten Einzelkausali- 
tät (eine Ursache - eine Wirkung) gehandhabt. Diese Handhabung 
führt zu einer massenhaften Ablehnung seitens der Berufsgenos- 
senschaften von an sie gestellten Ansprüchen. Der geforderte 
Nachweis steht mittlerweile durch vielfältige Entwicklungen in den 
Produktionsweisen in vielen Fällen quer zur Realität der Risiken in 
der Arbeitsumwelt. 

Hält die Bundesregierung es für verantwortbar, daß an dieser Rege- 
lung festgehalten wird, unter Berücksichtigung dessen, daß 

a) eine große Anzahl chemischer Noxen Symptome hervorruft, die 
medizinisch -naturwissenschaftlich nicht eindeutig von anderen 
Krankheiten abgrenzbar sind (z. B. Leberschädigung durch 
Alkohol oder Toluol); 

b) nur ein sehr geringer Teil der in der Arbeitswelt eingesetzten 
Gefahrstoffe bisher überhaupt auf seine gesundheitsschädliche 
Wirkung hin überprüft werden konnte, nicht einmal die Anzahl 
aller eingesetzten Stoffe geriau bekannt ist und von ca. 100 000 
Altstoffen bisher 100 in ein Überprüfungsprogramm genommen 
wurden (Drucksache 10/5767); 

c) die Erforschung der Kombinationswirkung von Gefahrstoffen 
am Anfang steht; 

d) bei einem wesenüichen Teil der eingesetzten Produkte nur die 
Handelsnamen, aber nicht die Zusammensetzung bekannt ist; 

e) bedingt durch die langen Latenzzeiten vieler Erkrankungen 
eine Rekonstruktion von Tätigkeiten und Arbeitsstoffen häufig 
nur sehr bedingt möglich ist? 


Es ist unzutreffend, daß die Unfallversicherungsträger eine 
Alleinkausalität für die Anerkennung der Entschädigungspflicht 
im Sinne „Eine einzige Ursache - eine bestimmte Wirkung" 
praktizieren. Diese Annahme ist auch nicht durch die vorliegen- 
den Daten belegt. Vielmehr engt die in der gesetzlichen Unfall- 
versicherung geltende Kausaltheorie - die Theorie der wesent- 
lichen Bedingung ~ den naturwissenschaftlichen Ursachenbegriff 
nach dem Rechtszweck der Unfallversicherung ein: 

Als Ursachen und Mitursachen sind unter Abwägung ihres ver- 
schiedenen Wertes nur die Bedingungen anzusehen, die wegen 
ihrer besonderen Bedeutung für den Erfolg zu dessen Eintritt 
wesentlich mitgewirkt haben. Im Rahmen der Kausaltheorie ist für 
die Anerkennung des ursächlichen Zusammenhangs der Begriff 
der rechtlich wesentlichen Teilursache ausreichend. Sofern ein 
sogenannter Listenstoff oder ein Stoff, über den neue Erkennt- 
nisse im Sinne des § 551 Abs. 2 RVO vorhegen, im Sinne dieser 
rechthch wesentlichen Teilursache die Berufskrankheit oder die 
Erkrankung nach § 551 Abs. 2 RVO wesentlich mitverursacht hat, 
wird nach der Praxis der UV-Träger die Entschädigungspflicht 
anerkannt. 
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Eine monokausale Betrachtungsweise könnte im übrigen gar 
nicht mehr die interdisziplinären Zusammenhänge erfassen, in die 
das Berufskrankheitenrecht in neuerer Zeit eingebettet ist. In den 
Anfangszeiten waren monokausale Krankheitsstrukturen mit dem 
Prototyp der Vergiftungen zu beobachten, die sich jedoch im 
Laufe der industriellen Entwicklung zu multikausalen Krankheits- 
strukturen entwickelten. Heute ist die Situation dadurch gekenn- 
zeichnet, daß neben Arbeitsmedizinern auch Internisten, Physio- 
logen, Chirurgen, Pathologen, Toxikologen und Chemiker maß- 
gebliche Beiträge leisten und die Summe ihrer Erkenntnisse und 
Methoden in das wissenschaftliche Fundament des Berufskrank- 
heitenrechts einfließen. 

Bei der Anwendung und Weiterentwicklung des Berufskrankhei- 
tenrechts hat sich auch die gesetzliche Unfallversicherung der 
Frage der Ätiologie und Pathogenese auf langdauernden Einwir- 
kungen beruhender Erkrankungen durch industrielle Prozesse 
gestellt. Als moderne Zivilisationskrankheiten sind sie weitest- 
gehend als Ergebnis multifaktorieller Ursachensummierungen 
erkannt, wenn auch in ihren Einzelheiten keineswegs wissen- 
schaftlich voll erfaßt und aufgeklärt. Jedoch werden auch diese 
Fälle durch die geltende Kausallehre - der Theorie der wesent- 
lichen Bedingung - im Rahmen der Einstandspflicht der gesetz- 
lichen Unfallversicherung befriedigend gelöst. 

Zu a): 

Soweit chemische Noxen Symptome hervorrufen können, die 
medizinisch-naturwissenschaftlich nicht eindeutig von anderen 
Krankheiten abgrenzbar sind, ist entschädigungsrechtlich darauf 
abzustellen, ob die Einwirkung durch den chemischen Stoff mit 
Wahrscheinlichkeit die Krankheit rechtlich wesentlich (im Sinne 
einer Teilursache) mitverursacht hat. Dies gilt auch und gerade für 
das gewählte Beispiel einer Leberschädigung durch Alkohol und 
Toluol. 

Zu b): 

Zur Behebung der Defizite bei den vorhandenen Altstoffen hat die 
Bundesregierung eine Konzeption zur Erfassung und Prüfung von 
Altstoffen entwickelt. Die Prüfungen haben vor einigen Jahren 
begonnen. Außerdem wird mit einer Novelle zum Chemikalien- 
gesetz die Verbesserung der Vorschriften zur beschleunigten Er- 
fassung und Prüfung von Altstoffen angestrebt. 

Zu c): 

Die Tatsache, daß die Erforschung der Kombinationswirkung von 
Gefahrstoffen erst am Anfang steht, weist auf die Notwendigkeit 
hin, bei den Krankheiten, die auf multifaktorielle Einwirkungen 
zurückzuführen sind, den Dialog zwischen Medizin und Recht zu 
vertiefen und zu intensivieren. Zu den hier noch nicht gelösten 
Problemen gehören auch Antworten auf Fragen in bezug auf eine 
etwaige kumulative, sich multiplizierende oder gar sich neutrali- 
sierende Wirkung von mehreren zugleich vorhandenen Noxen 
einschließlich der sich hieraus ergebenden Grenzwertprobleme. 
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Zu d): 

Nach den Vorschriften der Gefahrstoff Verordnung müssen 
Gefahrstoffe mit ausführlichen Angaben u. a. über die Gefährlich- 
keit und die enthaltenen gefährlichen Bestandteile gekennzeich- 
net werden. Die zur Zeit noch lückenhafte Kennzeichnungsvor- 
schrift für Zubereitungen wird demnächst durch Umsetzung einer 
neuen EG-Richtlinie vervollständigt. Außerdem ist vorgesehen, 
mit der angesprochenen Novelle zum Chemikaliengesetz die In- 
formationsverpflichtungen über gefährliche Chemikalien erheb- 
lich zu verbessern. Die Kennzeichnung allein mit dem Handels- 
namen ist nicht zulässig. 

Selbstverständlich werden auch schon hierzu im berufsgenossen- 
schaftlichen Feststellungs verfahren Produktermittlungen durch- 
geführt. Das Berufsgenossenschaftliche Institut für Arbeitssicher- 
heit (BIA) beispielsweise führt laufend für Unfallversicherungsträ- 
ger Produktanalysen durch, um Quantität und Qualität einzelner 
Gefahrstoffe festzustellen. 

Zu e): 

Es ist zutreffend, daß die teilweise über Jahrzehnte andauernde 
Latenzzeit bei vielen Berufskrankheiten das Feststellungsverfah- 
ren hinsichtlich der Frage erschwert, ob bei der versicherten 
Tätigkeit die angeschuldigte schädigende Einwirkung stattgefun- 
den hat (haftungsbegründende Kausalität). Durch gezieltere 
Nachforschung im Einzelfall aber auch durch Heranziehung und 
Würdigung vergleichbarer Sachverhalte werden hier Lösungen 
gesucht. In der Zukunft werden im Aufbau befindliche Meß- und 
Gefahrstoffdatenbanken weitere Hilfen geben. 

Insgesamt sieht die Bundesregierung keinen Anlaß, von der gel- 
tenden Kausalität in der gesetzhchen Unfallversicherung als einer 
der tragenden Säulen dieses Sozialversicherungssystems abzu- 
gehen. 


29. Die sinkende Zahl der y^rbeitsunfälle wird immer wieder auf die 
Effektivität der Unfallverhütung zurückgeführt und als großer 
Erfolg gewertet. Nicht zuletzt ist aber das Interesse der Unterneh- 
men an einer effektiven Unfallverhütung durch das betriebswirt- 
schaftliche Bestreben nach Senkung der Kosten zu erklären. Hohe 
Unfallzahlen bedeuten hohe Beiträge zur Berufsgenossenschaft. 

Im Gegensatz zu betrieblichen Unfallgefahren werden Mängel im 
Arbeitsschutz, die zu einer Berufskrankheit führen, erst sehr viel 
später bemerkbar. 

Der betriebhche Handlungsbedarf bei Arbeitsunfällen ist hierdurch 
relativ offensichüich gegeben. (Mit der Einschränkung der in 
Frage 9 angesprochenen Problematik.) Bei den Berufskrankheiten 
hingegen besteht bisher kein Modell der negativen Sanktionierung 
der verursachenden Unternehmen. 

Die spezifische Problematik von Berufskrankheiten führt tenden- 
ziell zu einer Negierung des vorhandenen Handlungsbedarfs. 

Welche Schritte hält die Bundesregierung für geeignet, einen stär- 
keren Anreiz für die betriebliche Prävention zu bewirken? 


Die teilweise abnehmende Zahl der entschädigungspflichtigen 
Berufskrankheiten und die sinkende Zahl der Arbeitsunfälle ist 
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weder von seiten der Bundesregierung noch von seiten der Unfall- 
versicherungsträger und ihrer Verbände als alleiniger Erfolg des 
Gesundheitsschutzes am Arbeitsplatz herausgestellt worden. 
Ebensowenig ist im Bereich der Berufskrankheiten oder krank- 
machender Faktoren am Arbeitsplatz jemals Handlungsbedarf 
auch im Hinblick auf die Prävention negiert worden. 

Der betriebliche Handlungsbedarf ergibt sich vielmehr in erster 
Linie aufgrund der hohen direkten und indirekten Kosten auf- 
grund eines jeden einzelnen Unfalls und jeder Erkrankung. Die 
Erkenntnis, daß erfolgreiche betriebliche Gesundheits- und 
Arbeitssicherheitspolitik wirtschaftlichen Nutzen bringt, ist in der 
Fachwelt bekannt. Durch gesundheitliche Risiken und Gefähr- 
dungen im Betrieb entstehen personelle und materielle Störungen 
des planmäßigen Betriebsablaufs, die sich negativ auf die Menge, 
die Qualität und letztlich auf die Kosten für die Produkte und 
Dienstleistungen auswirken. Berechnungen der Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz haben z. B. ergeben, daß ein unfallbedingter Aus- 
falltag durchschnittlich 900 DM kostet und eine durchschnittliche 
Ausfallzeit von 14 Arbeitstagen das Betriebsergebnis um ca. 
12 600 DM mindert. Dabei ist lediglich eine umfassende 
Kostenrechnung der direkt mit dem Unfall verbundenen Ereig- 
nisse erfolgt. 

Schwieriger wird die Rechnung bei Erkrankungen, die weniger 
offensichtlich von Arbeitsbelastungen und Gefährdungen verur- 
sacht oder ungünstig beeinflußt werden. Die gesundheitsbeding- 
ten Kosten treten auf für Kr ankheits Vertretungen, verminderte 
Produktion, Einarbeitung und Fortbildung der neu einzusetzen- 
den Arbeitskräfte. Einen besonders großen Anteil stellen die Ent- 
geltfortzahlungskosten im Krankheitsfall dar, die 1986 mit ca. 
41 Milliarden DM zu Buche schlugen (bei einem durchschnittli- 
chen Krankenstand von ca. 6,3 Prozent). 

Ein Rechenbeispiel aus dem betrieblichen Alltag: Ein noch durch- 
schnittlich betriebhcher Krankenstand von 7,5 Prozent, davon 
übhcherweise ca. 3 Prozent Langzeiterkrankter, ermöghcht fol- 
gende Kosten-Nutzen-Betrachtung: Eine Senkung dieses Kran- 
kenstands mit Hilfe eines betrieblichen Gesundheitsförderungs- 
programms um ca. 10 Prozent verringert zum Beispiel für einen 
Werftbetrieb mit 1 000 Personen die Kosten um monatlich 60 000 
DM, also 720 000 DM im Jahr. Daraus könnte jederzeit ein Pro- 
gramm für gesundheitliche Prävention finanziert werden. 

Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz arbeitet seit längerem daran, 
das betriebliche Interesse für diese betriebswirtschaftlichen 
Zusammenhänge zu wecken. Ist es erst einmal geweckt, ist der 
Weg zur betrieblichen Prävention und zu betrieblichen Präven- 
tionsprogrammen nicht weit. 

Im unmittelbaren Einwirkungsbereich der Unfallversicherungs- 
träger fehlt es - entgegen der Darstellung in der Anfrage* - 
keineswegs an Sanktionierungsmöglichkeiten und Praktiken 
gegenüber Unternehmen, in denen Berufskrankheiten auftreten. 
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— Im Gefahrtarif, der zur Abstufung der Beiträge nach dem Grad 
der Unfallgefahr bei Untemehmenszweigen/Tätigkeiten dient , 
werden bei der Berechnung der Gefahrklassen auch die Lasten 
der Berufskrankheiten berücksichtigt. Damit hat die Umlegung 
der Lasten aus Berufskrankheiten im Rahmen der einzelnen 
Gefahrtarifstellen unmittelbare negative finanzielle Auswir- 
kungen auf den Beitrag des Unternehmers. 

— Auch im Rahmen des Beitragsausgleichsverfahrens, nach dem 
aufgrund von Satzungsregelungen Zuschläge oder Nachlässe 
zum Beitrag aufgrund des Unfallgeschehens im Betrieb festge- 
setzt werden, kann das Berufskrankheitengeschehen berück- 
sichtigt werden. Bislang machen allerdings nur rund 27 Prozent 
der bundesunmittelbaren gewerblichen Berufsgenossenschaf- 
ten von dieser Möghchkeit Gebrauch. Das Bundesversiche- 
rungsamt als Aufsichtsbehörde hat zugesagt, die übrigen Be- 
rufsgenossenschaften zu einer entsprechenden Überprüfung 
ihrer Satzungen zu veranlassen. 


30. Erfahrungen zeigen, daß die Tatbestandsfeststellung über die 
„besonderen Einwirkungen" (zum Teil Jahrzehnte zurückliegend) 
seitens der zuständigen Unfallversicherungen nicht selten ungenü- 
gend und wenig gründlich durchgeführt werden. Welche Erkennt- 
nisse liegen der Bundesregierung über die Praxis der Tatbestands- 
erhebung in den einzelnen Unfallversicherungen und im Hinblick 
auf die einzelnen Berufskrankheiten vor? 


Die pauschale Bewertung, die Ermittlungen der Unfallversiche- 
rungsträger hinsichthch der schädigenden Einwirkung insbeson- 
dere bei Berufskrankheiten mit sehr langen Latenzzeiten seien 
ungenügend und wenig gründlich, wird nicht geteilt. Selbstver- 
ständlich sind Ausnahme- und Einzelfälle bekannt, bei denen die 
Sachverhaltsermittlung ernsthaft zu kritisieren war. Es wird auch 
immer wieder festzustellen sein, daß trotz intensiver Ermittlungs- 
arbeit eine behauptete schädigende Einwirkung durch die beruf- 
liche versicherte Tätigkeit nach Jahrzehnten nicht mehr verifiziert 
werden kann. Dies kann aber - auch nach den Erfahrungen der 
prüfenden Aufsichtsbehörde - nicht zu negativ-verallgemeinern- 
den Rückschlüssen führen. 

Zur Tatbestandsfeststellung über die besonderen Einwirkungen 
bestehen für den Versicherungs träger im wesentlichen folgende 
Möglichkeiten; 

— Ermittlungen beim Versicherten soAAde bei Hinterbliebenen, 
Zeugen, Kollegen 

Hier wird nach Angaben über die Art und Dauer der Tätigkeit 
sowie dem jeweiligen Arbeitgeber gefragt. Zusätzlich sollen - 
sofern möglich - Angaben über schädliche Arbeitsstoffe ermit- 
telt werden, denen der Versicherte während seiner Tätigkeit 
ausgesetzt war. Wegen des teilweise erheblichen Zeitablaufs 
lassen sich derartige Angaben von den genannten Personen 
häufig nur lückenhaft erfragen. 
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— Ermittlungen bei Arbeitgebern 

Der Schwerpunkt der Ermittlungen liegt in der Frage, welche 
Arbeitsstoffe am Arbeitsplatz des Erkrankten zum Einsatz ge- 
kommen sind und wie der Arbeitsplatz selbst beschaffen war. 
Infolge Zeitablaufs sind auch diese Angaben nicht mehr von 
allen Arbeitgebern lückenlos zu erhalten, teils weil die Unter- 
nehmen nicht mehr existieren, teils weil (z.B. nach einer Fir- 
menübemahme) alte Unterlagen vom neuen Firmeninhaber 
vernichtet worden sind. 

— Ermittlungen durch Beteiligung des Betriebsarztes und anderer 
Stellen 

Betriebsärzte, arbeitsmedizinische Dienste sowie besonders 
ermächtigte Ärzte führen seit Anfang der 70er Jahre in regel- 
mäßigen Abständen Untersuchungen von Versicherten durch, 
die in bestimmten gefährdenden Bereichen tätig sind. Die hier- 
über aufzubewahrenden Unterlagen geben meist zuverlässig 
Auskunft über Art und Umfang der Gefährdung. 

Häufig wird auch versucht, betriebliche Zustände zu rekonstru- 
ieren. Hierzu werden - soweit vorhanden - Unterlagen über 
frühere Betriebsbesichtigungen oder Unterlagen von ver- 
gleichbaren Betrieben herangezogen. 

Bei Ermittlungen zur Lärmschwerhörigkeit werden beispiels- 
weise Lärmkataster herangezogen, die Angaben über die 
Lärmentwicklung von früher im Einsatz befindlichen Maschi- 
nen enthalten. Soweit erforderlich und geeignet werden spe- 
zielle Institutionen (z. B. Berufsgenossenschaftliches Institut für 
Arbeitssicherheit, Silikose-Forschungsinstitut, Institut für Tro- 
penkrankheiten), Sachverständige, Chemiker, Physiker, Toxi- 
kologen etc. gehört. 

Die so ermittelte Arbeitsanamnese wird durch den Technischen 
Aufsichtsdienst abschließend beurteilt und gegebenenfalls 
durch weitere Ermittlungen ergänzt. Die Ermittlungen der Un- 
fallversicherungsträger erhalten durch diese Modalitäten im 
Regelfall einen beachtlichen Aussagewert. 


3 1 . Die ärztlichen Gutachten enthalten zahlreiche Mängel. So wird 
beispielsweise die Vorgeschichte nur lückenhaft erhoben, die Höhe 
der Gefahrstoffkonzentration und die Mögüchkeit, auch bei Einhal- 
tung der MAK-Werte zu erkranken, werden nicht ausreichend be- 
rücksichtigt. 

Wie bewertet die Bundesregierung die Rolle der medizinischen 
Gutachter im Berufskrankheitenverfahren und ihr Verhältnis zu 
den Berufsgenossenschaften? 


Die Rolle der medizinischen Gutachten im Berufskrankheitenver- 
fahren und ihr Verhältnis zu den Berufsgenossenschaften ergibt 
sich in erster Linie aus dem Gesetz, hier § 21 Abs. 1 SGB X: 

„Die Behörde bedient sich der Beweismittel, die sie nach pflicht- 
gemäßem Ermessen zur Ermittlung des Sachverhalts für erforder- 
lich hält. Sie kann insbesondere 
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1 . ... 

2. Beteiligte anhören, Zeugen und Sachverständige vernehmen 
oder die schrifüiche Äußerung von Beteiligten, Sachverständi- 
gen und Zeugen einholen, 

3. ...'' 

Die Vorschriften der Zivilprozeßordnung über die Ablehnung von 
Sachverständigen, z. B. wegen Besorgnis der Befangenheit, gelten 
entsprechend. 

Die pauschale Behauptung, die ärztlichen Gutachten enthielten 
zahlreiche Mängel, wird von der Bundesregierung nicht geteilt; 
sie wird auch vom Bundesversicherungsamt als Aufsichtsbehörde 
nicht bestätigt. Es muß vielmehr festgestellt werden, daß sich die 
eingeschalteten (arbeits-)medizinischen Gutachter um eine sach- 
gerechte, wissenschaftlich begründete Beurteilung bemühen. Da- 
bei sind sie selbstverständlich an die sozialrechtlich vorgegebe- 
nen Normen - insbesondere Kausahtät, Wahrscheinhchkeit - 
gebunden. Ihre Position im Berufskrankheitenverfahren ist völlig 
weisungsunabhängig; sie werden nach allgemein festgelegten 
Honorarsätzen unabhängig vom Ergebnis im Einzelfall bezahlt. 

Aufgabe der Unfallversicherungsträger ist es, möglichst qualifi- 
zierte Gutachter mit khnisch-praktischen Erfahrungen zu beauf- 
tragen und bei der Vergabe von Aufträgen die Beweisfragen mög- 
lichst präzise zu formulieren. Im Hinblick auf die insoweit notwen- 
digen Vorermittlungen und die Präzisierung der Beweisfragen 
sind punktuelle Verbesserungen durchaus denkbar und erstre- 
benswert. 

So ist es beispielsweise nicht vorrangige Aufgabe des medizini- 
schen Gutachters, die Vorgeschichte i. S. der haftungbegründen- 
den Kausalität zu ermitteln. Vielmehr ist die lückenlose Erfassung 
der Arbeitsvorgeschichte primär Aufgabe der UV-Träger; der 
ärztliche Gutachter hat die Arbeitsanamnese gleichwohl bei der 
Erstellung des Gutachtens zu berücksichtigen und ggf, unter 
medizinischen Gesichtspunkten zu ergänzen. Bei der Erhebung 
der Arbeitsanamnese und der Frage, ob eine schädigende Einwir- 
kung stattgefunden hat, wird in der Regel der MAK-Wert, TRK- 
Wert oder die Auslöseschwelle vom Technischen Aufsichtsdienst 
beurteilt. Diese Werte haben in erster Linie nur eine Bedeutung 
für Maßnahmen der Prävention, bei deren Unter- oder Über- 
schreitung technische oder persönliche Schutzmaßnahmen durch- 
zuführen sind. Bei der Entschädigung von Berufskrankheiten und 
bei Beurteilung der Kausalitätsfrage hat das Über- oder Unter- 
schreiten dieser Grenzwerte lediglich eine gewisse Indizienwir- 
kung im Zusammenhang mit anderen Tatsachen. Es ist in der 
Regel immer eine medizinisch zu beurteilende Frage, ob eine 
Erkrankung auch bei Einhaltung der genannten Werte wesentlich 
(auch teilursächlich) durch die versicherte Tätigkeit verursacht 
worden ist. 


32. Hält die Bundesregierung die Auswahl der Gutachter für eine 
Aufgabe der Berufsgenossenschaften? 
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Die Auswahl des Gutachters im Rahmen des Feststellungsverfah- 
rens bei Arbeitsunfällen wie bei Berufskrankheiten ist Aufgabe 
des Unfallversicherungsträgers. Dies ergibt sich für die öffentlich- 
rechtliche Verwaltungstätigkeit aller Behörden, die nach dem 
Sozialgesetzbuch tätig werden und soweit Sachverständige her- 
anzuziehen sind, aus § 21 SGB X. Die Bundesregierung beabsich- 
tigt nicht, diese generelle Regelung etwa im Hinblick auf das 
Berufskrankheitenverfahren zu ändern. 

33. Wie bewertet die Bundesregierung die Ausbildung der medizini- 
sehen Gutachter? 

Es ist Aufgabe der Unfallversicherungsträger, entsprechend dem 
jeweils vorliegenden Beweisthema Gutachter auszuwählen, die 
neben der erforderlichen besonderen fachlichen Ausweisung und 
Kompetenz auch über entsprechende sozialmedizinische und 
sozialrechtliche Kenntnisse und Fähigkeiten verfügen. Dabei ist 
häufig festzustellen, daß die Auswahlmöglichkeit recht be- 
schränkt ist. Es erscheint deshalb wünschenswert, bei der Aus-, 
Fort- und Weiterbildung von Medizinern arbeits- und sozialmedi- 
zinische Erkenntnisse und spezielle Problematiken aus dem Be- 
rufskrankheitenrecht stärker zu berücksichtigen. 

34. Welche Veränderungen sind nach Ansicht der Bundesregierung in 
der Medizinerausbildung angesichts geänderter und gewachsener 
Gesundheitsgefährdungen bzw. entsprechender Anforderungen 
des Arbeits- und Umweltschutzes nötig? 

Die rapide Zunahme wissenschaftlicher Erkenntnisse, vor allem 
das wachsende Verständnis um die komplexen Zusammenhänge 
auf dem Gebiet der Toxikologie, der Umwelthygiene, der Ökolo- 
gie und des Umweltschutzes erfordert interdisziplinär und vielsei- 
tig ausgebildete Wissenschaftler. Diese müssen neben grund- 
legenden naturwissenschaftlichen und medizinischen Kenntnis- 
sen die Möglichkeit zur Kooperation mit Vertretern verschiedener 
Spezialgebiete haben. 

Diesem Anforderungsprofil kann die ärztliche Ausbildung allein 
nicht gerecht werden. Eine solche Reform der Studieninhalte 
würde den Rahmen des Studiengangs Medizin sprengen. Die not- 
wendige umfassende Vermittlung der Kenntnisse und Fähigkei- 
ten in diesen Bereichen muß daher der ärztlichen Fort- und 
Weiterbildung Vorbehalten bleiben. 

Die ärztliche Ausbildung erstreckt sich schon jetzt auf Fragen des 
Arbeits- und Umweltschutzes. Dies geschieht insbesondere im 
Rahmen des Unterrichts im „ökologischen Kursus", der im zwei- 
ten Abschnitt des klinischen Studiums durchgeführt wird. Die 
Siebente Verordnung zur Änderung der Approbationsordnung für 
Ärzte vom 21. Dezember 1989 (BGBl. I S. 2549) hat klargestellt, 
daß Gegenstand dieses Kursus auch die Umwelthygiene ist (s. An- 
lage 3 zur ÄAppO). Die dort vorgesehene Erhöhung der Mindest- 
stundenzahl für die Praktika und Kurse im zweiten klinischen 
Studienabschnitt von 480 auf 516 soll auch dem Unterricht im 
ökologischen Kursus zugute kommen. Fragen des Arbeits- und 
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Umweltschutzes sind auch Gegenstand der Prüfungen in der ärzt- 
lichen Ausbildung, insbesondere im Zweiten Abschnitt der ärzt- 
lichen Prüfung. 

Ob und inwieweit wegen geänderter und gewachsener Gesund- 
heitsgefährdungen Änderungen, d. h. Verbesserungen der ärztii- 
chen Ausbildung, notwendig sind, und welche Maßnahmen inso- 
weit in Frage kommen, wird im Rahmen der Vorbereitungen für 
eine größere Reform der ärztlichen Ausbildung geprüft, die inzwi- 
schen aufgenommen worden sind. Im Herbst letzten Jahres hat 
beim Bundesministerium für Jugend, Famihe, Frauen und Ge- 
sundheit ein Sachverständigengremium, das Leitlinien für die 
Reform erarbeiten soll, seine Arbeit begonnen. Zu seinen Aufga- 
ben gehört es auch, ein Konzept für eine verbesserte, stärker den 
Aufgaben des Arztes der Zukunft Rechnung tragende inhaltliche 
Gestaltung des künftigen Medizinstudiums zu erarbeiten. Fragen 
des gesundheitlichen Arbeits- und Umweltschutzes werden hier- 
bei eine nicht unbedeutende Rolle spielen. 

In diesem Zusammenhang begrüßt die Bundesregierung daher 
Überlegungen einiger Universitäten, für Absolventen des Stu- 
diums der Medizin bzw. der Naturwissenschaften fächer- und 
fakultätsübergreifend Weiterbildungsgänge einzurichten. Die 
Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf beabsichtigt beispiels- 
weise im Rahmen eines Graduiertenkollegs für Mediziner und 
Naturwissenschaftler das erforderliche Wissen über Anforderun- 
gen des Arbeitsschutzes, des Verhaltens von Fremdstoffen in der 
Umwelt, ihre Auswirkungen in Ökosystemen und dadurch be- 
dingte Rückwirkungen auf den Menschen zu vermitteln. 


35. Wie beurteilt die Bundesregierung die Rolle der staatlichen Ge- 
werbeärzte? 

In welcher Weise soll der staatliche Gewerbearzt auf die Auswahl 
und Bestellung der Gutachter Einfluß nehmen; in welchem Umfang 
soll er selbst als Gutachter fungieren? 


Art und Umfang der Mitwirkung der staatlichen Gewerbeärzte im 
Verfahren zur Feststellung von Berufskrankheiten ist in § 7 der 
Berufskrankheiten- Verordnung geregelt. 

Danach ist der für den medizinischen Arbeitsschutz zuständigen 
Stelle vom Unfallversicherungsträger unverzüglich eine Ausferti- 
gung jeder Berufskrankheiten- Anzeige zu übersenden. Der staat- 
liche Gewerbearzt ist in jedem Fall berechtigt, dem Unfallver- 
sicherungsträger ein Gutachten zu erstatten und zu diesem Zweck 
den Versicherten selbst zu untersuchen oder auf Kosten des Trä- 
gers durch einen Arzt untersuchen zu lassen. Er kann ferner dem 
Träger verbindlich die Erhebung bestimmter Beweise Vorschlä- 
gen. Der Träger wiederum ist gehalten, dem staatlichen Gewer- 
bearzt Kenntnis von der Einleitung und dem Ergebnis der Ermitt- 
lungen zu geben, die er im Feststellungsverfahren angestellt hat. 

Dieses Verfahren hat sich in der Vergangenheit grundsätzlich 
bewährt; denn den Unfallversicherungsträgern sind auf diese 
Weise Erfahrung und Rat der staatlichen Gewerbeärzte sowohl als 
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Gutachter als auch allgemein als unterstützende Verfahrensbe- 
gleiter zugute gekommen. Andererseits hat dies aber auch häufig 
zu Schwierigkeiten insbesondere im Hinblick auf die Dauer der 
Verfahren geführt. 

In Gesprächen zwischen dem Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung, den Ländern, dem Bundesversicherungsamt und 
den Spitzenverbänden der Unfallversicherungsträger wird ver- 
sucht, insoweit Einvernehmen über eine Straffung des Verfahrens 
zu erzielen; eine entsprechende Übereinkunft wird derzeit vorbe- 
reitet. Darin soll insbesondere sicherge stellt werden, daß die Mit- 
wirkung des staatlichen Gewerbearztes im Regelfall durch noch 
zu vereinbarende Fristen forciert wird, um die Dauer des gesam- 
ten Feststellungsverfahrens auch dadurch zu verkürzen. Dadurch 
darf selbstverständlich das umfassende Informationsrecht der 
staatlichen Gewerbeärzte insbesondere im Hinblick auf die Wahr- 
nehmung ihrer Hauptaufgaben im Bereich des Arbeitsschutzes 
nicht beeinträchtigt werden. 

Die Träger der gesetzhchen Unfallversicherung sind allein verant- 
wortlich für die Durchführung des Entschädigungsverfahrens. 
Deshalb ist in der Ermächtigung für § 7 der Berufskrankheiten- 
verordnung (§ 551 Abs. 4 Nr. 2) nur von der Regelung der Mit- 
wirkung bei der Feststellung der Berufskrankheiten die Rede. Das 
Recht des staatlichen Gewerbearztes, die Erhebung bestimmter 
Beweise vorzuschlagen, beinhaltet auch die Möglichkeit, sowohl 
Anregungen über die medizinische Fachrichtung des zu bestel- 
lenden Gutachters zu machen (Chirurg, Orthopäde etc.) als auch 
einen Gutachter ad personam vorzuschlagen. Allerdings ist der 
Unfallversicherungsträger an den Vorschlag zur Person des Gut- 
achters nicht gebunden, wenngleich erfahrungsgemäß zwischen 
Gewerbearzt und Träger in der Regel Einvernehmen über die 
Gutachter aus wähl erzielt wird. 

Das Recht des staatlichen Gewerbearztes, in jedem Einzelfall 
selbst ein Gutachten zu erstellen, ist in der Verordnung verbind- 
hch geregelt. In welchem Umfang der staatliche Gewerbearzt von 
diesem Recht Gebrauch macht, ist in erster Linie abhängig von 
seiner fachlichen Kompetenz bezogen auf das Beweisthema in 
jedem Einzelfall, aber auch von seiner sonstigen dienstlichen 
Belastung. 


36. Welchen Anteil hat die Bearbeitung von BK-Anzeigen an der 
Arbeitszeit der staatlichen Gewerbeärzte? 


Eine Umfrage bei den Ländern hat ergeben, daß Bayern mit rund 
20 Prozent Arbeitsanteil für die Mitwirkung am Berufskrankhei- 
tenverfahren den geringsten Prozentsatz ausweist. 

Eine Ländergruppe weist mit Nordrhein-Westfalen (30 bis 66 
Prozent), Berlin (40 Prozent), Bremen tmd Niedersachsen (je 
50 Prozent) etwa hälftige Anteile aus. 
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Hamburg (70 Prozent), Baden-Württemberg (70 bis 80 Prozent) 
sowie Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein 
(je 80 Prozent) weisen auf einen hohen Anteil hin. 

Zum Teil wird dabei zum Ausdruck gebracht, daß eine Reduzie- 
rung des Anteils angestrebt wird, die Belastung durch die Perso- 
nallage stark beeinflußt wird und auch die präventiven Folge- 
tätigkeiten (z. B. Betriebsbesichtigung) aus einer BK- Anzeige mit- 
berücksichtigt sind. Es fehlt auch nicht der Hinweis auf man- 
gelnde Kapazitäten für die Arbeitsschutzaufgaben wegen der Be- 
anspruchung in Berufskrankheitenverfahren. 


37. Hält die Bundesregierung die Ausstattung der staatlichen Ge- 
werbeauf sicht, vor allem der gewerbeärztlichen Dienste, personell 
imd sachlich für ausreichend? 


Die Länder selbst halten überwiegend die personelle Ausstattung 
der gewerbeärztlichen Dienste für ausreichend, wenn auch für 
verbesserungsbedürftig. Zum Teil wird auch auf noch laufende 
Organisationsprüfungen oder bereits in die Wege geleitete Stel- 
lenplanaufstockungen hingewiesen. Auch die vielfältigen neuen 
Anforderungen geben Anlaß, auf gebotene Verstärkung hinzu- 
weisen. 

Die sachliche Ausstattung der ge werbe ärztlichen Dienststellen 
wird überwiegend ebenfalls als ausreichend bezeichnet. Auch 
hier wird jedoch Ergänzungsbedarf gesehen, zumal bei der z. T. 
sehr detaillierten Aufzählung der zur Verfügung stehenden Ein- 
richtungen recht große Unterschiede deutlich werden. 

Die Bundesregierung muß im Hinblick auf die oft unangemessen 
langen Bearbeitungszeiten in Berufskrankheitenverfahren zumin- 
dest die personelle Ausstattung als teilweise nicht ausreichend 
bewerten. Inwieweit die apparative Ausstattung beschränkt auf 
die Mitwirkung bei der Feststellung von Berufskrankheiten ange- 
messen ist, kann hier dahinstehen, da der staatliche Gewerbearzt 
jederzeit die Möglichkeit hat, einen anderen Arzt mit der Unter- 
suchung des Versicherten zu beauftragen. 


38. Wie viele medizinische Gutachter sind zur Zeit durchschnittlich in 
Berufskrankheitenverfahren pro Jahr und pro Fall tätig? 


Eine durchschnittliche rechnerische Bestimmung der Zahl der 
Gutachter „pro Jahr und FalT' für alle Berufskrankheiten und 
Unfallversicherungsträger ist auf der Grundlage der geführten 
Statistiken nicht möglich. 

Im Regelfall, insbesondere bei relativ einfach zu beurteilenden 
Zusammenhangsfragen, wie z. B. bei Erkrankungen durch 
mechanische Einwirkungen, Lärm, Wärmestrahlung oder Quarz, 
ist die Beschränkung auf eine gutachtliche Äußerung durch den 
staatlichen Gewerbearzt oder einen gesondert beauftragten Gut- 
achter zu beobachten. Bei anderen Berufskrankheiten mit wissen- 
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schaftlich schwierigen Fragestellungen und komplizierten Zu- 
sammenhangsfragen (z. B. durch chemische Einwirkungen verur- 
sachte Berufskrankheiten oder Krebserkrankungen) müssen gele- 
gentlich mehrere Gutachter, auch unterschiedlicher Fachgebiete, 
pro Fall in Anspruch genommen werden. Hierbei muß häufig auf 
stark in Anspruch genommene Leiter von Hochschulinstituten 
zurückgegriffen werden, die dann für ein Gutachten einen länge- 
ren Zeitraum benötigen. Schon dadurch ist eine Berechnung „pro 
Jahr"' wenig aussagekräftig. Hinzu kommt, daß einige Unfallver- 
sicherungsträger dazu übergegangen sind, bei ablehnendem 
erstem Gutachten im Zusammenhang mit schwerwiegenden 
Erkrankungen ein weiteres Gutachten zur Erweiterung der Ent- 
scheidungsgrundlage einzuholen. 

Nach einer Auskunft des Hauptverbandes der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften schwanken die Zahlen der Gutachter, die 
pro Jahr in Anspruch genommen werden, in Abhängigkeit von 
dem Berufskrankheitengeschehen beim jeweiligen Träger in 
einer Bandbreite von 50/70 bis 200/300. 


39. Wie hoch sind die durchschnittüchen jährlichen Ausgaben der 
Berufsgenossenschaften für medizinische Gutachten 

— insgesamt, 

— pro Fall, 

— pro Gutachter? 


Die durchschnittlichen jährlichen Ausgaben der einzelnen Berufs- 
genossenschaften sind unterschiedlich. Eine Übersicht für 23 ge- 
werbhche Berufsgenossenschaften ist in Anlage 3 aufgeführt. Die 
zum Teil stark differierenden Fallkosten erklären sich aus Erkran- 
kungen, die besonders aufwendige Begutachtungen mit unter 
Umständen mehrtägigen stationären Untersuchungen notwendig 
machen. 


40. Die FeststeUungsverfahren zur Anerkennung und eventuellen Ent- 
schädigung einer Berufskrankheit dauern häufig recht lange. 
Kommt es infolge einer ablehnenden Entscheidung durch die Be- 
rufsgenossenschaft zu einem Widerspruchsverfahren, bedeutet dies 
für die Betroffenen oft eine Verlängerung der Wartezeit um Jahre. 
Für die betroffenen Arbeitnehmer/innen und ihre Hinterbhebenen 
bedeutet dies, neben der Kraft, die sie trotz eigener Krankheit oder 
Trauer um den Verlust eines Angehörigen für dieses Verfahren 
aufbringen müssen, oft auch noch erhebliche materielle Unsicher- 
heiten und Einschränkungen. 

a) Welche exakten Daten hat die Bundesregierung über die Bear- 
beitungszeiten in Berufskrankheitenverfahren bei den Berufs- 
genossenschaften, unterteilt nach der durchschnittlichen Warte- 
zeit und der Verteüung nach den einzelnen Berufskrankheiten? 

b) Kann die Bundesregierung angeben, wie viele Berufskrankhei- * 
tenverfahren zur Zeit bei den Sozialgerichten anhängig sind? 

c) Kann die Bundesregierung Auskunft über die durchschnittliche 
Verhandlungsdauer bei den Sozialgerichten geben? 

d) Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, wie 
hoch die Anzahl der Anspruchsteller/innen ist, die zur Siche- 
rung ihres Lebensunterhaltes Leistungen aus dem Sozialhüfe- 
gesetz beanspruchen? 
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Es ist zutreffend, daß die Feststellungsverfahren zur Anerkennung 
und zur Entschädigung von Berufskrankheiten häufig recht lange 
dauern. Wo immer dies bei den einzelnen Verfahrensschritten 
möglich ist, muß ernsthaft und konsequent angestrebt werden, im 
Interesse der Versicherten eine zügige Verfahrensabwicklung 
sicherzustellen. Nicht zutreffend ist es, daß Widerspruchsverfah- 
ren „oft eine Verlängerung der Wartezeit um Jahre'" bedeuten; 
wird über einen Widerspruch nicht rechtzeitig entschieden - dies 
ist erfahrungsgemäß der Ausnahmefall steht nach § 88 Abs. 2 
Sozialgerichtsgesetz nach Ablauf von drei Monaten auch ohne ab- 
schließendes Vorverfahren der Klageweg offen. 

Zu a): 

Angaben zu Beginn und Abschluß des Feststellungsverfahrens 
können aus der BK-DOK entnommen werden. Diese Angaben 
haben jedoch hinsichtlich der Dauer des Feststellungsverfahrens 
keinen vertieften Aussagewert; Nach dem Grundsatz „Rehabilita- 
tion geht vor Rente " werden in der Regel im Rahmen eines Fest- 
stellungsverfahrens zunächst Leistungen der Heilbehandlung und 
der medizinischen Rehabilitation, ggf. auch der beruflichen Re- 
habilitation erbracht. Bei Arbeitsunfähigkeit während dieser Zeit 
werden die normalen kurzfristigen Lohnersatzleistungen (Verletz- 
tengeld/Krankengeld/Übergangsgeld) erbracht. Erst nach Ab- 
schluß dieser Maßnahmen kann eine verbliebene Minderung der 
Erwerbsfähigkeit und damit eine Rente festgestellt werden. Die- 
ses Datum, der Beginn der Rentenzahlung, wird als Verfahrens- 
abschluß dokumentiert. Auf Schwierigkeiten und Zeitaufwand 
durch die notwendige Arbeitsanamnese insbesondere bei Erkran- 
kungen mit langen Latenzzeiten sowie durch die Einschaltung 
ärztlicher Gutachter und die Mitwirkung der staatlichen Ge- 
werbeärzte ist bereits bei der Beantwortung vorhergehender Fra- 
gen hingewiesen worden. 

Eine Übersicht über die Verfahrensdauer sowohl in Fällen der 
Anerkennung wie der Ablehnung bezogen auf die Jahre 1978 bis 
1982 ist in Anlage 4 wiedergegeben. Die mittlere Verfahrensdauer 
für die einzelnen Nummern der Berufskrankheiten ist jeweils in 
der letzten Spalte angegeben. Aktuellere Zahlen konnten nicht 
ermittelt werden. 

Zu b): 

Nach den Stellungnahmen der für die Sozialgerichte zuständigen 
Ressorts der Länder wird in der Dokumentation der rechtshängi- 
gen Streitsachen in Angelegenheiten der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung nicht zwischen Verfahren, in denen um die Anerken- 
nung von Berufskrankheiten gestritten wird, und solchen Verfah- 
ren, die den übrigen Unfallversicherungsbereich betreffen, diffe- 
renziert. Der Anteil der Berufskrankheiten-Verfahren an allen 
rechtshängigen Streitsachen auf dem Gebiet der gesetzlichen 
Unfallversicherung wird auf 10 bis 20 v. H. geschätzt. Folglich 
dürften z. Z. von insgesamt rund 23 000 Verfahren zwischen 2 300 
und 4 600 Berufskrankheiten-Verfahren bei den Sozialgerichten 
anhängig sein. Darin sind auch solche Verfahren enthalten, in 
denen nicht das Vorliegen einer Berufskrankheit, sondern die 
Höhe der Minderung der Erwerbsfähigkeit streitig ist. 
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Zu c): 

Auch hier steht einschlägiges Zahlenmaterial nicht zur Ver- 
fügung, weil die Berufskrankheiten-Verfahren nicht gesondert, 
sondern zusammen mit allen anderen Verfahren aus der gesetz- 
lichen Unfallversicherung erfaßt werden. Die Angaben der 
zuständigen Länderbehörden differieren zwischen 9 Monaten und 
30 Monaten. Im Durchschnitt wird die Dauer der Berufskrankhei- 
ten-Verfahren vor den Sozialgerichten je nach Art und Umfang 
der durchzuführenden Beweiserhebung mit 12 bis 18 Monaten 
angegeben. 

Zu d): 

Eine im Sinne der Frage detaillierte Aufschlüsselung der Ur- 
sachen der Hilfegewährung nach dem Bundessozialhilfegesetz 
kennt die Sozialhilfestatistik nicht. 


41. Die Entscheide bei Ablehnung einer Berufskrankheitenanzeige 
sind nicht selten vage gehalten und enthalten nicht alle notwen- 
digen vorgeschriebenen Informationen. 

Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung für angebracht, 
damit das Berufs kr ankheitenverfahren für die betroffenen Arbeit- 
nehmer/innen transparenter wird und weniger Restriktionen zu 
verspüren sind? 


Die Vorschriften der §§ 32 ff. Sozialgesetzbuch X enthalten die 
Bestimmungen über Form und Inhalt, Begriff sowie Nebenbestim- 
mungen des Verwaltungsaktes. Dem entsprechen regelmäßig 
auch die Bescheide über Ablehnung von Berufskrankheiten. Das 
schließt ein, daß bei Einhaltung der Vorschriften Bescheide oft 
äußerst knapp gehalten sind. Hier sollte von den Trägern im 
Zusammenwirken mit den Aufsichtsbehörden für Abhilfe gesorgt 
werden, um die Verständlichkeit der Darstellung im Interesse der 
Betroffenen zu gewährleisten. Gerade im Berufskrankheitenrecht 
sind aber schon jetzt viele Unfallversicherungsträger bemüht, die 
häufig vorkommenden • schwer verständlichen medizinischen, 
technischen oder toxikologischen Begriffe bürgernah und ver- 
ständlich zu erklären. Dieses Bemühen muß weiter gefördert 
werden. 


42. Insgesamt ist festzustellen, daß die betroffenen Arbeitnehmer/ 
innen sowohl von der objektiven Problemlage her als auch von 
ihren Voraussetzungen her ~ z. B. Kenntnisse über Gefährdungen 
und Zusammenhänge - im Berufskrankheitenrecht von vornherein 
in der schwächeren Position sind. 

Angesichts der vorhandenen Problematik wäre die Beweislast- 
umkehr ein notwendiger Schritt, um dem entgegenzuwirken, daß 
sich die objektiven Schwierigkeiten des Nachweises allein zu 
Lasten der Arbeitnehmer/innen aus wirken. 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, die Beweislast umzu- 
kehren und eine Berufskrankheit so lange anzunehmen, bis die 
Unfallversicherungsträger anderes beweisen können? 


Die Grundsicherungssysteme der Sozialversicherung gegen das 
Risiko der Krankheit - Krankenversicherung - und gegen das 
Risiko der Invalidität i. S. von Berufs- und Erwerbsfähigkeit - 
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Rentenversicherung - sind final ausgerichtet; sie gewähren im 
Rahmen ihrer Leistungspflichten einen umfassenden Schutz ohne 
Rücksicht auf die Ursache der Erkrankung oder Invalidität. 

Daneben tritt für konkret abgegrenzte Risiken, nämlich für 
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten, ein sozialversicherungs- 
rechthches Sonderentschädigungssystem, das streng kausal aus- 
gerichtet ist. Die Einstandspflicht dieses Systems, der Grundge- 
danke der Ablösung der Unternehmerhaftpflicht und damit auch 
die Alleinfinanzierung dieses Zweigs der Sozialversicherung 
durch die Unternehmer lassen sich nur begründen, wenn am 
Nachweis der Wahrscheinlichkeit zwischen beruflicher (ver- 
sicherter) Tätigkeit und Körperschädigung festgehalten wird. 
Eine generelle Verursachungsvermutung zu Lasten der Unfallver- 
sicherung für Erkrankungsrisiken aus der Umwelt, aus dem viel- 
fältigen privaten Umfeld mit all seinen unterschiedlichen Lebens- 
gewohnheiten einschließlich der individuellen Veranlagung 
sowie aus der Arbeitswelt würde eine Unterscheidung zwischen 
Krankheit und Berufskrankheit entfallen lassen. Dies gilt auch 
dann, wenn eine Möglichkeit des - noch schwerer zu erbringen- 
den - Gegenbeweises, d. h. der Nicht-Verursachung durch die 
versicherte Tätigkeit, eingeräumt würde. Verzicht auf Kausalität 
zugunsten einer Verursachungsfiktion und Verwischung der 
Grenzziehung der Einstandspflichten von Unfall- und Kranken- 
versicherung würden das gegliederte System der sozialen Siche- 
rung in Frage stellen. 

Die Bundesregierung sieht deshalb in dem Gedanken der 
„Beweislastumkehr“ keinen Lösungsansatz zur Beseitigung 
durchaus bestehender Schwierigkeiten im Einzelfall, weil es sich 
hierbei nicht nur um eine Beweislastregelung, sondern faktisch 
um einen Verzicht auf die systemnotwendige Kausalität handelt. 


/V. Frühinvalidität und Erwerbsunfähigkeit 

Ein wesentlicher Teü der jährlichen Neuzugänge in der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter und AngesteUten wird durch Berufs- oder 
Erwerbsunfähigkeit verursacht. Rund 50 Prozent der Männer und 
20 Prozent der Frauen, die 1986 erstmals Rente bezogen, waren 
berufs- oder erwerbsunfähig. 

Die Ausgaben der gesetzlichen Rentenversicherung sind also stark 
von den Frühverrentungen beeinflußt. 

Darüber hinaus entstehen durch die, den Frühverrentungen 
zugrundeliegenden Erkrankungen, erhebhche Kosten in den Kran- 
kenversicherungen. 

43. Die drei Krankheiten, die am häufigsten als Verursachung von 
Früh Verrentungen auftreten, sind: 

1. Herz-Kreislauf erkrankun gen 

2. Verschleißerscheinungen (speziell der Muskeln und Bewe- 
gungsorgane) 

3. Psychische Erkrankungen. 

Diese Rangfolge gilt für weibliche und männhche Arbeiter und für 
männhche Angestehte. Bei den weibhchen Angestehten stehen die 
Verschleißerscheinungen an erster Stelle, gefolgt von Herz- und 
Kreislauferkrankungen und psychischen Erkrankungen. Zählt man 
die Erkrankungen durch Rheuma zu den Verschleißerkrankungen 
hinzu, wurden 1985 rund 38 Prozent aller Frühverrentungen von 
weibhchen Angestellten hierdurch verursacht. 

a) Kann die Bundesregierimg angeben, wie hoch die Kosten sind, 
die der gesetzlichen Renten- und Krankenversicherung jährhch 
durch diese Krankheiten entstehen? 

b) Wodurch ist nach Ansicht der Bundesregierung diese große Zahl 
von Erkrankungen zu erklären, und welche Faktoren hält sie für 
ausschlaggebend? 
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c) Sind in der Vergangenheit Maßnahmen ergriffen worden, einen 
möglichen Zusammenhang zu Arbeitsbedingungen herzu- 
stellen oder auszuschiießen? 

d) Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß der Umfang 
dieser Problematik einen aktuellen Handlungsbedarf darstellt? 


1. Im Jahre 1988 wurden laut VDR-Statistik in der Arbeiterrenten- 
versicherung 615 217 Rentenzugänge, in der Angestelltenver- 
sicherung 348 028 und in der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung 38 602 Rentenzugänge gezählt. Von den insgesamt 
1001847 Rentenzugängen waren in der Arbeiterrentenver- 
sicherung 134 535, in der Angestelltenversicherung 52 883 und 
in der knappschaftlichen Rentenversicherung 9 003 Früh- 
renten. 

Die 196421 Frührenten entsprechen 19,6 Prozent der insge- 
samt neu gewährten Renten und 27,8 Prozent der neu zugegan- 
genen Versichertenrenten. Von den Frührenten entfielen 
132 981 auf Männer und 63 440 auf Frauen. 

Vom gesamten Zugang an Frührenten des Jahres 1988 entfie- 
len auf 

— Krankheiten des Skeletts, der Muskeln und des Bindegewe- 
bes rd. 27,7 Prozent (Männer 26,0, Frauen 31,3 Prozent), 

— auf Herz-Kreislauf-Krankheiten rd. 26,5 Prozent (Männer 
30,1, Frauen 18,8 Prozent) und auf 

— psychische Krankheiten rd. 12,6 Prozent (Männer 10,5, 
Frauen 17,0 Prozent), 

auf die drei genannten Diagnösegruppen insgesamt also rd. 
67 Prozent (Männer 66,6, Frauen 67,1 Prozent). 

2. Im Jahre 1988 wurden für Männer und Frauen in der Arbeiter- 
rentenversicherung 417 346, in der Angestelltenversicherung 
299 727 und in der knappschaftlichen Rentenversicherung 
9 991 medizinische Rehabilitationsmaßnahmen durchgeführt. 
Von den medizinischen Rehabilitationsmaßnahmen entfielen 
auf Männer 423 728 und auf Frauen 303 606. 

Von den insgesamt 727 334 Maßnahmen entfielen auf 

— Krankheiten des Skeletts, der Muskeln und des Bindegewe- 
bes 328 727 = rd. 45,2 v. H. (Männer 45,0, Frauen 45,5 Pro- 
zent), 

— Krankheiten des Kreislaufsystems 106465 = rd. 14,6 v. H. 
(Männer 19,1, Frauen 8,5 Prozent) und auf 

— psychische Erkrankungen 97 207 = rd. 13,4 v. H. (Männer 
11,5, Frauen 16,0 Prozent) 

der Maßnahmen. Daraus ergibt sich für diese drei Diagnose- 
grundgruppen ein Anteil an den insgesamt durchgeführten 
med. Reha-Maßnahmen der Rentenversicherung von 532 399 
Maßnahmen oder rd. 73,2 v. H. (Männer 75,5, Frauen 70,0 Pro- 
zent). 
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Zu a): 

Der Bundesregierung sind die Kosten, die der Rentenversiche- 
rung durch diese Krankheiten jährlich entstehen, nur zum Teil 
bekannt. 

So sind die Gesamtaufwendungen der Rentenversicherungsträger 
für Frührenten insgesamt bekannt. Sie betrugen 1988 gut 23 Mrd. 
DM; von diesem Betrag entfielen rd, 22 Mrd. DM auf Rentenaus- 
gaben und rd. 1,4 Mrd. DM auf Beitragszuschüsse zur Kranken- 
versicherung der Rentner (KVdR). Es ist nicht erlaubt, die für den 
Rentenzugang ermittelten Anteile der drei Diagnosegruppen auf 
den Bestand zu übertragen, da u. a. wegen der unterschiedlichen 
Zugangsalter die Anteile im Bestand anders sein können. 

Datenmaterial über die Aufwendungen der Rentenversicherungs- 
träger für medizinische Reha-Maßnahmen aufgrund von Krank- 
heiten der drei Diagnosegruppen insgesamt liegt nicht vor, weil 
die Rentenversicherungsträger grundsätzlich die Aufwendungen 
nicht getrennt nach Diagnosegruppen ermitteln. Man kann aus 
dem Anteil der drei Gruppen an den Maßnahmen insgesamt auch 
nicht ohne weiteres darauf schließen, daß sich ein entsprechendes 
Verhältnis auch hinsichtlich der Aufwendungen für medizinische 
Reha-Maßnahmen für Frauen und Männer insgesamt ergibt, weil 
die Kosten im Einzelfall stark von der Behandlungsdauer und der 
notwendigen Behandlungsintensität abhängig sind. Dies wird 
zum Beispiel aus den für psychische Erkrankungen sowie Sucht- 
behandlungen zur Beobachtung der Entwicklung dieser Krank- 
heiten gesondert ermittelten Aufwendungen deutlich. Diese be- 
trugen 1988 für insgesamt 97 207 durchgeführte Behandlungen 
974,9 Mio. DM (ohne Sozialversicherungsbeiträge), was einem 
Anteil von knapp 21,5 v.H. an den Gesamtaufwendungen der 
Rentenversicherungsträger für med. Rehabilitationsmaßnahmen 
entspricht. Demgegenüber beträgt der Anteü dieser Behandlun- 
gen an der Gesamtzahl von Heilbehandlungen nur rd. 13,4 v.H. 
Allerdings macht der Anteil von rd. 73,2 v. H., der auf die genann- 
ten drei Diagnosegrundgruppen entfällt, die Größenordnung der 
Aufwendungen deutlich, die diese Krankheiten am Gesamtauf- 
wand der Rentenversicherung für med. Rehabilitationsmaßnah- 
men (1988 rd. 4,55 Mrd. DM) haben. 

Die gesetzliche Krankenversicherung erfaßt keine krankheitsbe- 
zogenen Kosten. Daher liegt kein Datenmaterial über die Kosten 
vor, die die drei am häufigsten als Verursachung von Frühberen- 
tungen auftretenden Krankheiten in diesem Sozial versicherungs- 
zweig verursachen. 


Zu b): 

1. Herz-Kreislauf-Erkrankungen: 

Zur Entstehung von Herz-Kreislauf-Erkrankungen, die zum 
weit überwiegenden Teil erst nach dem 65. Lebensjahr auftre- 
ten, tragen neben genetischen Faktoren insbesondere Lebens- 
stüeinflüsse (fettreiche Ernähung, Rauchen, Bewegungsman- 
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gel), Bluthochdruck, aber auch psychische Faktoren bei. Letz- 
tere können ggf. auch auf berufliche Belastungen (z. B. Streß, 
Überforderung, Zeitdruck, Umgebungsfaktoren) zurückgeführt 
werden. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß dem vorzeitigen 
Auftreten von Herz-Kreislauf-Erkrankungen insbesondere da- 
durch begegnet werden soll, daß die Risikofaktoren Fehlernäh- 
rung, Rauchen, Bluthochdruck und ggf. Bewegungsmangel be- 
einflußt werden. Durch die seit 1984 mit mehr als 80 Mio. DM 
seitens des Bundes geförderte Deutsche Herz-Kreislauf-Prä- 
ventionsstudie wird mit einem bevölkerungsbezogenen Ansatz 
eine Intervention auf diesen Gebieten wissenschafthch erprobt 
und eine dauerhafte Implementierung geeigneter Maßnahmen, 
z. B. auch in den Kantinen von Betrieben, vorbereitet. 

2. Verschleißerscheinungen (speziell der Muskeln und Bewe- 
gungsorgane): 

Verschleißerscheinungen am Bewegungsapparat sind häufig 
und nehmen mit steigendem Alter zu. Die gestiegene Lebens- 
erwartung hat folglich auch zu einem Anstieg der Beschwerde- 
bilder geführt, die auf Verschleiß beruhen. 

Einfluß auf Häufigkeit, Art und Ausmaß der Erkrankungen des 
Bewegungsapparates hat auch die Lebensweise. Hier können 
sowohl Faktoren am Arbeitsplatz (z. B. ergonomisch ungün- 
stige Situationen am Arbeitsplatz) wie auch in der Freizeit (z. B. 
übertriebene einseitige sportliche Belastung) von Bedeutung 
sein. Weitere bekannte Faktoren, die sich auch ungünstig auf 
den Bewegungsapparat auswirken können, sind die Bewe- 
gungsarmut, falsche Ernährung und Übergewicht. 

Auch im Bereich der Erkrankungen des Bewegungsapparates 
haben Prävention und Gesundheitsvorsorge nach Auffassung 
der Bundesregierung einen hohen Stellenwert. Wie u. a. im 
Rheumabericht 1987 dargelegt, ist die Bundesregierung be- 
müht, durch Forschungsförderung weitere Grundlagen für die 
Prävention sowie für eine verbesserte Diagnostik und Therapie 
zu erarbeiten. 

3. Psychische Erkrankungen: 

Bei der Frage nach der Entstehung psychischer Erkrankungen 
wird man stets von einer multifaktoriellen Genese auszugehen 
haben, bei der sich sowohl anlagebedingte Faktoren wie Fak- 
toren des sozialen, einschließlich beruflichen Umfeldes im 
Sinne einer Interaktion stabilisierend oder destabilisierend und 
letztendlich krankmachend beeinflussen. 

Bei endogenen Psychosen und schweren Neurosen ist weder in 
der Bundesrepublik Deutschland noch international ein zah- 
lenmäßiger Anstieg zu verzeichnen. 

Die Tatsache, daß die Zahl der im Rahmen der kassenärztlichen 
Versorgung psychotherapeutisch behandelten Fälle in den 
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letzten Jahren gestiegen ist, kann nicht als Nachweis für einen 
Anstieg der Erkrankungsfälle angesehen werden. Ein Anstieg der 
psychotherapeutischen Behandlungsfälle kann auch in einer 
( Zunahme des Behandlungsangebotes seine Ursache haben. Es 
gibt zur Zeit noch keine aussagekräftige Übersicht über die zah- 
lenmäßige Entwicklung psychischer und psychosomatischer 
Erkrankungen (von endogenen Psychosen abgesehen) über einen 
längeren Zeitraum, weil die wissenschaftlichen Grundlagen für 
eine fundierte epidemiologische Erhebung in diesem Bereich 
fehlen. 

Zu c): 

Im Rahmen der Fragen zu arbeitsbedingten Erkrankungen ist 
bereits ausführlich dargestellt worden, daß der Zusammenhang 
zwischen dem Arbeitsleben und den daraus resultierenden krank- 
machenden Faktoren intensiv untersucht wurde und wird. Es wur- 
den auch die Grenzen solcher Untersuchungsmöglichkeiten und 
der Gültigkeit und Zuverlässigkeit ihrer Ergebnisse aufgezeigt. 
Im übrigen werden arbeitswissenschaftlich (arbeitsmedizinisch, 
ergonomisch etc.) große Anstrengungen unternommen, krank- 
heitsförderliche Belastungsfaktoren abzubauen und dadurch 
bestehendem Handlungsbedarf Rechnung zu tragen. 

Diese Aktivitäten sind nicht nur im Bereich der gesetzlichen 
Unfallversicherung zu verzeichnen. Auch die Krankenversiche- 
rungsträger und ihre Verbände unterstützen Forschungsvorhaben 
z. B. mit ihrem Datenmaterial, um die Ermittlung von Gesund- 
heitsgefahren und die Entwicklung entsprechender präventiver 
Maßnahmen zu fördern. Dazu zählt auch die Mitwirkung bei der 
Verhütung arbeitsbedingter Gesundheitsgefahren sowie die 
Durchführung von Forschungsvorhaben und Initüerung von ent- 
sprechenden Modellprojekten aus der Erfüllung der Verpflich- 
tung nach § 20 SGB V. 

Zu d): 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Forschung im 
Hinblick auf Ursachenermittlung, Ursachenbekämpfung, Thera- 
pie und Rehabilitation gerade bei den Krankheiten des Kreislauf- 
systems, des Skeletts, der Muskeln und des Bindegewebes sowie 
bei den psychischen Erkrankungen ansetzen und intensiviert 
werden muß, zumal diese Kankheiten zusammen mit bösartigen 
Neubildungen im wesentlichen zu den Frühverrentungen führen. 

44. In den Jahren 1985 und 1986 ist ein Rückgang der Neuzugänge 
durch Frühinvahdität festzustellen. Bei den Frauen hat sich dieser 
Anteü 1986 im Vergleich zu 1984 sogar halbiert. 

a) Welche Gründe liegen nach Ansicht der Bundesregierung für 
diese Entwicklung vor? 

b) Kann die Bundesregierung angeben, welche Bedeutung - spe- 
ziell für Frauen - der 1984 geänderten Zugangs Voraussetzung 
für Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten dabei zukommt? 


Die Bundesregierung geht, ohne daß dies exakt quantifiziert wer- 
den kann, davon aus, daß der Rückgang der Neuzugänge an Ren- 
ten wegen Berufs- und Erwerbsunfähigkeit in den Jahren 1985 
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und 1986 in erster Linie auf die mit dem Haushaltsbegleitgesetz 
1984 geänderten Anspruchsvoraussetzungen zurückzuführen ist, 
durch die diese Renten - von Übergangsregelungen abgesehen - 
auf die Pflichtversicherten konzentriert wurden. 

Wie nicht anders zu erwarten, hat sich die Neuregelung auf die 
Rentenzugänge wegen Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit bei 
Frauen stärker ausgewirkt als bei Männern. Dies zeigt, daß die mit 
der Neuregelung beabsichtigte Stärkung der Lohnersatzfunktion 
der BU/EU-Renten und der Abbau der nicht beabsichtigten Funk- 
tion als vorzeitiges Altersruhegeld erreicht worden ist. 

Modellrechnungen des VDR kommen zu dem Ergebnis, daß das 
Frühberentungsrisiko der pflichtversicherten Frauen von 1985 auf 
1986 um rund 6 Prozent gestiegen, das der Männer gleichgeblie- 
ben (ArV) bzw. geringfügig um rd. zweieinhalb Prozent gesunken 
ist (AnV). 

Die Bundesregierung weist in diesem Zusammenhang darauf hin, 
daß die Änderung der Voraussetzungen für die Renten wegen 
Berufs- und Erwerbsunfähigkeit mit ihren Auswirkungen auf 
Frauen nicht isoliert bewertet werden darf, sondern im Gesamtzu- 
sammenhang der Sozial- und Familienpolitik der Bundesregie- 
rung gewürdigt werden muß. Dabei ist insbesondere zu berück- 
sichtigen, daß durch das Haushaltsbegleitgesetz 1984 die Warte- 
zeit für das Altersruhegeld wegen Vollendung des 65. Lebensjah- 
res von 15 Jahren auf 5 Jahre herabgesetzt worden ist; diese 
Maßnahme kommt insbesondere den Frauen zugute, die wegen 
der Erziehung von Kindern ihre Erwerbstätigkeit aufgegeben 
oder unterbrochen und bisherige Wartezeit häufig nicht erfüllt 
haben. 


45. Die Situation der gesetzlichen Sozialversicherungsträger ist seit 
Jahren durch Kostensteigerungen geprägt. Folgt man den Presse- 
berichten der letzten Zeit, so kann man nur bei der gesetzhchen 
Unfallversicherung - bzw. den Bgen - von einer stabilen Finanz- 
lage sprechen. 

Wie beurteilt die Bundesregierung, daß 

a) der Anteil der gesetzlichen Unfallversicherung an allen 1985 
geleisteten Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten lediglich 
12 Prozent betrug; 

(Anteil der Rentenversicherung 1985 rund 60 Prozent.) 

b) der Anteil der gesetzlichen Unfallversicherung an allen 1985 
geleisteten Heilbehandlungen 1,3 Prozent betrug; 

(Anteil der Krankenversicherung 1985 rund 67 Prozent.) 

c) der Mitgliedsbeitrag per 100 DM beitragspflichtiger Lohn- 
summe: 1966 = 1,51 DM, 1980 = 1,46 DM und 1987 = 1,38 DM) 
tendenziell sinkt? 


Die Bundesregierung sieht in den Anteilen der gesetzlichen Un- 
fallversicherung an den Invaliditätsrenten (Verletztenrenten nach 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten gegenüber Berufs- und 
Erwerbsunfähigkeitsrenten) sowie in den Anteilen an Heilbe- 
handlungen die Ausprägung des gesetzgeberischen Willens, nach 
dem die gesetzliche Unfallversicherung als kausales Sonderent- 
schädigungssystem die finalen Grundsicherungssysteme Kran- 
kenversicherung und Rentenversicherung ablöst bzw. ergänzt, 
und zwar ausschließlich im Hinblick auf exakt definierte Scha- 
densfolgen aus dem Arbeitsleben. 
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Das tendenzielle Sinken des Unfallversicherungsbeitrags je 
100 DM beitragspflichtigen Entgelts ist einmal darauf zurückzu- 
führen, daß die Steigerungsraten bei den Lohnsummen aufgrund 
der Tarif abschlüsse den Anstieg der Aufwendungen im Rahmen 
der Umlage übertreffen. Zum anderen findet auch die Tatsache im 
tendenziellen Sinken der Beiträge ihren Niederschlag, daß durch 
systematische und konsequente Präventionsarbeit die Unfallzah- 
len eine ständig abnehmende Tendenz aufweisen. 


46. Liegen der Bundesregierung Kenntnisse darüber vor, wie hoch die 
jährlichen Kosten für Heilbehandlung, soziale und berufliche Reh- 
abilitation und Kompensation sind, die sich aufgrund der Ableh- 
nung der Kostenübernahme durch die Bgen bei anderen gesetz- 
lichen Sozialversicherungsträgern niederschlagen? 

Ist die Bundesregierung in der Lage, diese Beträge nach Ausgaben- 
trägern aufzuschlüsseln? 


Nach dem gegliederten System der Rehabilitation hat jeder Reha- 
bilitationsträger im Rahmen seiner Zuständigkeit die nach Lage 
des Einzelfalles erforderlichen Leistungen so vollständig und 
umfassend zu erbringen, daß Leistungen eines anderen Trägers 
nicht erforderlich werden. Dieser durch § 5 des Rehabilitationsan- 
gleichungsgesetzes festgelegte Grundsatz der einheitlichen Trä- 
gerschaft wird im Rehabilitationsrecht der gesetzlichen Renten- 
versicherung durch § 1236 Abs. 3 Reichsversicherungsordnung 
und den entsprechenden Parallelvorschriften im Angestelltenver- 
sicherungs- und Reichsknappschaftsgesetz dahin gehend konkre- 
tisiert, daß sich ein Träger eines anderen Zweiges der Sozialver- 
sicherung nicht zuungunsten der Rentenversicherung entlasten 
darf. So ist der Träger der Unfallversicherung gegenüber dem 
Rentenversicherungsträger verpflichtet, vorrangig Leistungen zur 
Rehabilitation zu erbringen, wenn die Behinderung auf einem 
Versicherungsfall der Unfallversicherung beruht. Bei Unklarhei- 
ten darüber, ob das Leiden, das zu einer Rehabilitationsmaß- 
nahme führt, als Berufskrankheit oder als Arbeitsunfall anzusehen 
ist, kann der Träger der Rentenversicherung medizinische 
Rehabilitationsmaßnahmen als vorläufige Leistung erbringen. 
Hierdurch wird sichergestellt, daß die erforderliche Rehabilitat- 
ionsmaßnahme nicht durch Klärung von Zuständigkeitsfragen 
verzögert wird. Nach Abklärung von Zweifelsfragen sind die 
Aufwendungen dann von dem als zuständig erkannten Leistungs- 
träger zu übernehmen. 

Auch die Krankenversicherungsträger prüfen selbstverständlich 
wegen der ihnen ggf. zustehenden Erstattungsansprüche kritisch, 
ob im Einzelfall die Ablehnung der Kostenübemahme durch die 
Träger der gesetzlichen Unfallversicherung gerechtfertigt ist. Daß 
diese Überprüfung mit großer Sorgfalt vorgenommen wird, be- 
weist die Zahl von Entscheidungen der Sozialgerichtsbarkeit zu 
derartigen Erstattungsstreitigkeiten. Sofern die Krankenkasse 
obsiegt, kommt dieses Ergebnis im Regelfall auch dem Versicher- 
ten zugute, sofern eine rentenberechtigende Minderung der Er- 
werbsfähigkeit vorliegt. 
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Die Bundesregierung teilt auch die Auffassung der Bundesanstalt 
für Arbeit, nach der die Zusammenarbeit der Dienststellen der 
Bundesanstalt mit den Unfallversicherungsträgern grundsätzlich 
problemlos läuft; Schwierigkeiten ergeben sich nur in Einzelfäl- 
len; sie sind dann zunächst nach den Regelungen über die Erbrin- 
gung vorläufiger Leistungen entsprechend dem Rehabilitations- 
Angleichungsgesetz zu lösen. 

Die Bundesregierung geht daher davon aus, daß die Unfallver- 
sicherungsträger die ihnen obliegenden Leistungen erbringen. 
Daten darüber, in welcher Größenordnung andere Sozialversiche- 
rungsträger dadurch belastet werden, daß Berufsgenossenschaf- 
ten Leistungen zur medizinischen, beruflichen oder sozialen 
Rehabilitation ablehnen, sind dementsprechend nicht vorhanden 
und auch nicht schätzungsweise zu beziffern. 


47. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die Verteilung der 
jährlichen Leistungen für Behandlung und Kompensation auf die 
einzelnen Ausgaben träger den Ursachen, auf denen die zu zahlen- 
den Leistungen beruhen, entsprechen? 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Verteilung der 
Leistungen für Behandlung und Entschädigung der gesetzlichen 
Aufgabenverteilung im Rahmen der Sozialversicherungssysteme 
entspricht. Dementsprechend leistet die gesetzliche Unfallver- 
sicherung im Rahmen ihrer Einstandspflicht bei allen Arbeitsun- 
fällen und - entsprechend dem vorliegenden Wissensstand über 
die Kausalität - bei allen Berufskrankheiten. 


48. Ist die Bundesregierung bereit, ein Hearing über Mißstände, Defi- 
zite, Transparenz, Büanzierung im Bereich des Berufskrankheiten- 
verfahrens durchzuführen? 


Die Bundesregierung ist bereit, zu einem Hearing zum Komplex 
„Berufskrankheitenverfahren'' einzuladen, um Kenntnisse über 
bestehende Defizite und über ggf. bestehende Mißstände und 
nicht hinreichende Transparenz zu gewinnen sowie Vorschläge 
zu einer dem Unfallversicherungsrecht adäquaten systemkonfor- 
men Weiterentwicklung entgegenzunehmen. 


49 



Drucksache 1 1 /6445 


Deutscher Bundestag - 1 1. Wahlperiode 


Anlage 1 

Berufskrankheiten-Dokumentation (BK-DOK) 

Anzeigen auf Verdacht 1988 nach Geschlecht 


BK-Nr. 

Männhch 

Weiblich 

Zusammen 

Anteil 

Frauen 

1101 

107 

7 

114 

6,1 

1102 

37 

7 

44 

15,9 

1103 

64 

4 

68 

5,8 

1104 

28 

6 

34 

17,6 

1105 

1 

0 

1 

0,0 

1108 

15 

1 

16 

6,2 

1109 

8 

1 

9 

11,1 

1110 

3 

0 

3 

0,0 

1201 

127 

8 

135 

5,9 

1202 

26 

3 

29 

10,3 

1301 

85 

8 

93 

8,6 

1302 

408 

129 

537 

24,0 

1303 

145 

18 

163 

11,0 

1304 

94 

4 

98 

4,0 

1305 

4 

0 

4 

0,0 

1306 

17 

4 

21 

19,0 

1307 

12 

0 

12 

0,0 

1308 

77 

9 

86 

10,4 

1309 

4 

0 

4 

0,0 

1310 

67 

69 

136 

50,7 

1311 

2 

2 

4 

50,0 

1312 

934 

195 

1 129 

17,2 

1313 

2 

0 

2 

0,0 

1314 

2 

0 

2 

0,0 

2101 

918 

867 

1785 

48,5 

2102 

1733 

13 

1746 

0,7 

2103 

628 

8 

636 

1,2 

2104 

43 

3 

46 

6,5 

2105 

501 

4 

505 

0,7 

2106 

30 

4 

34 

11,7 

2107 

29 

1 

30 

3,3 

2201 

47 

0 

47 

0,0 

2301 

9 806 

217 

10 023 

2,1 

2401 

13 

0 

13 

0,0 

2402 

40 

5 

45 

11,1 

3101 

268 

481 

749 

64,2 

3102 

94 

23 

117 

19,6 

3103 

0 

2 

2 

100,0 

3104 

287 

59 

346 

17,0 

4101 

2 639 

16 

2 655 

0,6 

4102 

106 

3 

109 

2,7 

4103 

1295 

94 

1389 

6,7 

4104 

363 

8 

371 

2,1 

4105 

378 

40 

418 

9,5 

4106 

26 

0 

26 

0,0 

4107 

61 

4 

65 

6,1 

4108 

5 

0 

5 

0,0 

4109 

8 

0 

8 

0,0 

4110 

24 

0 

24 

0,0 

4201 

18 

3 

21 

14,2 

4202 

6 

4 

10 

40,0 

4203 

31 

0 

31 

0,0 

4301 

2 834 

1168 

4 002 

29,1 

4302 

1062 

250 

1312 

19,0 

5101 

6 664 

8610 

15 274 

56,3 

5102 

19 

0 

19 

0,0 

6101 

1 

0 

1 

0,0 

9900 

1150 

473 

1623 

29,1 

Gesamtsumme 

33 396 

12 835 

46 231 

27,7 
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noch Anlage 1 

Berufskrankheiten-Dokumentation (BK-DOK) 
Anerkannte Berufskrankheiten 1988 nach Geschlecht 


BK-Nr. 

Männlich 

Weiblich 

Zusammen 

Anteil 

Frauen 

1101 

22 

0 

22 

0,0 

1102 

2 

0 

2 

0,0 

1103 

17 

0 

17 

0,0 

1104 

3 

0 

3 

0,0 

1105 

1 

0 

1 

0,0 

1108 

9 

0 

9 

0,0 

1109 

4 

1 

5 

20,0 

1201 

61 

2 

63 

3,1 

1202 

14 

0 

14 

0,0 

1301 

29 

0 

29 

0,0 

1302 

50 

20 

70 

28,5 

1303 

35 

2 

37 

5,4 

1304 

5 

0 

5 

0,0 

1305 

1 

0 

1 

0,0 

1306 

3 

0 

3 

0,0 

1307 

4 

1 

5 

20,0 

1308 

29 

0 

29 

0,0 

1310 

8 

2 

10 

20,0 

1312 

67 

5 

72 

6,9 

2101 

6 

5 

11 

45,4 

2102 

284 

0 

284 

0,0 

2103 

192 

0 

192 

0,0 

2104 

5 

0 

5 

0,0 

2105 

115 

1 

116 

0,8 

2106 

4 

3 

7 

42,8 

2201 

10 

0 

10 

0,0 

2301 

2 722 

25 

2747 

0,9 

2401 

3 

0 

3 

0,0 

2402 

0 

1 

1 

100,0 

3101 

' 113 

190 

303 

62,7 

3102 

38 

8 

46 

17,3 

3104 

218 

45 

263 

17,1 

4101 

639 

7 

646 

1,0 

4102 

79 

4 

83 

4,8 

4103 

221 

28 

249 

11,2 

4104 

95 

3 

98 

3,0 

4105 

196 

17 

213 

7,9 

4106 

1 

0 

1 

0,0 

4201 

3 

2 

5 

40,0 

4202 

1 

0 

1 

0,0 

4203 

12 

0 

12 

0,0 

4301 

404 

93 

497 

18,7 

4302 

77 

10 

87 

11,4 

5101 

443 

453 

896 

50,5 

5102 

18 

0 

18 

0,0 

9900 

47 

3 

50 

6,0 

Gesamtsumme 

6 310 

931 

7 241 

12,8 
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noch Anlage 1 

Berufskrankheiten-Dokumentation (BK-DOK) 
Abgelehnte Fälle 1988 nach Geschlecht 


BK-Nr. 

Mäniüich 

Weiblich 

Zusammen 

Anteil 

Frauen 

1101 

101 

6 

107 

5,6 

1102 

15 

8 

23 

34,7 

1103 

43 

1 

44 

2,2 

1104 

5 

0 

5 

0,0 

1105 

1 

0 

1 

0,0 

1107 

1 

0 

1 

0,0 

1108 

6 

1 

7 

14,2 

1109 

2 

0 

2 

0,0 

1110 

2 

0 

2 

0,0 

1201 

82 

2 

84 

2,3 

1202 

7 

0 

7 

0,0 

1301 

30 

1 

31 

3,2 

1302 

251 

81 

332 

24,3 

1303 

97 

10 

107 

9,3 

1304 

56 

6 

62 

9,6 

1305 

2 

0 

2 

0,0 

1306 

14 

1 

15 

6,6 

1307 

3 

2 

5 

40,0 

1308 

59 

9 

68 

13,2 

1309 

2 

1 

3 

33,3 

1310 

45 

2 

47 

4,2 

1311 

3 

1 

4 

25,0 

1312 

467 

70 

537 

13,0 

1313 

2 

0 

2 

0,0 

2101 

683 

705 

1388 

50,7 

2102 

575 

7 

582 

1,2 

2103 

467 

7 

474 

1,4 

2104 

19 

2 

21 

9,5 

2105 

285 

10 

295 

3,3 

2106 

29 

8 

37 

21,6 

2107 

24 

3 

27 

11,1 

2201 

5 

2 

7 

28,5 

2301 

5 965 

117 

6082 

1,9 

2401 

12 

0 

12 

0,0 

2402 

46 

5 

51 

9,8 

3101 

105 

206 

311 

66,2 

3102 

45 

11 

56 

19,6 

3104 

93 

29 

122 

23,7 

4101 

2 699 

22 

2721 

0,8 

4102 

72 

2 

74 

2,7 

4103 

636 

43 

679 

6,3 

4104 

89 

0 

89 

0,0 

4105 

55 

9 

64 

14,0 

4106 

16 

1 

17 

5,8 

4107 

32 

4 

36 

11,1 

4108 

1 

0 

1 

0,0 

4109 

1 

0 

1 

0,0 

4110 

3 

0 

3 

0,0 

4201 

1 

2 

3 

66,6 

4202 

1 

2 

3 

66,6 

4203 

1 

0 

1 

0,0 

4301 

1085 

519 

1604 

32,3 

4302 

574 

144 

718 

20,0 

5101 

4 190 

4 888 

9 078 

53,8 

5102 

14 

0 

14 

0,0 

6101 

1 

0 

1 

0,0 

9900 

608 

146 

754 

19,3 

Gesamtsumme 

19 728 

7 096 

26 824 

26,4 
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1979 

Pleuramesotheliom 

Asbestzementstaub 

Pleuramesotheliom 

Asbeststaub 

Encephalitis bei Herpes simplex 
Virusinfektion nach Cholera- 

Choleraschutzimpfung 

Schutzimpfung 


Pleuramesotheliom 

Asbeststaub 

Bauchfell-Mesotheliom 

Asbeststaub 

1980 

Harnblasenpapillomatose, Adeno- 
karzinom mit Absiedlung in die 

Benzidin (aromatische Amine) 

Lymphknoten (primärer Mehrfach 
tumor) 


Bronchialkarzinom 

Benzidin, ß-Naphthylamin 
(aromatische Amine) 

Bronchialkarzinom 

Nitro- und Amidokörper, 
Reduktionen zu Benzidin, 
andere aromatische Amine 

Adenokarzinom des Magens 

Benzidin und ß-Naphthylamin 
(aromatische Amine) 

Bronchialkarzinom 

4-Aminodiphenyl, Benzidin 
(aromatische Amine) 

Adenokarzinom des Rektums 

Benzidin 

Invertiertes Transitionalzell- 
papillom der Blasenschleimhaut 

ß-Nitroaphthalin 

Depigmentierungen der Haut; 
Lebererkrankung 

Paratertiärbutylphenol 

Lungenkarzinom 

Benzpyren (Benzo-a-pyren) 

Pleuramesotheliom 

Asbestkontakt 

Bronchialkarzinom mit Absied- 
lungen in anderen Organen 

Kontakt mit Nickel 

1981 

Chronisches Handrückenödem, 

Erschütterungen und Prellschläge 

rechts 

bei der Tätigkeit als Hammer- 
schmied 

Pleuramesotheliom 

Asbest 

Bronchialkarzinom 

Alpha-Naphthylamin, 

ß-Naphthylamin 

Bronchialkarpnom 

Nickel 

Bronchialkarzinom 

Nickel 

Toxische Polyneuropathie 

n-Hexan 

Bronchialkarzinom 

Asbeststaub (nachgemeldet) 
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1982 

Bronchial- Ca. 

Nickel 

Bronchial-Ca. 

Aromatische Amine 

Exogen allergische Alveolitis 

Befeuchteranlage 

Exogen allergische Alveolitis 

Befeuchteranlage 

a) Hamblasen-Ca. 

Benzidinstäube 

b) Gliablastoma multiforme des 
Hirnes 


c) Duodenal-Ca. (primärer Mehr- 
fachtumor) 



1983 

Bronchial-Ca. 

Kokereirohgase 

Lungen-Ca. bei Kokereiarbeiten 

Teer 

Exogen- allergische Alveolitis 

Luftbefeuchteranlage 

Exogen-allergische Alveolitis 

Luftbefeuchteranlage 

Urethel-Ca. der Harnblase 

ß- Nitronaphthalin 

Nasenmuschel-Ca. 

Nickel und Nickelverbindungen 

Bronchial-Ca. 

Nickel und Nickelverbindungen 

Nasen-Ca. 

Nickelstaub 

Masthopathie 

Östrogeneinwirkungen 

Exogen- allergische Alveohtis 

Schimmelpilze in Luftbefeuchter- 
anlage 

Vitiligo, Struma, Fettleber 

Paratertiärbutylphenol 

Lungeninfarkt, Thrombosierungen Hochfrequenzfelder mit sehr 
der Arme, Pfortaderthrombosie- hohen Feldstärken 

rungen der Beine, insb. gesteigerte 

Neigung zur Blutgerinnung 

Herzinfarkt 1972, Apoplektischer 
Insuit 1979, Tod am 17. Juli 1980 

Hochfrequenzfelder mit sehr 
hohen Feldstärken 

Organisches Nervenleiden 

Acrylnitril-Methyl 

Bronchialkarzinom (primärer 
Zweittumor) 

Aromatische Amine 

Bronchialkarzinom 

Kokereirohgase 

Bronchialkarzinom 

Teerdampf (Kokereiarbeiter) 

1984 

Meniskusschaden 

Arb. als Ofenmaurer in kniender 
Zwangshaltung entsprechend den 
Bedingungen im Bergbau unter 
Tage 

Lungenkarzinom 

Kokereiarbeiten (z. B. Ca- Gase, 
Benz(a)-pyrene, Teer, Phenole) 

Ke hlkop f kar zinom 

Kokereigase und Steinkohlen- 
rohteer 

Bronchialkarzinom 

Nickelstaub, Nickelcarbonyl 
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noch 1984 


Chron. Laryngitis, Dysphonie, ver- 
ursacht durch eine Vorwölbung 
des li. Taschenbandes 

Gelegentl. Exposition gegenüber 

V. Wasserstoff, Kohlenwasserstoff, 
Acetaldehyd, Ameisen-, Essig-, 
Buttersäure, Chlor und Ammoniak 

Bronchialkarzinom 

Teerdämpfe 

Vitiligo, Struma difusa, diskrete 
Hepatopathie 

Paratertiärbutylphenol 

Bronchialkarzinom 

Nitrithaltige Kühlmittel, Amine 

Bronchialkarzinom 

Nickel, Nickelcarbonyl 

Adenakarzinom im Nasen- und 
Oberkieferbereich 

Eichen- und Buchenholzstaub 

Pleuramesotheliom 

Blauasbest 

Adena-Ca. der Nase 

Eichen- und Buchenholzstaub 

Pleuramesotheliom 

Asbeststaub 

Adena-Ca. der Nasennebenhöhlen 

Eichen- und Buchenholzstaub 

Alveolarzell-Ca. des re. Lungen- 
unterlappens 

Nickeloxid 

Argyrose 

Süberstaub 

Kehlkopfkrebs 

Staub, Hitze und Kokereigas 

Larynxkarzinom 

Inhalation von Kokereiteer, 

Asbest- und Eisenoxydstaub, 

Pech", Mineralöl und organische 
Lösemitteldämpfe 

Kehlkopfkrebs 

Staub, Hitze, Kokereirohgase 


1985 

Bronchialkarzinom 

Kokereirohgase 

Bronchialkarzinom 

Kokereirohgase 

Adenokarzinom des h. Siebbeines 
und der li. Nasenhaupthöhle 

Holzstaub bei der Verarbeitung 
von europäischen Hart- und 
Weichhölzern sowie verschiede- 
nen tropischen Hölzern 

Stimmlippenkarzinom 

Teer 

Pleuramesothehom 

Asbeststaub 

Nieren-Rinden- Adenom (operativ. 
Entfernung der re. Niere) 

Propansultan 

Adenokarzinom der inneren Nase 

Eichen- und Buchenholzstaub 

Adenokarzinom der Nase 

Eichen- und Buchenholzstaub 

Adenokarzinom des re, Siebbeines 

Eichen- und Buchenholzstaub 

Adenokarzinom der Nase 

Eichen- und Buchenholzstaub 

Adenokarzinom der Nasenneben- 
höhlen 

Eichen- und Buchenholzstaub 

Adenokarzinom der Nase 

Eichen- und Buchenholzstaub 

Adenokarzinom der Nasenneben- 
höhlenschleimhaut 

Chem. Dämpfe von Leim und 
Kunststoffen 
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1985 

Adenokarzinom der Nasenneben- 
höhlen 

Eichen- und Buchenholzstaub 

Exogen allergische Alveolitis vom 
Typ einer Befeuchterlunge 

Verunreinigtes Wasser der Luft- 
befeuchteranlage 

Exogen allergische Alveolitis vom 
Typ einer Befeuchterlunge 

Verunreinigtes Wasser der Luft- 
befeuchteranlage 

Exogen allergische Alveolitis vom 
Typ einer Befeuchterlunge 

Verunreinigtes Wasser der Luft- 
befeuchteranlage 

Exogen allergische Alveolitis 
(vom Typ einer Farmerlunge/ 
Käsewäscherlunge) 

Staubentwicklung bei der Speise - 
quarkherstellung 

Bronchialkarzinom 

Benzo(a)pyren, Teer (Kokerei- 
rohgase) 

Chron. Nasennebenhöhlen- und 
Nasenschleimhautentzündung mit 
Borkenbildung und beginnender 
Sekretabsonderung sowie Verlust 
des Geruchsinns (Anasmie) 

Salzsäure, Natronlauge sowie 
deren Dämpfe 

Bronchialkarzinom 

Kokereirohgase 

Chronische Laryngitis 

Inhalation toxischer Arbeitsstoffe, 
vornehmhch Phtalsäurederivate 

1986 

Adenokarzinom von Nase und 
Nasenrachen 

Eichen- und Buchenholz stäube 

Adenokarzinom der Nase 

Eichen- und Buchenholz stäube 

Adenokarzinom der Nase mit 
Rezidiven 

Eichen- und Buchenholz stäube 

Adenokarzinom der Nase 

Eichen- und Buchenholz stäube 

Adenokarzinom der Nase 

Eichen- und Buchenholzstäube 

Adenokarzinom der Nase 

Eichen- und Buchenholz stäube 

Adenokarzinom der Nase 

Eichen- und Buchenholzstäube 

Bronchialkarzinom 

Rohgas 

Bronchialkarzinom li. mit Meta- 
stasen im Mediastinum, Lungen- 
emphysem 

Dämpfe und Verbrennungspro- 
dukte von Steinkohlenteer 

Bronchialkarzinom vom Typ eines 
Plattenepithelkarzinoms im Be- 
reich des li. Lungenoberlappens 

Dämpfe und Verbrennungspro- 
dukte von Steinkohlenteer 

Linkszentrales kleinzelliges 
Bronchialkarzinom mit Leber- 
metastasen 

Kokereirohgase 

Exogen allergische Alveolitis 
(Käsewäscherlunge) 

Schimmelpilze 

Exogen allergische Alveolitis 
(Befeuchterlunge) 

Aufenthalt in befeuchteten und 
klimatisierten Räumen 
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1986 

Exogen allergische Alveolitis mit 
sekundärer Lungenfibrose u. respi- 
ratorischer Partiahnsuffiziens) 

Isocyanathaltige Astrichstoffe 

Gynäkomastie 

Östrogene 

Harnblasenkarzinom 

Aromatische Nitroverbindungen 

Kehlkopfkarzinom 

Kokereirohgase 

Kehlkopfkarzinom 

Rauchgase, Ruß, Staub SO 2 , Teer 

Kehlkopfkarzinom 

N-Nitrosamine 

Methylglykolvergiftung 

Methylglykol 

Pleuramesotheliom 

Asbesthaltige Dichtungs- 
materialien 

Polyneuropathie 

N-Hexan 

Chemisch indizierte Vitiligo- 

Para-tertiär-Butylphenol u. a. 

ähnliche Herde der Haut 

Phenolderivate 

1987 

Bronchial-Ca. mit Entfernung der 
linken Lunge 

Kokereirohgase 

Z ahnab rasionen 

Harte Stäube in der Granitstein- 
industrie 

Zahnabrasionen 

Harte Stäube in der Granitstein- 
industrie 

Zahnabrasionen 

Harte Stäube in der Granitstein- 
industrie 

Zahnabrasionen 

Harte Stäube in der Granitstein- 
industrie 

Zahnabrasionen 

Harte Stäube in der Granitstein- 
industrie 

Zahnabrasionen 

Harte Stäube in der Granitstein- 
industrie 

Zahnabrasionen 

Harte Stäube in der Granitstein- 
industrie 

Bronchial-Ca. re. 

Kokereirohgase; Polyzyklische 
Aromate 

Pleuraplaques, Pleuraver- 
dickungen 

Asbestmaterial 

Lungen-Ca. bei asbestbedingten 
bds. diff. Pleuraveränderungen 

Asbeststaub 

Bronchial/Lungen-Ca. i. V. m. 
bilateralen diffusen Pleura- 
veränderungen 

Asbeststaub 

Lungen-Ca. i. V. m. pleuralen Ver- 
änderungen der Brustwand 

Asbeststaub 

Meniskopathie 

Montagearbeiten, die zu 50% 
hockend oder kniend mit Kraftauf- 
wendung ausgeführt wurden; 
Tätigkeit in engen Räumen unter 
Zwangshaltung; ca. 15 Jahre 
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Mahgnes Karzinom, saniert durch 
Pleurektomie und Nachbestrah- 
lung 

Lungen-Ca. i. V. m. durch Asbest 
verursachter Erkrankung der 
Pleura 

Pleuramesotheliom 
Innenmeniskusläsion li. 


Brustfellveränderungen (Pleura- 
plaques) 

Brustfellveränderungen mit 
Zwerchfellbeteiligung (Pleura- 
plaques) 

Ohrspeicheldrüsentumor, zurück- 
zuführen auf metastasierendes 
Plattenepithel- Ca. des Bronchial- 
systems 

Bronchial-Ca. 

Pleuraasbestose bei chron. 
Bronchitis 

Primär- Ca. im Bereich der li. 
Lungenspitze i. S. eines Platten- 
epithel- Ca. 

Alveolitis 

Meniskusschaden bd. Kniegelenke 
Adeno-Ca. der inneren Nase 
Meniskusschädigung re. 

Innenmeniskusschädigung re. 

Leichte restriktive Lungenfunk- 
tionsstörung (durch Asbest verur- 
sachte Pleuraplaques) 

Kehlkopf-Ca. 

Vitihgo im Bereich der Hände, ins- 
bes. der Interdigitalräume u. Fin- 
ger sowie der Unterarme 

Asbestinduzierte Pleuraplaques 
mit Einschränkung der Lungen- 
funktion 

Plattenepithel- Ca. der re. Lunge 

Lungen-Ca. i. V. m. Pleura- 
veränderungen 

Harnblasentumor 


Asbeststaub 


Asbeststaub 


Asbeststaub bei der Verarbeitung 
von Marinite- Platten 

Überwiegend kniende Zwangshal- 
tung bei gleichzeitiger Überkopf- 
arbeit 

Asbeststaub 

Asbeststaub 


Anstricharbeiten mit Steinkohlen- 
teer und Antifouhng-Farben 
(Arsen), Reparaturen an verrußten 
Schiffskörpern, Nickelschweiß- 
arbeiten 

Kokereirohgase 

Asbeststaub 

Kokereirohgase 

Acryllack u. Acrylverdünner 
Kniende Tätigkeit ca. 22 Jahre 
Holzstaub 

Kniende u. hockende Haltung als 
Schablonenformer 

40-50% kniende Tätigkeit als 
Autogen-Brenner 

Asbeststaub 

Dämpfe und Verbrennungspro- 
dukte von Steinkohlenteer 

Para-tertiär-Butylphenol u. a. 
Phenoderivate 

Asbeststaub 

Asbeststaub 

Asbeststaub 

Katalytische Hydrierung von Ani- 
lin, p-Nitrophenol zu Phenetidin u. 
von o-Toluidin 
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Ausgedehnte asbestinduzierte 
Pleuraverschwartungen 

Chronisch-lymphatische 

Leukämie 

Pleuramesotheliom 

Vitiligo im Bereich der Hände, 
Unterarme, Kniekehlen, Fußrük- 
ken u. im Genitalbereich 

Exogen- allergische Alveolitis 
(Vogelhalterlunge) 

Adeno-Ca. im Bereich der li. mitt- 
leren Nasenmuschel sowie der li. 
mittleren Siebbeinzellen 

Adeno-Ca. der Nase 
Adeno-Ca. der li. Siebbeinzellen 
Adeno-Ca. der inneren Nase 
Adeno-Ca. der inneren Nase 

Adenopapilläres Nasenschleim- 
haut-Ca. 

Adeno-Ca. der re. Nasenhaupt- 
höhle mit Einbruch in das Siebbein 

Adeno-Ca. der re. Nasenneben- 
höhle u. Nase mit Knochen- 
infiltration 

Adeno-Ca. der Nase, der Siebbein- 
zellen u. d. Kieferhöhle 

Adeno-Ca. der inneren Nase 
Adeno-Ca. der inneren Nase 
Kehlkopf-Ca. 

Exogen- allergische Alveolitis i. S. 
einer Befeuchterlunge 

Allergische Alveolitis 

Adeno-Ca. des re. Lungenunter- 
lappens 

Kehlkopf-Ca. (Plattenepithel-Ca.) 


Chron. Meniskopathie am Innen- 
meniskus des re. Kniegelenks 

Innenmeniskusentfernung am re. 
Kniegelenk 

Adeno-Ca. der Nasenhaupt- und 
Nebenhöhlen re. 


Asbeststaub 

Benzidin 

Asbeststaub 

Para-tertiär-Butylphenol 

Kontakt mit Wellensittichen u. a. 
exotischen Vögeln 

Eichen- und Buchenholzstäube 

Eichen- und Buchenholzstäube 
Eichen- und Buchenholzstäube 
Eichen- und Buchenholz stäube 
Eichholzstaub 

Eichen- und Buchenholzstäube 

Eichenholzstaub 

Eichen- und Buchenholzstäube 

Eichen- und Buchenholzstäube 

Eichen- und Buchenholzstäube 
Eichen- und Buchenholzstäube 

Rauchgase, insbesondere poly- 
zyklische aromatische Kohlen- 
wasserstoffe (Tätigkeit als Heizer) 

Mikrobielle Verunreinigung des 
Klimaanlagewassers 

Federn und Federnstaub 

Einatmen von polyzyklischen Aro- 
maten (vergleichbar einem Koke- 
reiarbeiter) 

Kochen von Asphalt mit Zuschlag- 
stoffen für Asphalt u. d. Brenn- 
stoffen (Kohle, Holz) 

Überwiegend hockende Haltung 
bei Estrich- und Bodenlegertätig- 
keit 

Kniende Haltung beim Verlegen 
von Pflastersteinen 

Eichen- und Buchenholzstäube 
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1987 

Innenmeniskusschaden re. Knie u. 
leichte Innenbandzerrung 

Tätigkeit als Fußbodenverleger 

25^2 Jahre, Bergbautätigkeit 

2,9 Jahre 

Innenmeniskusschaden am li. 
Kniegelenk 

Kniende Tätigkeiten 

Adeno-Ca. der inneren Nase 

Eichen- und Buchenholzstäube 

Bronchial-Ca. 

Kokereirohgase 

Lungentumor mit metastatischen 
Absiedlungen in den regionalen 
Lymphknoten 

Kokereirohgase 

Primär-Ca. des re. Lungenober- 
lappens 

Kokereirohgase 

Bronchial-Ca. 

Kokereirohgase, Kohlen- u. Koks- 
staub 

Bronchial-Ca. 

Kokereirohgase 

1988 

Lungenkrebs mit Pleuraplaques 

Bearbeitung asbesthaltiger Brems- 
beläge, 

KFZ-Mechaniker 

Bds. Pleuraveränderungen im 

Sinne von Plaques 

Asbesthaltige Isolierungen bzw. 
Platten, 

Heizungsmonteur 

Plattenepithelkarzinom mit Hilus- 
lymphknotenmetastasen bei fibrös. 
Pleura 

Asbeststaub 

Ansetzen von Farbmischungen 

Lungenkrebs bei durch Asbest- 
staub verursachter Erkrankung der 
Pleura 

Asbeststaub, 

Schweißer 

Bronchialkarzinom mit beider- 
seitigen Pleuraverdickungen 

Asbest, 

Freiformschmied 

Ausgedehntes linksseitiges 
Bronchialkarzinom, hyaline 
Pleuraplaques bas. 

Asbest, 

Isolier-Klempner 

Verkalkende plaqueförmige 
Pleurafibrose der Pleura thoraxalis 
bds. m. e. feinen Adhärenz der li. 
lateralen Zwerchfellkuppel 

Asbest, 

Isolier-Klempner 

Verkalkende plaqueförmige 
Pleurafibrose der Pleura thoraxalis 
bds. m. e. feinen Adhärenz der li. 
lateralen Zwerchfellkuppel 

Asbest, 

Isolier-Klempner 

Adenokarzinom der Nasenhaupt- 
und Nebenhöhlen 

Eichenholzstaub, 

Schreiner 

Adenokarzinom re. Siebbein 

Eichen- und Buchenholz, Tischler 

Schmerzen des re. Knies durch 
Überlastung, Tendoperiostose, 
Meniskopathie 

Verlegen von Teppichen und PVC- 
Bodenbelägen, 

Bodenverleger 
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1988 

Lungenkarzinom (Bronchial-Ca.) 
mit Pleuraplaques 

Asbest, 

Maschinenschlosser 

Pleuraplaques mit Fibrose ohne 
Funktionseinschränkung 

Mariniteplatten (Asbest), 

Arbeiter 

Innenmeniskusläsion hnks 
(Korbhenkelriß) 

Hauptsächlich kniende und 
hockende Tätigkeiten, dabei 
schweres Heben, 

Backofenbauer 

Asbestinduzierte Pleuraplaques 

Asbest, Monteur 

Polyneuropathie 

Ethylenoxid, Arbeiter 

Ausgedehnte Pleuraasbestose 

Asbest, Zuschneider von Asbest 

Ausgedehnte doppelseitige 
Pleuraverdickung 

Asbest 

Ofenstampfer 

Plattenepithel-ZAlveolarzellkarzi- 
nom d. Lunge im li. Unterlappen- 
bereich, Lungenfibrose, chron. -ob- 
struktive Lungenerkrankung mit 
Emonysem 

Langjährige Exposition von Koke- 
reirohgasen 

Kokereiarbeiter 

Bronchialkarzinom im Bereich des 
re. Oberlappens; massive zum Teil 
verkalkte Pleuraschwarten bd. 
Lungen mit erheblicher restriktiver 
Funktionseinbuße (Asbestose) 

Langjährige Einwirkung von 
benzo(a)pyrenhaltigen Kokerei- 
rohgasen und von Asbeststäuben, 
Kokereiarbeiter 

Bronchialkarzinom 

Kokereirohgase, Ofenarbeiter 

Lungenkarzinom bei durch Asbest 
verursachter Erkrankung der 

Pleura 

Asbeststaub 

Bohrer von Bremsbelägen 

Pleuramesotheliom 

Asbestfeinstäube, Elektro- 
ingenieur 

Rhinopathie 

Tierepithelien, insbesondere 
Ratten- und Mäuseepithelien, 
Biologie- Labo rantin 

Rhinopathie 

Tierepithehen, insbesondere 
Mäuseepithelien, Biol.-techn. 

Assist. 

Goadpasture- Syndrom 
(Autoimmunerkrankung von Lun- 
ge und Niere) 

Alipathische und aromatische 
Lösemittel z. B. Spezialbenzine, 
Tuluol, Styrol, 

Chemiefacharbeiter 

Bronchialkarzinom 

Kokereirohgase, Schichtarbeiter 

Vorübergehende Verschlimme- 
rung eines psychovegetativen 
Symptome nkomplexes mit funktio- 
neilen Herzbeschwerden durch 
Lösemitteleinwirkung bei der 
beruflichen Tätigkeit 

Lösemittel N-Hexan und Trichlor- 
ethylen, 

Mechaniker/Offset 

Pleuramesotheliom 

Asbeststaub, Isolierer 

Pleuraasbestose 

Asbestfeinstaub, Asbestweber 

Pleuraplaques bds., chronisch- 
obstruktive Bronchitis 

Asbest, 

Chemiearbeiter 
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Asbestbedingte Rippenfell- 
veränderungen mit darauf be- 
ruhender Einschränkung der 
Lungenfunktion (Rippenfell- 
asbestose) 

Starke Zahnabrasion 

Starke Zahnabrasion 

Starke Zahnabrasion 

Starke Zahnabrasion 

Abrasion verschiedener Zähne 

Starke Zahnabrasion 

Starke Zahnabrasion 

Starke Zahnabrasion 

Zungenkarzinom 


Supraglottisches Larynxkarzinom 


Kehlkopfkarzinom 
Lungenfunktionsbeeinträchtigung 
infolge radikal operiertem hnks- 
seitigem Bronchialkarzinom 
Bronchialkarzinom 

Innenmeniskusschaden re. 

Innenmeniskusschaden im Hinter- 
hombereich des h. Innenmeniskus 
Lungenkarzinom; Pleuraplaques 
Chronische Bronchitis mit bron- 
chialer Hyperirritabihtät 


Asbestfeinstaub, 

Chemiefachwerker 


Mechanische Reibung des in die 
Mundhöhle eingedrungenen 
Granitstaubes, Steinbohrer 
Mechanische Reibung des in die 
Mundhöhle eingedrungenen 
Granitstaubes, Steinmetz 
Mechanische Reibung des in die 
Mundhöhle eingedrungenen 
Granitstaubes, Steinmetz 
Mechanische Reibung des in die 
Mundhöhle eingedrungenen 
Granitstaubes, Steinhauer 

Mechanische Reibung des in die 
Mundhöhle ein gedrungenen 
Granitstaubes, Steinhauer 
Mechanische Reibung des in die 
Mundhöhle eingedrungenen 
Granitstaubes, Steinmetz 
Mechanische Reibung des in die 
Mundhöhle eingedrungenen 
Granitstaubes, Steinhauer 
Mechanische Reibung des in die 
Mundhöhle eingedrungenen 
Granitstaubes, Steinmetz 
Ständiger Druck auf die Zunge, 
Einwirkung von Lötdämpfen (Cad- 
mium-Nickel-Dämpfe) bei Arbei- 
ten mit dem Messinglötrohr, 
Goldschmied 

Dämpfe und Verbrennungs- 
produkte von Steinkohlenteer 
(Bezo(a)pyren) 

Chem. Arb./Maschinist 
Teer, Dachdecker 
Teerdämpfe, teerhaltige Fein- 
stäube 

(Bitume), Straßenbauer 

S teinkohlenteer , Kork- Pech - Staub , 
Arbeiter in der Korksteinher- 
stellung 

Verlegung von Fußbodenheizun- 
gen (erhebhche Dauerbelastung) 
Kniende Tätigkeit als Fliesenleger 
(22 Jahre) 

Asbest, Wartungsmaschinist 
Oberflächenbehandlung von Fen- 
stern und Türen (Grundieren im 
Tauchverfahren, Endbehandlung 
durch Spritzlackieren u. Schleifen 
von behandeltem Holz) 
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Anlage 3 

Durchschnittliche jährliche Ausgaben der BGen für medizinische Gutachten 


BG 

insgesamt (DM) 

pro Fall 

pro Gutachter 

Bergbau- 

Bemfsgenossenschaft 

1985 / 5 455 000- 

410,- 

Gutachterkosten 
je Gutachter 
233 Gutachter 
18 900,- 


1986/5 474 000 - 

430,- 

19 000,- 


1987 / 5 308 000 

430,- 

18 400,- 


1988 / 5 696 000,-*) 

360,-*) 

19 800,- 


*) Der Rückgang der Durchschnittskosten bei gleichzeitigem Anstieg des absoluten Betrages beruht auf verstärkt durchge- 
führten KontroUuntersuchungen bei Silikoseerkrankten mit relativ geringfügigem Untersuchungs- und Begutachtungsauf- 
wand. 


Steinbruchs- 

1988 / 460 000,- 

550,- 

550,- 

Berufsgenossenschaft 




Berufsgenossenschaft der 

1985 / 32 459,80 

624,22 

356,69 

Gas- und Wasserwerke 

1986 / 37 072,23 

500,98 

416,54 


1987 / 35 154,44 

450,70 

390,60 


1988 / 29 652,75 

417,64 

385,10 

Hütten- und Walzwerks- 

1985 / 200 000/210 000,- 

315/340,- 

entspricht in 

Berufsgenossenschaft 

1986 / 195 000,- 

350/360,- 

etwa den 


1987 / 195 000,- 

■ 340/360,- 

pro Fall Zahlen 


1988 / 210 000,- 

340/375,- 


Maschinenbau- und 

1986 bis 1988 

333,- 

Zahlen können nicht 

Kleineisenindustrie- 

jährlich durchschnittüch 


festgestellt werden 

Berufsgenossenschaft 

1 894 979,- 



Süddeutsche Edel- und 

1985 bis 1988 

500,- 

2 800,- 

Unedelmetall- 

jährhch 



Berufsgenossenschaft 

250 000,- 



Berufsgenossenschaft der 

1985 / 808 605,78 

653,68 

Zahlen können nicht 

Feinmechanik und Elektro- 

1986 / 850 985,22 

669,54 

festgestellt werden 

technik 

1987 / 1 066 970,73 

728,81 



1988 / 1 380 533,53 

810,65 


insges. 5 675 BK-Fälle 
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Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


noch Anlage 3 


Nach §551 Abs. 2 RVO anerkannte Erkrankungen 
im Bereich des Bundesverbandes der Unfallversicherungs- 
träger der öffentlichen Hand 
(1964 bis 1987) 


Endgliednekrose Zeigefinger 
TBC 

Kehlkopferkrankung 

Allergie 

Ausfall des Geruchsvermögens 
Kleinzelliges Karzinom d, 
Lunge 

Adenokarzinom des Siebbeins 
und der Nase 

Hypothener-Hammer-Syndrom 


Geigenspiel 
B C G - S chu tzimpf ung 
Ammoniakdämpfe bei Licht- 
pausen 

Umgang mit Penicillin 

Formaldehyddämpfe 

Teerdämpfe 

Eichen- und Buchenholzstäube 

hämmernde Tätigkeit mit der 
Hand (Installateur) 
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Drucksache 11/6445 


noch Anlage 3 

Durchschnittliche jährliche Ausgaben der BGen für medizinische Gutachten 

BG 

insgesamt (DM) 

pro Fall 

pro Gutachter 

Bemfsgenossenschaft der 

1985/1 651 567,59 

398,61 

Zahlen können nicht 

chemischen Industrie 

1986 / 1 893 446,58 

410,19 

festgestellt werden 


1987/2 179 876,45 

425,50 



1988/2 541 430,96 

469,15 


Holz-Berufsgenossenschaft 

1985/556 226,- 

564,- 

986- 


1986/659 721,- 

613- 

1 076,- 


1987/687 161,- 

650,- 

1 057,- 


1988/914 642,- 

823,- 

1 111 - 

Lederindustrie- 

jährhch 

1 900,- 

1 000,- 

Berufsgenossenschaft 

320 000,- 



Papiermacher- 

jährlich 

1 090,- 

800,- 

Berufsgenossenschaft 

112 000,- 



Textil- und Bekleidungs- 

1987 / 860 000,- 

978,- 

Zahlen können nicht 

Berufsgenossenschaft 



festgestellt werden 

Berufsgenossenschaft 

1985/3 899 909,09 

810,- 

Zahlen können nicht 

Nahrungsmittel und 

1986/4 924 486,09 

890,- 

festgestellt werden 

Gaststätten 

1987/5 703 564,17 

920- 



1988/6 362 557,96 

910- 


Fleischerei- 

jährlich 

886,13 

648,73 

Berufsgenossenschaft 

192 511,34 



Bau-Berufsgenossenschaft 

1985/143 075,76 

ca. 500,- 

Zahlen können nicht 

Hamburg 

1986/192 078,79 

ca. 598,- 

festgestellt werden 


1987/223 712,84 

ca. 614,- 



1988/275 396,52 

550,- 


Bau-Berufsgenossenschaft 

Jährlich 1985-1988 

494,77 

460,14 

Hannover 

durchschnittl. 350 297,75 



Südwestliche Bau- 

jährlich durchschnittl. 

800- 

zwischen 

Berufsgenossenschaft 

280 000,- 


300 - und 1 200,- 
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noch Anlage 3 

Durchschnittliche jährliche Ausgaben der BGen für medizinische Gutachten 

BG 

insgesamt (DM) 

pro Fall 

pro Gutachter 

Württembergische Bau- 

1985 / 43 000,- 

— 

— 

Berufsgenossenschaft 

1986/57 000,- 


- 


1987 / 70 000,- 

514,- 

514,- 


1988 / 92 000,- 

674,- 

674,- 

Bayerische Bau- 

1985 / 382 379,82 

je Fall 

Zahlen können nicht 

Berufsgenossenschaft 

1986/412 039,82 

200,- 

festgestellt werden 


1987 / 493 225,30 




1988 / 460 243,30 



Tiefbau- 

1985 / 309 807,90 

377,35 

337,35 

Berufsgenossenschaft 

1986/367 517,28 

463,70 

463,70 


1987/370 129,48 

460,93 

460,93 


1988 / 444 258,91 

511,23 

511,23 

Großhandels- und Lagerei- 

1985/312 997,55 

510,60 

Zahlen können nicht 

Berufsgenossenschaft 

1986/404 591,03 

573,08 

festgestellt werden 


1987/485 691,49 

569,39 



1988 / 644 074,46 

655,21 


Berufsgenossenschaft 

1985/ 8 608,60 

430,43 

621,73 

der Straßen-, U-Bahnen 

1986/11 543,56 

412,27 

659,64 

und Eisenbahnen 

1987 / 12 335,40 

342,65 

428,31 


1988 / 12 763,94 

411,74 

583,40 

Bau-Berufsgenossenschaft Die Kosten sind abhängig von der Berufskrankheit (z. B. BK-Nr. 5101 = 
Frankfurt DM 1 300/1 400,-; BK-Nr. 4104 = ca. DM 1 500,-). 

Bei verschiedenen Erkrankungen entstehen noch weitere Kosten zwi- 
schen DM 200/400,- für Zusatzgutachten, 

In den Gutachtenkosten sind auch Nebenkosten (Fahrgeld, Verdienstausfall etc.) enthalten. Exakt 
können die durchschnittlichen jährlichen Ausgaben nicht beziffert werden, da der Kontenplan der 
gesetzlichen Unfallversicherung nicht so weit aufgeschlüsselt ist. 
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Verfahrens dauer 

Berufskrankheiten-Dokumentation (BK-DOK) 
Verfahrensdauer der Anzeigen auf Verdacht 1978 bis 1982 
Anerkannte Berufskrankheiten 


Anlage 4 

n. Sept. 89 

BK-Nr. 

bis 1 J. 

1 bis 2 J. 

2 bis 3 J. 

3 bis 4 J. 

4 bis 5 J. 

ab 5 J. 

insg. 

mittlere 

Dauer 

1101 

52 

77 

39 

13 

7 

5 


193 

1,43 

1102 

1 

4 

4 

0 

0 

0 


9 

1,38 

1103 

10 

32 

8 

2 

3 

1 


56 

1,37 

1104 

4 

1 

0 

1 

2 

1 


9 

2,66 

1107 

1 

3 

1 

3 

0 

0 


8 

1,81 

1108 

0 

7 

1 

0 

0 

2 


10 

2,00 

1109 

15 

14 

4 

2 

0 

0 


35 

1,01 

1110 

0 

0 

0 

0 

0 

1 


1 

5,00 

1201 

220 

148 

26 

15 

4 

3 


416 

0,93 

1202 

23 

27 

11 

3 

4 

2 


75 

1,30 

1301 

8 

47 

19 

7 

14 

10 


105 

2,17 

1302 

159 

193 

35 

26 

11 

6 


430 

1,15 

1303 

22 

35 

24 

0 

7 

5 


102 

1,74 

1304 

20 

10 

2 

4 

2 

2 


40 

1,37 

1305 

1 

3 

0 

0 

0 

0 


4 

0,87 

1306 

5 

10 

2 

3 

0 

0 


20 

1,27 

1307 

7 

3 

1 

1 

0 

0 


17 

0,97 

1308 

26 

24 

3 

0 

0 

2 


55 

1,00 

1309 

1 

0 

0 

0 

0 

0 


1 

0,50 

1310 

1 

3 

1 

2 

1 

0 


8 

1,93 

1311 

5 

1 

1 

1 

0 

0 


8 

1,06 

1312 

403 

1 158 

422 

82 

2 

5 

2 

072 

1,20 

1313 

0 

1 

0 

0 

0 

0 


1 

1,00 

2101 

14 

43 

82 

10 

6 

5 


160 

1,86 

2102 

403 

1 258 

279 

45 

22 

40 

2 

047 

1,22 

2103 

176 

561 

195 

77 

43 

82 

1 

134 

1,73 

2104 

0 

1 

3 

1 

3 

2 


10 

3,30 

2105 

175 

254 

79 

74 

8 

5 


595 

1,31 

2106 

1 

14 

11 

4 

2 

3 


35 

2,27 

2107 

4 

1 

3 

0 

0 

0 


8 

1,12 

2201 

8 

13 

3 

2 

2 

0 


28 

1,32 

2301 

5 469 

13 081 

5 105 

1 982 

870 

1 187 

27 

694 

1,55 

2401 

0 

3 

1 

0 

1 

2 


7 

2,85 

2402 

2 

3 

4 

2 

1 

1 


13 

2,07 

3101 

417 

2 119 

1 036 

321 

112 

75 

4 

080 

1,53 

3102 

38 

58 

16 

7 

6 

3 


128 

1,35 

3103 

1 

4 

1 

0 

1 

0 


7 

1,50 

3104 

365 

604 

157 

90 

36 

9 

1 

261 

1,24 

4101 

501 

1 316 

580 

325 

161 

497 

3 

380 

2,25 

4102 

40 

155 

126 

71 

27 

51 


470 

2,27 

4103 

46 

279 

138 

88 

44 

117 


712 

2,46 

4104 

20 

47 

31 

17 

9 

14 


138 

2,16 

4105 

34 

119 

88 

19 

7 

10 


277 

1,64 

4106 

2 

1 

1 

0 

0 

1 


5 

2,40 

4107 

1 

6 

5 

4 

3 

1 


20 

2,32 

4108 

0 

0 

0 

1 

0 

0 


1 

3,00 

4201 

0 

2 

0 

0 

0 

0 


2 

1,00 

4202 

0 

4 

4 

1 

0 

1 


10 

2,00 

4301 

61 

782 

961 

310 

149 

203 

2 

466 

2,22 

4302 

9 

46 

66 

66 

27 

48 


262 

2,92 

5101 

229 

1 221 

1 695 

844 

640 

726 

5 

355 

2,63 

5102 

25 

28 

11 

2 

2 

3 


71 

1,35 

6101 

0 

0 

0 

1 

0 

0 


1 

3,00 

9900 

5 

13 

14 

13 

11 

19 


75 

3,39 

Gesamtsumme 9 035 

23 842 

11 299 

4 551 

2 250 

3 150 

54 127 

1,72 
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Verfahrensdauer 

Beruf skrankheiten-Dokumentation (BK-DOK) 
Verfahrensdauer der Anzeigen auf Verdacht 1978 bis 1982 
abgelehnte Fälle (weil keine BK) 

noch 

i Anlage 4 

11. Sept. 89 

BK-Nr. 

bis 1 J. 

1 bis 2 J. 2 bis 3 J. 

3 bis 4 J. 

4 bis 5 J. 

ab5 J. 

insg. 

mittlere 

Dauer 

1101 

390 

318 

77 

46 

13 

9 

853 

1,05 

1102 

17 

18 

10 

0 

0 

5 

50 

1,47 

1103 

16 

43 

22 

9 

2 

2 

94 

1,54 

1104 

11 

9 

7 

2 

2 

2 

33 

1,59 

1105 

3 

2 

1 

1 

0 

0 

7 

1,21 

1106 

2 

3 

1 

0 

0 

0 

6 

1,00 

1107 

2 

6 

0 

0 

0 

0 

8 

0,87 

1108 

2 

6 

2 

3 

0 

1 

14 

1,85 

1109 

5 

9 

1 

2 

0 

0 

17 

1,14 

1110 

6 

4 

0 

0 

0 

0 

10 

0,70 

1201 

213 

201 

27 

30 

29 

10 

510 

1,23 

1202 

12 

19 

2 

4 

0 

0 

37 

1,10 

1301 

11 

37 

21 

11 

0 

2 

82 

1,55 

1302 

259 

317 

102 

53 

19 

15 

765 

1,27 

1303 

91 

143 

57 

30 

5 

4 

330 

1,31 

1304 

56 

101 

38 

19 

9 

1 

224 

1,36 

1305 

7 

11 

2 

2 

1 

0 

23 

1,23 

1306 

8 

26 

10 

1 

0 

1 

46 

1,26 

1307 

2 

3 

1 

1 

2 

0 

9 

1,88 

1308 

63 

28 

6 

2 

1 

0 

100 

0,81 

1309 

5 

4 

1 

1 

0 

0 

11 

1,04 

1310 

3 

9 

3 

6 

2 

1 

24 

1,97 

1311 

9 

2 

2 

0 

0 

0 

13 

0,80 

1312 

684 

1 341 

306 

55 

23 

34 

2 448 

1,12 

1313 

3 

3 

0 

0 

0 

0 

6 

0,75 

2101 

2 659 

1 933 

294 

224 

71 

55 

5 236 

0,97 

2102 

1 493 

1 182 

162 

34 

8 

9 

2 888 

0,84 

2103 

917 

1 358 

157 

84 

16 

30 

2 562 

1,02 

2104 

13 

22 

18 

10 

2 

1 

66 

1,62 

2105 

366 

647 

153 

133 

23 

25 

1 347 

1,30 

2106 

34 

73 

14 

5 

2 

0 

128 

1,10 

2107 

13 

41 

7 

7 

0 

1 

74 

1,21 

2201 

3 

12 

5 

2 

0 

0 

22 

1,34 

2301 

10 648 

21 956 

6 662 

2 646 

591 

398 

42 901 

1,24 

2401 

16 

21 

3 

0 

2 

1 

48 

1,20 

2402 

14 

30 

12 

4 

0 

3 

63 

1,42 

3101 

483 

1 086 

556 

161 

55 

36 

2 377 

1,41 

3102 

175 

125 

24 

3 

4 

1 

332 

0,87 

3103 

0 

3 

1 

0 

0 

0 

4 

1,25 

3104 

138 

236 

64 

32 

11 

11 

492 

1,29 

4101 

6 126 

4 576 

983 

670 

225 

500 

13 080 

1,21 

4102 

83 

126 

62 

41 

23 

15 

350 

1,71 

4103 

219 

562 

258 

130 

37 

40 

1 246 

1,56 

4104 

20 

48 

26 

8 

6 

4 

112 

1,59 

4105 

13 

47 

20 

5 

3 

2 

90 

1,49 

4106 

8 

21 

6 

0 

1 

0 

36 

1,13 

4107 

33 

54 

15 

16 

7 

1 

126 

1,44 

4108 

4 

3 

2 

2 

2 

0 

13 

1,76 

4201 

1 

3 

3 

0 

0 

0 

7 

1,35 

4202 

4 

15 

12 

5 

3 

2 

41 

1,95 

4301 

646 

1 516 

483 

266 

82 

80 

3 073 

1,41 

4302 

215 

490 

205 

100 

41 

20 

1 071 

1,47 

5101 

6 323 

9 586 

2 983 

1 610 

456 

354 

21 312 

1,28 

5102 

13 

33 

15 

9 

1 

0 

71 

1,41 

6101 

4 

3 

3 

0 

0 

0 

10 

1,10 

9900 

574 

744 

241 

84 

45 

21 

1 709 

1,20 

Gesamtsumme 33 143 

49 215 

14 153 

6 569 

1 830 

1 697 

106 607 

1,23 
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